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Nach Goethe ist es am besten, Rezensenten wie einen Hund totzu-
schlagen (aus dem Gedicht „Rezensent“, 1773). Die Lektüre von 
Rezensionen in juristischen Fachzeitschriften kann ein gewisses Ver-
ständnis für den Zorn des Dichters begründen, mag dieser auch nicht 
primär an Besprechungen des rechtswissenschaftlichen Schrifttums 
gedacht haben. Gottlob schützt das deutsche Strafrecht die Verfasser 
von Buchbesprechungen vor einem derartigen Schicksal.
Zum Einen verdienen nicht wenige gar nicht die Bezeichnung „Re-
zension“ (= kritische Bewertung). Der „Rezensent“ referiert brav den 
Klappentext oder den Verlagsprospekt ohne auch nur einen eigenen, 
geschweige denn kritischen Gedanken beigesteuert zu haben. Das 
Abschreiben eines „Waschzettels“ kann natürlich nicht Sinn einer 
ernsthaften Rezension sein.
Zweitens: Auch bescheidene Werke werden zuweilen über den grünen 
Klee gelobt. Das mag den Verleger erfreuen, jedoch ist der Rezensent 
nicht der verlängerte Arm der Werbeabteilung eines Verlages. Der Li-
teraturkritiker Marcel Reich-Ranicki hat nicht gezögert, belletristische 
Werke mit deutlichen Worten zu bewerten. Mehrfach hat er beklagt, 
dass die deutsche Literaturkritik versagt habe und jedes Buch zu loben 
bereit sei. Klare „Rankings“ sind auch in der juristischen Literatur-
kritik selten. Bewusst oder unbewusst orientieren sich Rezensenten 
offenbar an den Maßstäben des arbeitsrechtlichen Zeugnisses. Ar-
beitszeugnisse müssen nach der arbeitsgerichtlichen Rechtsprechung 
vom Wohlwollen des Arbeitgebers getragen sein. 
Ein ausgefeilter und anerkannter Sprachcode analog zum arbeitsrecht-
lichen Zeugnis hat sich im Rezensionsbereich zwar nicht entwickelt. 
Es gibt aber Abstufungen, die in den Rezensionen mehr oder weniger 
deutlich zum Ausdruck kommen. Man kann – grob vereinfachend – 
vier Wertungsstufen unterscheiden:
1) ausgezeichnet (Spitzenklasse, „summa cum laude“); 2) ordentlich 
(gut); 3) mittelmäßig (befriedigend); 4) schwach (ausreichend bis un-
genügend).

Markenzeichen für die Stufe 1 sind überschwängliche, zuweilen auch 
unterwürfige Formulierungen: Den Adressaten wird die Anschaffung 
des Werkes in warmen, zuweilen auch mahnenden Worten nahe bzw. 
„ans Herz“ gelegt: z. B. so: „ist aus der Examensvorbereitung nicht 
mehr wegzudenken“, „dieses Buch muss man kennen“, „über den … 
schreiben zu dürfen, ist mehr Kür als Pflicht“, „entspricht höchstem 
Niveau“. Gelegentlich geht einem Rezensenten die rhetorische Puste 
aus. Das passiert vor allem dann, wenn das fragliche Buch bzw. die 
Vorauflagen schon oft rezensiert wurden und der Vorrat preisender 
Formulierungen erschöpft ist. In dieser nicht seltenen Lage bietet sich 
der Satz an, es falle dem Rezensenten schwer, soviel verdientem Lob 
noch etwas wirklich Originelles hinzuzufügen.

Bewertungen auf der Stufe 2 zeichnen sich immerhin noch durch 
lobende Formulierungen aus, die allerdings kritische Untertöne 
enthalten. Bevor sich allerdings beim Leser ein negativer Eindruck 
festsetzen kann, wird umgehend Entwarnung gegeben: „Dies ändert 
nichts daran, dass es sich um ein rundum gelungenes Werk handelt“.
Eine mittelmäßige Note (Stufe 3) ist schwerer in Worte zu kleiden, 
wie jeder Korrektor weiß.
Leicht kann ein zu kritischer Halbsatz in einer kurzen Besprechung 
die Balance kippen und eine unerwünschte Schärfe in den Text brin-
gen. Durchschnittliche Bücher erhalten deshalb regelmäßig ein lau-
warmes Lob, etwa so: „kann aus dem Buch Nutzen ziehen“, „eignet 
sich für einen Einstieg“ usw. Auf eine rühmende Einleitung folgt 
vielfach eine Liste kritikwürdiger Punkte, die dann mit der Wertung 
abgeschlossen wird, das Werk sei aber „im Ergebnis durchaus zu emp-
fehlen“ und die Mängel stellten die „gute Qualität des Werkes nicht 
in Frage“. Natürlich tun sie genau das und schieben das besprochene 
Buch auf die Ebene der Zweit- oder Drittklassigkeit. 
Direkte Kritik an misslungenen Werken der untersten Stufe findet 
sich nur selten. Sie kommt aber gelegentlich vor. Kein Blatt vor dem 
Mund nahm ein Rezensent beispielsweise, als er schrieb: „Auf Grund 
seiner monströsen Form und seiner mitunter ungeschickten Darstel-
lung kann das Buch nach alledem den Studenten nur bedingt zur 
Lektüre empfohlen werden, den Referendaren hingegen gar nicht.“ 
Etwas subtiler: „Das Buch erfüllt die eigene bescheidene Zielsetzung“. 
Verdächtig ist es auch, wenn sich der Rezensent auf die Wiedergabe 
des Inhalts beschränkt und auf jede Wertung verzichtet. Der Over-
kill einer Rezension dürfte vorliegen, wenn der Rezensent den ihm 
überlassenen Raum hauptsächlich dazu nutzt, ausführlich auf gute 
Konkurrenzwerke hinzuweisen.

Sind Rezensionen nach alledem nützlich oder nur Ballast? Die Ant-
wort sei in klassischer Juristendiktion gegeben: Es kommt darauf an. 
Einfach haben es Leserinnen und Leser, die sich nur über Neuerschei-
nungen auf dem Büchermarkt informieren wollen; sie kommen allemal 
auf ihre Kosten. Mit etwas Einfühlungsvermögen kann man darüber 
hinaus durchaus einschätzen, ob das Buch aus Sicht des Rezensenten 
etwas taugt oder nicht. Schädlich können Rezensionen schließlich 
nur für diejenigen sein, die sich blind auf sie verlassen und auf andere 
Ratgeber – insbesondere Dozenten und Mitstudierende – verzichten. 
Vor einer Buchanschaffung sollte man schließlich das Werk selbst in 
die Hand nehmen, darin herumblättern und einige Seiten lesen. 
Ausprobieren geht auch hier über Studieren.

 Prof. Dr. J. Vahle, Bielefeld

Über Rezensionen

68. Jahrgang 12/2017
DVP DEUTSCHE 

 VERWALTUNGS-
PRAXIS

Editorial
Pe

rs
ön

lic
he

s 
Ex

em
pl

ar
! 

K
op

ie
re

n 
od

er
 W

ei
te

rr
ei

ch
en

 n
ic

ht
 e

rl
au

bt
.



486 DVP 12/17 · 68. Jahrgang

Die DVP im Dezember 2017/Inhaltsverzeichnis

Abhandlungen
Ralf Schmorleiz
Von der Bundestagswahl zur Kanzlerwahl –  
Deutschland erhält eine neue Bundesregierung .  .  .  .  .  .  .  . 487
Nach der Wahl zum Deutschen Bundestag am 24.09.2017 stellt dieser Beitrag 
kurz den weiteren Ablauf bis zur Aufnahme der Geschäfte durch eine neue 
Bundesregierung dar. Bis zu diesem Zeitpunkt führt die bisherige Regierung die 
Geschäfte fort.
Ausgehend vom Wahlergebnis werden zunächst verschiedene Alternativen 
erläutert, die zu einer Mehrheit für die Wahl des Bundeskanzlers führen können. 
Insoweit wird auch kurz auf die Bedeutung der Koalitionsverhandlungen einge-
gangen, die nach der Wahl des Bundestages begonnen haben und letztlich eine 
Mehrheit für die Wahl des Kanzlers begründen sollen.
Erst nach dieser Wahl erfolgt die Konstituierung der Bundesregierung durch die 
Ernennung der Bundesminister, die auf Vorschlag des Bundeskanzlers durch den 
Bundespräsidenten erfolgt. Die Zusammensetzung der Bundesregierung wird 
durch beamtete und parlamentarische Staatssekretäre vervollständigt.

Matthias Kreft
Veränderungsfähigkeit und die  
Veränderungsbereitschaft von Mitarbeitern als  
Schlüsselkompetenzen bestimmen .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  . 490
Es gibt verschiedene Gründe, warum Organisationen mit Veränderungen kon-
frontiert bzw. zu Veränderungen gezwungen werden. Der Erfolg eines Unter-
nehmens und auch die Leistungsfähigkeit einer öffentlichen Institution können 
davon abhängig sein, dass notwendige Veränderungen erfolgreich umgesetzt 
werden. 
Dies setzt voraus, dass auch die Mitarbeiter der Organisationen zu Veränderun-
gen bereit und in der Lage sind. Wenn dies bereits bei der Personaleinstellung 
berücksichtigt werden kann, zahlt sich dies später aus. 
Der Beitrag regt an, diese Schlüsselkompetenzen durch Personaldiagnostikver-
fahren zu identifizieren, wie z.B. durch Fragebogen, Einstellungstest oder einen 
Workshop. 

Michael Jesser/Bernd Schröder
Rechtliche Einordnung von Nebentätigkeiten und Funktio-
nen eines Hauptverwaltungsbeamten .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  . 493
In der DVP 10/2017, S. 416, hatten sich die Autoren bereits mit der Frage befasst, 
ob die Vertretung der Kommune durch den Hauptverwaltungsbeamten in 
Unternehmen und Einrichtungen nach der Neufassung der Regelungen im Nie-
dersächsischen Kommunalverfassungsgesetz als Tätigkeit zum Hauptamt oder 
als Nebentätigkeit eingeordnet werden kann.
In diesem Beitrag wird nun die Systematik des Rechts der Nebentätigkeiten 
und die Abgrenzung vom Hauptamt und zur Wahrnehmung öffentlicher Ehre-
nämter erläutert. Ausgehend davon wird dann auch die gesetzliche Pflicht eines 
Hauptverwaltungsbeamten zur Ablieferung von Nebentätigkeitsvergütungen 
dargestellt.

Arno Berning
„Fraktion auf Bewährung“ oder  
„Fraktion nach Bewährung“? .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  . 498
 Nach der Kommunalwahl.2014 in NRW, die ohne eine Sperrklausel durch-
geführt wurde, befinden sich in den nordrhein-westfälischen Kommunalparla-
menten zahlreiche einzelne Vertreter kleiner Parteien und Wählervereinigungen, 
denen jeweils für sich betrachtet für den Status einer Fraktion/Gruppe die erfor-
derliche Zahl an Mandaten fehlt.
Mit Blick auf die Vorteile einer Fraktionsgemeinschaft nach der GO NRW 
schlossen sich einige dieser Mandatsträger nach eigenem Verständnis zu Frak-
tionen/Gruppen zusammen. Dies führte und führt zu der Frage, welche Vor-

aussetzungen für eine Fraktionsbildung und damit für die Rechtmäßigkeit der 
Inanspruchnahme des Fraktionsstatus vorliegen müssen. Verbunden damit ist u. 
a. die Frage, ob der Status einer Fraktion allein durch die Erklärung der betroffe-
nen Mandatsträger herbeigeführt werden kann, oder erst nach einer Prüfung der 
Rechtmäßigkeit durch die Verwaltung.
Im diesem Beitrag werden die Voraussetzungen für die Rechtmäßigkeit einer 
Fraktionsbildung nach der Gemeindeordnung von NRW untersucht, wie auch 
die Frage nach dem verfahrensmäßigen Vorgehen bei Zweifeln. In diesem Rah-
men werden auch die Rechte kurz erläutert, die einer Fraktion nach der GO 
NRW zustehen können. Spätestens wenn diese verweigert werden, gibt dies 
Anlass zu einer (gerichtlichen) Überprüfung. 

Fallbearbeitungen
Elke Scheske
Die Einreise der Anna Smirnowa in die BRD  .  .  .  .  .  .  .  .  . 502
Bei dieser Fallbearbeitung – deren Lösungsskizze unter www.dvp-digital.de zur 
Verfügung steht – geht es in der Sache um das Formulieren behördlicher Klageer-
widerungen zu einem komplexen Sachverhalt aus dem Aufenthaltsrecht. 
Die Betroffene wehrt sich gegen die behördlichen Entscheidungen mittels zwei 
Klagen und Anträgen auf Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung, auf 
die nach einem vorbereitenden Gutachten mit einem Schriftsatz an das Gericht 
reagiert werden soll. 

Helmut Globisch
Die unerlaubte Spielplatzbenutzung .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  . 507
Gegenstand dieser Fallbearbeitung aus dem Bereich des Allgemeinen und des 
Besonderen Verwaltungsrechts ist die Frage, ob die Nutzung eines Spielplatzes 
entgegen einer SOG-Verordnung untersagt werden kann. 

Rainer Gebhardt/André Perthes
Verwaltungsmanagement und Organisation .  .  .  .  .  .  .  .  .  . 511
Kernpunkt dieser Fallbearbeitung ist die Bedeutung und Anwendung eines Qua-
litätsmanagementsystems. 
Anhand von Fallbeispielen sind u.a. das Qualitätsmanagement zu definieren 
und dessen Nutzen zu erläutern, Phasen der Veränderungsprozesse aus Sicht 
der Mitarbeiter und Grundsätze des sog. Change-Managements zu benennen, 
Grundtypen der Projektorganisation zu erläutern und eine Stellenbewertung der 
Qualitätsmanagementbeauftragten vorzunehmen.

Rechtsprechung
Bestreiten des Zugangs mit Nichtwissen
(BVerwG, Urteil vom 15.06.2016 – 9 C 19/15)...........................................521
Baurechtliche Duldungsverfügung zur Durchsetzung der Entfernung eines 
ungenehmigten Carports
(OVG Münster, Beschluss vom 13.02.2014 – 2 A 983/13).........................522
Ausplaudern personenbezogener Daten gegenüber Dritten im privaten 
Umfeld
(LG Düsseldorf, Urteil vom 20.02.2017 – 5 O 400/16)...............................524
Beweisverbot bei zulässiger Überwachung eines Arbeitnehmers (hier: durch 
Keylogger-Programm und Screenshots)
(LAG Hamm, Urteil vom 17.06.2016 – 16 Sa 1711/15).............................524

Schrifttum� 527

Die Schriftleitung 

Pe
rs

ön
lic

he
s 

Ex
em

pl
ar

! 

K
op

ie
re

n 
od

er
 W

ei
te

rr
ei

ch
en

 n
ic

ht
 e

rl
au

bt
.



487DVP 12/17 · 68. Jahrgang

Bundestagswahl 24.09.2017

Am 24.09.2017 waren rund 61.675.529 Wahlberechtigte aufgeru-
fen, den 19. Deutschen Bundestag zu wählen. Nach dem vom Bun-
deswahlausschuss am 12.10.2017 gemäß § 42 Abs. 2 BWG i.V.m. 
§ 48 BWO festgestellten Endergebnis haben insgesamt 46.973.700 
Wahlberechtigte von ihrem Wahlrecht Gebrauch gemacht, was einer 
Wahlbeteiligung von 76,2 % (2013: 72,4 %) entspricht. Das endgül-
tige Wahlergebnis1 der Wahlvorschläge, die unter Beachtung des § 6 
Abs. 3 BWG in den Bundestag einziehen, stellt sich wie folgt dar2:

Der neu gewählte 19. Deutsche Bundestag besteht, unter Berücksich-
tigung von Überhangs- und Ausgleichsmandaten, aus insgesamt 709 
Abgeordneten3 (2013: 631 Abgeordnete), die sich auf die einzelnen 
Fraktionen wie folgt verteilen:4, 5

*	 Ralf Schmorleiz ist hauptamtlicher Dozent für Kommunalrecht und Öffentliches 
Dienstrecht an der Hochschule für öffentliche Verwaltung / Zentrale Verwal-
tungsschule Rheinland-Pfalz.

**	 Bei allen Bezeichnungen, die auf Personen bezogen sind, inkludiert die gewählte 
Formulierung stets beide Geschlechter, auch wenn aus Gründen der leichteren 
Lesbarkeit nur die männliche Form benannt ist.

1	 Feststellung durch den Bundeswahlausschuss am 12.10.2017 
2 	 Quelle: Bundeswahlleiter
3	 Mit 709 Abgeordneten ist der 19. Deutsche Bundestag der größte in der Ge-

schichte der Bundesrepublik Deutschland. Der bisherige Rekord lag bei 672 Ab-
geordneten aus der Bundestagswahl 1994. Im bislang kleinsten Bundestag waren 
nach der Bundestagswahl 2002 insgesamt 603 Abgeordnete vertreten.

4	 Quelle: Bundeswahlleiter, Wiesbaden/Deutscher Bundestag
5	 Die in der Gesamtabgeordnetenzahl enthaltenen 299 Wahlkreismandate vertei-

len sich wie folgt:
	 CDU 185 (2013: 191), SPD 59 (2013: 58), AfD 3 (2013:0), FDP 0 (2013: 0), Die 

Linke 5 (2013: 4), Grüne 1 (2013: 1), CSU 46 (2013: 45)

Der Frauenanteil im 19. Deutschen Bundestag beträgt 30,7 %, das 
entspricht 218 Mandaten (2013: 36,5 %/230 Mandate).

Konstituierende Sitzung 

Gemäß Art. 39 Abs. 2 GG tritt der neu gewählte Bundestag spätes-
tens am dreißigsten Tag nach der Wahl zu seiner (konstituierenden) 
ersten Sitzung zusammen. Der Vorältestenrat6 hat den Termin für die 
konstituierende Sitzung auf den 24.10.2017 bestimmt. Entscheidend 
für den Übergang der Befugnisse vom bisherigen auf den neugewähl-
ten Bundestag ist nicht der Wahltag. Erst mit der konstituierenden 
Sitzung7 sind die neu gewählten Abgeordneten offiziell die Vertreter 
der Bürger für den 19. Deutschen Bundestag. Hätte der Bundestag 
vor dem 24.10.2017 aus dringender Notwendigkeit noch einmal ta-
gen müssen, wären die Abgeordneten des 18. Bundestages zu einer 
Plenarsitzung zusammentre-
ten. Seine Wahlzeit endete 
erst mit der konstituierenden 
Sitzung des 19. Deutschen 
Bundestages am 24.10.2017 
(Art. 39 Abs. 1 S. 2 GG).
Die Eröffnung und Leitung 
der konstituierenden Sitzung 
übernimmt, bis ein neuer 
Bundestagspräsident gewählt 

6	 Informelles Gremium des Deutschen Bundestages welches zwischen der Bundes-
tagswahl und der konstituierenden Sitzung des Parlaments die organisatorischen 
Angelegenheiten klärt. Hierzu gehört insbesondere die Terminfestlegung für die 
konstituierende Sitzung sowie die Sitzordnung im Plenarsaal. Nach der konsti-
tuierenden Sitzung wird der Vorältestenrat durch den Ältestenrat ersetzt, der die 
parlamentarischen Abläufe koordiniert.

7	 Die konstituierende Sitzung ist die erste Sitzung eines Parlaments am Beginn 
einer neuen Legislaturperiode (Wahlzeit).

Ralf Schmorleiz*

Von der Bundestagswahl zur Kanzlerwahl – 
Deutschland erhält eine neue Bundesregierung**

Aktuell im Fokus

Ergebnis der Bundestagswahl 2017
Endgültiges Ergebnis

Union

32,9

20,5

12,6 10,7 9,2 8,9
5,0

SPD AfD FDP Linke Grüne Sonst

Sitzverteilung
19. Deutscher Bundestag
709 Sitze*

CDU/CSU

SPD

AfD

FDP

Die Linke

Bündnis 90/Die Grünen

246

153

92

80

69

67
* 2 MdB fraktionslos

Foto: © wikipedia/Times
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Von der Bundestagswahl zur Kanzlerwahl – Deutschland erhält eine neue Bundesregierung� Ralf Schmorleiz

ist, der Alterspräsident8. Der Alterspräsident ist das dienstzeitälteste 
Mitglied9 des Deutschen Bundestages. Die Tagesordnung einer kon-
stituierenden Sitzung umfasst nach dem Aufruf der neugewählten 
Mitglieder des 19. Deutschen Bundestages, die Wahl des Bundes-
tagspräsidenten10 und der weiteren Mitglieder des Präsidiums, auch 
die Beschlussfassung über die Geschäftsordnung11 (Art. 40 Abs. 1 
S. 2 GG). 

Personelle und sachliche Diskontinuität

Das Organ „Deutscher Bundestag“ unterliegt der Organ-Kontinui-
tät. Hinsichtlich seiner Zusammensetzung gilt jedoch eine personel-
le Diskontinuität. Wie beschrieben, verlieren die Mitglieder des 18. 
Deutschen Bundestages – gleichzeitig mit dem Ende der laufenden 
Wahlzeit mit der Konstituierung des 19. Deutschen Bundestages – 
am 24.10.2017 ihr Bundestagsmandat. 
Neben der personellen besteht auch nach § 125 GO BT eine sachli-
che Diskontinuität. Hiernach gelten am Ende der Wahlperiode des 
Deutschen Bundestages alle noch nicht abschließend bearbeiteten 
Gesetzesvorlagen als erledigt. Sie müssen dann, unter Beachtung 
der normierten Formalitäten, erneut in den Deutschen Bundestag 
eingebracht werden. Hintergrund dieser Regelung ist, dass der neue 
Bundestag nicht mit Gesetzesvorhaben belastet werden soll, für die 
es keine parlamentarischen Mehrheiten (mehr) gibt. 

8	 Alterspräsident anlässlich der konstituierenden Sitzung am 24.10.2017: Dr. Her-
mann-Otto Solms (FDP)

	 Alterspräsidenten in der Geschichte der Bundesrepublik Deutschland: 1. Wahl-
zeit: Paul Löbe (SPD), 2. + 3. Wahlzeit: Marie-Elisabeth Lüders (FDP), 4. Wahl-
zeit: Robert Pferdmenges (CDU/CSU), 5. Wahlzeit: Konrad Adenauer (CDU/
CSU), 6. Wahlzeit: William Borm (FDP), 7.+8. Wahlzeit: Ludwig Erhard (CDU/
CSU), 9. Wahlzeit: Herbert Wehner (SPD), 10.–12. Wahlzeit: Willy Brandt (SPD), 
13. Wahlzeit: Stefan Heym (PDS), 14. Wahlzeit: Fred Gebhardt (PDS), 15.+16. 
Wahlzeit Otto Schily (SPD), 17.+18. Wahlzeit: Prof. Dr. Heinz Riesenhuber (CDU/
CSU)

9	 BT-Drucksache 18/12376 vom 17.05.2017
	 Änderung der GO-BT zum 01.07.2017: Alterspräsident ist 

das Mitglied des neugewählten Deutschen Bundestages, wel-
ches dem Parlament am längsten angehört. Die Änderung 
wird mit der notwendigen Parlamentserfahrung auch vor dem 
Hintergrund begründet, dass der Alterspräsident in bestimm-
ten Situationen Vertretungsaufgaben wahrnehmen muss.

10	 Der Bundestagspräsident wird traditionell von der stärksten 
Fraktion im Deutschen Bundestag gestellt.

	 Liste der deutschen Bundestagspräsidenten: Dr. Erich Köhler 
(CDU/CSU 1949–1950), Dr. Hermann Ehlers (CDU/CSU 
1950–1954), Prof. Dr. Dr. Eugen Gerstenmaier (CDU/CSU 
1954–1969), Kai-Uwe von Hassel (CDU/CSU 1969–1972), 
Dr. h.c. Annemarie Renger (SPD 1972–1976), Prof. Dr. Carl 
Carstens (CDU/CSU 1976–1979), Dr. h.c. Richard Stücklen 
(CDU/CSU 1979–1983), Dr. Rainer Barzel (CDU/CSU 
1983–1984), Dr. Philipp Jenninger (CDU/CSU 1984–1988), 
Prof. Dr. Rita Süssmuth (CDU/CSU 1988–1998), Dr. h.c. 
Wolfgang Thierse (SPD 1998–2005), Prof. Dr. Norbert Lam-
mert (CDU/CSU 2005–2017), Dr. Wolfgang Schäuble (CDU/
CSU seit 2017)

11 	Der Erlass einer Geschäftsordnung ist Ausf luss der Au-
tonomiebefugnisse des Parlaments, die sich stets auf die 
konkrete personelle Besetzung beziehen. Es ist somit die 
Aufgabe des jeweiligen Bundestages, sich eine Geschäfts-
ordnung zu geben. Die Wirkung der Geschäftsordnung 

	 ist daher auf die Wahlzeit des Deutschen Bundestages begrenzt. Es ist verfas-
sungsrechtlich unproblematisch, dass die bestehende Geschäftsordnung durch 
Beschluss des neuen Bundestages mit einfacher Mehrheit übernommen wird. Die 
Wirkung der Geschäftsordnung ist auf die Regelung der internen parlamentari-
schen Abläufe beschränkt.

„Geschäftsführende“ Bundesregierung

Mit der konstituierenden Sitzung des 19. Deutschen Bundestages am 
24.10.2017 endet nach Art. 69 Abs. 2 GG auch die Amtszeit der Bun-
deskanzlerin und der Bundesminister. Auf Ersuchen des Bundespräsi-
denten – was eine notwendige Formalität darstellt – sind die bisherige 
Bundeskanzlerin und die bisherigen Bundesminister gemäß Art. 69 
Abs. 3 GG verpflichtet, die Regierungsgeschäfte bis zur Ernennung der 
Nachfolger weiterzuführen. Obwohl verfassungsrechtlich expressis verbis 
nicht normiert, spricht man in diesem Kontext von einer „geschäftsfüh-
renden“ Bundesregierung. Eine „regierungslose Zeit“ kennt unsere Ver-
fassung somit nicht. Grundsätzlich verfügt die „geschäftsführende“ Bun-
desregierung über dieselben Befugnisse, wie eine vom neuen Bundestag 
demokratisch legitimierte Bundesregierung. Es entspricht jedoch der 
ausgeübten Staatspraxis, dass eine „geschäftsführende“ Bundesregierung 
keine grundlegenden politischen Entscheidungen trifft und diese einer 
vom Bundestag demokratisch legitimierten Bundesregierung überlässt. 

Aufgrund ihrer geschäftsführenden Befugnisse ist die Bundeskanzle-
rin nach Art. 64 Abs. 1 GG auch ermächtigt, dem Bundespräsidenten 
einzelne Bundesminister zur Entlassung vorzuschlagen. Bis zur neuen 
Regierungsbildung kann ein anderer Bundesminister mit der Auf-
gabenwahrnehmung beauftragt oder auch auf die allgemeinen Ver-
tretungsregelungen der Bundesregierung zurückgegriffen werden.12 
Diese Vorgehensweise sichert die jederzeitige Handlungsfähigkeit 
der Bundesregierung.

Von der Sondierung zum Koalitionsvertrag

Die Handlungsfähigkeit eines Parlaments setzt stabile Mehrheitsver-
hältnisse voraus. Nach dem amtlichen Endergebnis13 besteht der 19. 
Deutsche Bundestag aus 709 Abgeordneten. Die absolute Mehrheit 
(Kanzlermehrheit) liegt demnach bei 355 Stimmen.

Somit sind folgende Koalitionen realistisch:

12 	Beispiel: Bundesministerin für Arbeit und Soziales, Frau Andrea Nahles, wurde 
am 28.09.2017 auf Vorschlag der Bundeskanzlerin durch den Bundespräsidenten 
entlassen. Seit diesem Tag führt die Bundesministerin für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend, Frau Katharina Barley auch die Amtsgeschäfte der Bundes-
ministerin für Arbeit und Soziales.

13 	Feststellung durch den Bundeswahlausschuss am 12.10.2017

absolute Mehrheit

� 399 Sitze

393 Sitze

326 Sitze

313 Sitze

300 Sitze

289 Sitze

 CDU/CSU   SPD   Die Linke   Grüne   FDP

Pe
rs

ön
lic

he
s 

Ex
em

pl
ar

! 

K
op

ie
re

n 
od

er
 W

ei
te

rr
ei

ch
en

 n
ic

ht
 e

rl
au

bt
.



489DVP 12/17 · 68. Jahrgang

Ralf Schmorleiz� Von der Bundestagswahl zur Kanzlerwahl – Deutschland erhält eine neue Bundesregierung

Eine Koalition aus CDU/CSU und SPD (große Koalition) käme 
auf insgesamt 399 Sitze. Eine Koalition aus CDU/CSU, Grüne und 
FDP ( Jamaika-Koalition14) käme zusammen auf 393 Sitze, was die 
vorstehende Grafik15 belegt. 

Der Weg zu einer stabilen Parlamentsmehrheit beginnt häufig mit 
Sondierungsgesprächen, in deren Verlauf führende Vertreter politi-
scher Parteien (Art. 21 GG) und potentiell spätere Koalitionspartner 
die Möglichkeiten einer Zusammenarbeit in der laufenden Legisla-
turperiode zur Erreichung gemeinsamer politischer Ziele ausloten. 
Das Ergebnis dieser Vorgespräche kann sein, dass die Beteiligten sich 
zu Koalitionsgesprächen vereinbaren, in denen – häufig in diversen 
Facharbeitsgruppen – konkrete politische Ziele und Projekte für die 
Legislaturperiode verhandelt werden. Diese Koalitionsgespräche be-
inhalten auch Verhandlungen über die zukünftige personelle Zusam-
mensetzung der neuen Bundesregierung. 

Das vereinbarte politische Arbeitsprogramm (inhaltlich/politische 
Komponente) sowie die Festlegung der personellen Besetzung einer 
gemeinsam getragenen Bundesregierung (personelle Komponente), 
werden am Ende der Koalitionsverhandlungen als Koalitionsver-
einbarung/Koalitionsvertrag verstetigt. Vertragspartner sind hierbei 
allein die beteiligten politischen Parteien und nicht die betroffenen 
Staatsorgane. Die verfassungsrechtliche Zulässigkeit von Koalitions-
verträgen leitet sich aus Art. 21 i.V.m. Art. 63 Abs. 1 GG ab. Die 
Wahl eines Bundeskanzlers ohne vorherige Aussprache ist nur dann 
zielführend, wenn die politische Entscheidung über die zu wählen-
de Person sowie die inhaltliche und personelle Zusammensetzung 
der Bundesregierung im Vorfeld der Wahl des Bundeskanzlers im 
Rahmen von Koalitionsverhandlungen einen Konsens gefunden hat.

Obwohl ein Koalitionsvertrag in politischer Hinsicht die Richtlini-
enkompetenz (Art. 65 GG, inhaltlich, sachliche Komponente) wie 
auch Personalkompetenz (Art. 64 GG, personelle Komponente) des 
Bundeskanzlers letztlich massiv tangiert, bleibt er nach wie vor ver-
fassungsrechtlich uneingeschränkt mit diesen wesentlichen Kompe-
tenzen ausgestattet. 

Koalitionsverträge entfalten lediglich interne politische Bindungs-
wirkung zwischen den vertragsschließenden Parteien. Einklagbare 
Rechtspositionen können auf diesem Wege jedoch nicht vereinbart 
werden, da ein Rechtsweg zum Bundesverfassungsgericht (Art. 93 
GG i.V.m. § 13 BVerfGG) bzw. zu den Verwaltungsgerichten (§ 40 
VwGO) bzw. zu den Zivilgerichten (Art. 19 Abs. 4 GG) nicht er-
öffnet ist. Aus diesem Grund vereinbaren die vertragsschließenden 
Parteien häufig auch einen internen Koalitionsausschuss, der in po-
litischen Spannungssituationen mediate Funktionen übernimmt. 
Letztlich haben Streitigkeiten über die Auslegung von Bestandteilen 
eines Koalitionsvertrages häufig destabilisierende Wirkungen auf den 
Fortbestand einer Bundesregierung, die bis zu einer Vertrauensfrage 
(Art. 68 GG) oder eines konstruktiven Misstrauensvotums (Art. 67 
GG) führen können. 

14 	Die Erkennungsfarben der beteiligten Parteien (schwarz, gelb, grün) entsprechen 
den Farben der Nationalfahne von Jamaika.

15 	Quelle: Zweites Deutsches Fernsehen/Bundeswahlleiter

Wahl des Bundeskanzlers16

Eine wesentliche Aufgabe des neu konstituierten Bundestages nach 
einer Bundestagswahl ist es, ohne vorherige Aussprache, einen Bun-
deskanzler zu wählen. Dies erfolgt gemäß Art. 63 Abs. 1 GG auf 
Vorschlag des Bundespräsidenten17. Eine verfassungsrechtliche nor-
mierte Frist für die Ausübung des Wahlvorschlagsrechts durch den 
Bundespräsidenten besteht nicht. Der Bundespräsident wird sich bei 
der Ausübung des Vorschlagsrechts an den Ergebnissen der Koali-
tionsverhandlungen orientieren und einen Wahlvorschlag in ange-
messener Frist unterbereiten. Bei der Frage, welche Frist angemessen 
ist, wird er auch die Komplexität und Schwierigkeit der laufenden 
Koalitionsgespräche zu bedenken haben.

Für die Wahl des Bundeskanzlers sieht das Grundgesetz verschiedene 
Wahlphasen vor:

1. Wahlphase 
Der Bundespräsident schlägt dem Bundestag einen Kanzlerkandi-
daten vor. Die vorgeschlagene Person ist nach Art. 63 Abs. 2 GG 
gewählt, wenn sie die Stimmen der Mehrheit der Mitglieder des 
Deutschen Bundestages erhält.18 Die gewählte Person muss sodann 
vom Bundespräsidenten zum Bundeskanzler ernannt werden.

2. Wahlphase
Erreicht die vorgeschlagene Person nicht die in Art. 63 Abs. 2 GG 
normierte „Kanzler“-Mehrheit, kann der Bundestag nach Art. 63 
Abs. 3 GG binnen vierzehn Tagen, mit der Mehrheit seiner Mit-
glieder, einen Bundeskanzler wählen.19

3. Wahlphase
Kommt eine Wahl des Bundeskanzlers innerhalb von vierzehn Tagen 
nicht zustande, so findet gemäß Art. 63 Abs. 4 S. 1 GG unverzüg-
lich ein neuer Wahlgang statt, in dem gewählt ist, wer die meisten 
Stimmen erhält.20 Erreicht die gewählte Person die Stimmen der 
Mehrheit der Mitglieder des Deutschen Bundestages,21 so muss der 
Bundespräsident ihn ernennen (Art. 63 Abs. 4 S. 2 GG). Erreicht die 
gewählte Person diese Mehrheit nicht, so hat der Bundespräsident 
binnen sieben Tagen entweder ihn zu ernennen oder den Bundestag 
aufzulösen (Art. 63 Abs. 4 S. 3 GG), was dann zu Neuwahlen führt. 

Im Anschluss an die Wahl und Vereidigung (Art. 64 Abs. 2 GG) setzt 
sich die Konstituierung der Bundesregierung (Art. 62 GG) durch die 
Ernennung der Bundesminister, die auf Vorschlag des Bundeskanz-
lers durch den Bundespräsidenten erfolgt (Art. 64 Abs. 1 GG), fort. 
Auch die Bundesminister leisten bei der Amtsübernahme vor dem 

16 	Liste der deutschen Bundeskanzler: Konrad Adenauer (CDU, 1949–1963), Ludwig 
Erhard (CDU, 1963–1966), Kurt Georg Kiesinger (CDU, 1966–1969), Willy Brandt 
(SPD, 1969–1974), Helmut Schmidt (SPD, 1974–1982), Dr. Helmut Kohl (CDU, 
1982–1998), Gerhard Schröder (SPD, 1998–2005), Dr. Angela Merkel (CDU, seit 
2005)

17 	Amtsinhaber ist seit dem 19.03.2017 Frank-Walter Steinmeier. Seine Wahl erfolg-
te durch die Bundesversammlung am 12.02.2017.

18 	Der 19. Deutsche Bundestag besteht aus 709 Abgeordneten. Die in Art. 63 Abs. 2 
GG normierte „Kanzlermehrheit“ liegt somit bei mind. 355 Stimmen.

19 	Kanzlermehrheit: mind. 355 Stimmen
20 	Relative Mehrheit/Einfache Mehrheit
21 	Kanzlermehrheit: mind. 355 Stimmen
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Bundestag den in Art. 56 GG vorgesehenen Eid22 ab. Die persönli-
chen Anforderungen, die an einen Bundesminister gestellt werden, 
sind in den §§ 4, 5 Bundesministergesetz (BMinG). Hiernach ist 
u.a. ausgeschlossen, dass die Mitglieder der Bundesregierung neben 
ihrem Amt kein anderes besoldetes Amt, kein Gewerbe und keinen 
Beruf ausüben dürfen. Daneben dürfen sie auch nicht einem Vor-
stand, Aufsichtsrat oder Verwaltungsrat eines auf Erwerb gerichteten 
Unternehmens angehören.
In der Literatur wird ganz überwiegend ein formelles Prüfungsrecht 
des Bundespräsidenten bei der Ministerernennung bejaht.23 Auf-
grund der geringen rechtlichen Anforderungen, die an die Ernennung 
eines Bundesministers gestellt werden, dürfte dieses Prüfungsrecht 
in nur sehr geringem Maße praktische Bedeutung haben. Ob der 
Bundespräsident auch ein materielles (politisches) Prüfungsrecht bei 
der Ministerernennung hat, ist umstritten. Aufgrund der Stellung des 
Bundespräsidenten nach dem Grundgesetz dürfte dieses auf (theore-
tische) Fälle beschränkt sein, in denen ein vorgeschlagener Kandidat 
mit Blick auf das Wohl und das Ansehen des Staates schlechterdings 
untragbar ist. 

Die Zusammensetzung der Bundesregierung wird durch beamtete 
und parlamentarische Staatssekretäre vervollständigt. Sprachlich 
werden beide Ämter wie folgt unterschieden:

22 	Amtseid nach Art. 56 GG: „Ich schwöre, dass ich meine Kraft dem Wohle des 
deutschen Volkes widmen, seinen Nutzen mehren, Schaden von ihm wenden, 
das Grundgesetz und die Gesetze des Bundes wahren und verteidigen, meine 
Pflichten gewissenhaft erfüllen und Gerechtigkeit gegen jedermann üben werde. 
So wahr mir Gott helfe“. Der Eid kann auch ohne religiöse Beteuerung geleistet 
werden.

23 	u.a. Windrisch, JUS 1995, 527

Beamtete Staatssekretäre: Staatssekretär im Bundesministerium für…
Parlamentarische Staatssekretäre: Staatssekretär beim Bundesminis-
ter für …

Beamtete Staatssekretäre unterliegen dem Beamtenrecht und sind in 
der Regel Beamte auf Lebenszeit. Ihre Amtsdauer ist grundsätzlich 
insoweit unabhängig von der Amtsdauer ihres vorgesetzten Ministers. 
Da beamtete Staatssekretäre jedoch politische Beamte sind, können sie 
jederzeit ohne Angabe von Gründen in den einstweiligen Ruhestand 
versetzt werden (§ 54 BBG). Parlamentarische Staatssekretäre befin-
den sich nicht in einem Beamten-, sondern in einem öffentlich-recht-
lichen Amtsverhältnis. Ihre Aufgabe versteht sich in erster Linie als 
Bindeglied zwischen Parlament und Ministerium. So kann der parla-
mentarische Staatssekretär den Bundesminister bei Erklärungen vor 
dem Bundestag, dem Bundesrat und in Sitzungen der Bundesregie-
rung vertreten. Nach § 4 ParlStG24 können parlamentarische Staats-
sekretäre jederzeit entlassen werden oder ihre Entlassung verlangen. 
Ihr Amt ist immer abhängig von der Amtszeit des Bundesministers. 
Scheidet ein Minister aus, scheidet auch der parlamentarische Staats-
sekretär ebenfalls aus. Der neue Bundesminister kann ihn jedoch in 
seinem Amt bestätigen. 

Parlamentarische Staatssekretäre können auf Vorschlag des Bundes-
kanzlers, im Einvernehmen mit dem zuständigen Bundesminister, 
vom Bundespräsidenten zu Staatsministern ernannt werden, ohne 
das damit höhere Befugnisse verbunden wären (§ 8 ParlStG). In der 
Vergangenheit wurde von dieser Möglichkeit beim Bundesminister 
des Auswärtigen sowie beim Bundeskanzler aus protokollarischen 
Gründen Gebrauch gemacht. 

24 	Gesetz über die Rechtsverhältnisse der parlamentarischen Staatssekretäre

Matthias Kreft*

Veränderungsfähigkeit und die Veränderungsbereitschaft 
von Mitarbeitern als Schlüsselkompetenzen bestimmen

1. Problemstellung 

Die Bestimmung der Veränderungsfähigkeit und der Veränderungs
bereitschaft als Schlüsselkompetenzen von Mitarbeitern sind un-
abdingbare Zukunftsaufgaben von Verwaltungen. Unternehmen 
sind heute permanenten Veränderungsprozessen ausgesetzt. Diese 
Veränderungen müssen Betriebe immer wieder neu meistern, denn 
oftmals sind sie existentiell für das weitere Überleben des Betriebes.1 

*	 Matthias Kreft ist leitender Angestellter in einer Behörde und hat eine interdis-
ziplinäre Ausbildung durchlaufen. Neben dem Studium der Elektrotechnik und 
dem Facility Management hat er an der Technischen Universität Kaiserslautern 
Wirtschaftswissenschaften studiert. Matthias Kreft ist nebenberuf licher Dozent 
an der Fachhochschule für öffentliche Verwaltung in NRW und lehrt die Fächer 
öffentliche Betriebswirtschaft, Personalmanagement sowie Verwaltungsma-
nagement und Organisation.

1	 Vgl. Frey, D.; Gerkhardt, M.: Erfolgsfaktoren und psychologische Hintergründe 
in Veränderungsprozessen. Entwicklung eines integrativen psychologischen Mo-
dells. In: OrganisationsEntwicklung – Zeitschrift für Unternehmensentwick-
lung und Change Management, München, 4/2006, S. 48.

Zusätzlich initiiert das Management von Unternehmen regelmäßig 
Veränderungsaktivitäten, die in der Organisation wirksam werden. 
Dies belegen nicht zuletzt eine Reihe einschlägiger Quellen. Die 
ständigen Wandelprozesse stellen Arbeitgeber heutzutage zuneh-
mend vor ganz neue Herausforderungen, da sie in ihrer Komplexität, 
ihrer Schnelligkeit und ihrer Häufigkeit zunehmen.2
Die Gründe für Veränderungen in Betrieben sind dabei vielseitig 
und können über mehrere Wege erfolgen: zum Beispiel über eine 
Krise oder Revolution, über Erneuerung und Wandel oder über die 
notwendige Anpassung bzw. Evolution. 
Unternehmenskrisen sind in der Regel ungewollte und ungeplante 
Prozesse mit begrenzter Dauer und Beeinflussbarkeit, da sie meist 
aufgrund externer Faktoren entstehen. „Sie sind in der Lage, den 
Fortbestand der gesamten Unternehmung substantiell und nachhaltig 

2	 Vgl. Koch, A.: Change-Kommunikation: Erfolgskriterien für unternehmensinter-
ne Kommunikation bei Veränderungsprozessen. Marburg, 2006, S.1
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zu gefährden oder sogar unmöglich zu machen.“3 Die Erneuerung, 
bzw. der geplante Wandel, indessen ist ein gesteuerter und strategi-
scher „Umbau“ eines Unternehmens. Die Anpassung ist ein evolu
tionärer Ansatz, bei dem die Beteiligten permanent an ihrer eigenen 
Weiterentwicklung arbeiten.4
Diese organisationale Veränderung betrifft fast immer auch die Mit-
arbeiter eines Betriebes, die einem Wandel häufig skeptisch gegen-
überstehen. Dazu bemerkt v. Rosenstiel, dass Menschen zwar häufig 
einsehen, dass Veränderungen erforderlich sind, jedoch begrüßen sie 
Veränderungen nur selten und sind gekennzeichnet durch eine Sehn-
sucht nach Stabilität.5 
Unternehmen, in denen die Mitarbeiter Angst vor Veränderungen 
haben oder diesen gar aktiven oder passiven Widerstand leisten, wer-
den jedoch kaum in der Lage sein, notwendige Veränderungsmaß-
nahmen erfolgreich zu bewältigen. So ist festzustellen, dass ein hoher 
Prozentsatz aller Veränderungsvorhaben an dem Abwehrverhalten 
der eigenen Mitarbeiter scheitert. Eine Studie des Hernstein-In-
stituts6, welches 1.000 deutsche Unternehmen zum Scheitern von 
Change-Projekten befragt hat, zeigt auf, dass für ein Scheitern zu 
38 % die eigene Belegschaft verantwortlich ist. Daraus leitet sich ab: 
„Employee resistance is the norm, not the exception.“7

Es gibt verschiedene Gründe, warum Unternehmen mit Veränderun-
gen konfrontiert bzw. zu Veränderungen gezwungen werden. Das sind 
im Wesentlichen die folgenden Einflüsse:

•	 Technologische (Weiter-)Entwicklungen
•	 Qualitäts- und Effizienzsteigerungen
•	 Innovationserwartung des Kunden
•	 Wettbewerbsdruck
•	 Veränderungen in Strukturen und Prozessen
•	� Interne Veränderung der Mitarbeiter (Wer-

tewandel)
•	 Extern induziert Änderungen

Doppler bestätigt diese Einwirkungen und 
spricht von Technologieschüben und davon, 
dass sich durch andauernde und gleichzeitig 
stattfindende Veränderungen, die Wirtschaft 
neu erfinden und global agieren muss. Die Auf-
gaben werden vielfältiger, ändern sich schneller 
und müssen effizienter erledigt werden, um 
wettbewerbsfähig bleiben zu können8.
Die o.g. Aufstellung zeigt, dass sowohl externe 
als auch interne Einflüsse auf Unternehmen 
einwirken und zu Veränderungen führen kön-
nen. Letztendlich kann jedoch gesagt werden, 

3 	 Staehle, W.: Management: eine verhaltenswissenschaftliche Perspektive. 8. Aufl. 
München, 1999, S. 902.

4 	 Vgl. Kraus, G.; Becker-Kolle, G.; Fischer, T.: Handbuch Change-Management. 
Steuerung von Veränderungsprozessen in Organisationen; Einf lussfaktoren und 
Beteiligte. Konzepte, Instrumente und Methoden. 2. Aufl. Berlin, 2006, S. 16.

5 	 Vgl. Rosenstiel, L. v.: Grundlagen der Organisationspsychologie. 6. Aufl. Stutt-
gart, 2007, S. 469.

6	 Vgl. auch Hernstein Institut für Management und Leadership, Wien. Chan-
ge-Management (1/2006). Hernstein Management Report, 2006.

7	 Hiatt, J. M.; Creasey, T. J.: Change Management. the people side of Change. 
Loveland, Colorado, USA, 2003, S. 40.

8	 Doppler, K.; Lauterburg C. (2002): Change Management: Den Unternehmens-
wandel gestalten. Frankfurt am Main, 2002, S. 70.

dass interne Einflüsse, wie persönliche Veränderungen, meist durch 
externe Einflüsse induziert bzw. beeinflusst worden sind. Das bedeu-
tet, dass sich Unternehmen zwangsläufig den sich ständig ändernden 
Rahmenbedingungen stellen müssen und ihnen kaum eine Einfluss-
möglichkeit auf diese Bedingungen bleibt.
Reagieren Unternehmen nicht auf die um sie herum stattfindenden 
Veränderungen, dann sind sie in ihrer Existenz bedroht. Damit hängt 
der nachhaltige Unternehmenserfolg maßgeblich von dem Umgang 
mit Veränderungen ab. 

Auch Zink9 sieht die Gestaltung von betrieblichen Veränderungen 
als erfolgskritische Größe an und führt weiter aus, dass Organisati-
onen nur wettbewerbsfähig bleiben, wenn sie in der Lage sind diese 
Veränderungen erfolgreich umzusetzen. Diese Feststellung bezieht 
sich nicht nur auf die Privatwirtschaft, sondern ist ebenso gültig für 
öffentliche Institutionen. Der hohe Stellenwert, den erfolgreiche Ver-
änderungsprozesse für die weitere Entwicklung eines Unternehmens 
einnehmen, macht die Bedeutung eines professionellen Change Ma-
nagements umso deutlicher.
Unternehmen sind Veränderungen kontinuierlich ausgesetzt. Da sich 
ständig neue Rahmenbedingungen für Unternehmungen ergeben, 
können Veränderungsprozesse als Adaptionsvorhaben an die verän-
derten Bedingungen aufgefasst werden. Dabei ist es vorrangig eine 
Managementaufgabe, Anpassungskapazitäten dauerhaft zu sichern 
und das Unternehmen für Neuorientierung und Wandel offenzu-
halten.10

Abb. 1: Adaptionsprozess (Quelle: eigene Darstellung)

Abbildung 1 zeigt schematisch, wie ein Unternehmen eine Verände-
rung durchläuft. Haben Unternehmen einen solchen Veränderungs-
prozess durchlaufen (Zeitpunkt t1), so ist das Unternehmen in der 
Regel auch in Zukunft bereit sich weiteren Veränderungen zu stellen, 
da es sich dann im inneren Gleichgewicht befindet (Zeitpunkt t02). 

9	 Zink, K. J.: Mitarbeiterbeteiligung bei Verbesserungs- und Veränderungspro-
zessen. Basiswissen-Instrumente-Fallstudien. 1.Aufl. München/Wien: Hanser 
2007

10	 Kreft M.: Die Bildung einer Arbeitgebermarke und ihre Bedeutung für Verände-
rungsprozesse in Unternehmen. Akademiker Verlag, Saarbrücken 2013; S. 13
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Nichts ist jedoch wirklich stabil. Zeitpunkt t1 bis t02 stellen somit 
Ausnahmesituationen dar, welche nie lange existent sind. Demgemäß 
durchlaufen Unternehmen kontinuierlich Veränderungsschleifen 
(t0n bis tn). „Nur ein frühzeitiges Erkennen der Veränderungsnot-
wendigkeit und ein rechtzeitiges Eingehen auf Veränderungsimpulse 
machen es möglich, eine Synchronität zwischen dem sich vollziehen-
den Wandel und den Anpassungsveränderungen in der Organisation 
herzustellen.“11

Die Ausführungen zeigen wie wichtig es für Unternehmen ist, dass 
ihre Mitarbeiter eine Veränderungsbereitschaft sowie Veränderungs-
fähigkeit besitzen. Unternehmen, die bereits bei der Personaleinstel-
lung das Maß an Veränderungsfähigkeit und -bereitschaft diagnos-
tizieren, haben den entscheidenden Vorteil.

2. Verhalten und Motivation

Es gibt die unterschiedlichsten Erfolgsdeterminanten für Verände-
rungsvorhaben. Ein derzeit noch weitestgehend unberücksichtigter 
Erfolgsfaktor ist auf der personellen Ebene der einzelnen Organisa-
tionsmitglieder zu finden. Was ist ausschlaggebend für das Verhalten 
von Mitarbeitern? Folgt man v. Rosenstiel 12, der sich auf Vrooms Werk 
von 196413 stützt, so unterscheidet er zwei Bereiche, die die Moti-
vation von Individuen beeinflussen. Das persönliche Wollen und das 
individuelle Können.
Diese beiden Verhaltenseinflüsse sind neben dem sozialem Dürfen 
und Sollen und der situativen Ermöglichung wichtige Bedingungen. 

Sind die Kompetenzen, die zu einer Förderung der Veränderungs-
fähigkeit (kognitiv) und -bereitschaft (emotional) führen bei den 
Personen ausgeprägt, dann wird ihre Verhaltensweise so sein, wie es 
sich innovative Unternehmen wünschen. Bezugnehmend auf Verän-
derungsprozesse ist es die Veränderungsbereitschaft (individuelles 
Wollen) und die Veränderungsfähigkeit (persönliches Können) die 
erfüllt sein müssen. Die bestehenden Werke fokussieren sich jedoch 
überwiegend auf Mitarbeiter, die bereits im Unternehmen sind und 
direkt von den Veränderungsvorhaben betroffen sind. 

11	 Rosenstiel, L. v.; Comelli, G. (2003):Führung zwischen Stabilität und Wandel. 
München, 2003, S. 156.

12	 Vgl. Rosenstiel, L. v.:Grundlagen der Organisationspsychologie, 6. Auf lage, 
Schäfer-Pöschel, Stuttgart 2007.

13 	Vgl. Vroom, V. H.: Work and Motivation. New York 1964, Wiley Verlag 

Aus Sicht eines Unternehmens ist es jedoch noch wichtiger, dass die 
Veränderungsfähigkeiten und der Veränderungsbereitschaft von po-
tenziellen Arbeitnehmern bereits vor der Personaleinstellung erkannt 
und beurteilt werden kann. Können Unternehmen vor der Personal-
einstellung erkennen, wie ausgeprägt die Veränderungsbereitschaft 
und die Veränderungsfähigkeit der potenziellen Arbeitnehmer sind, 
desto höher ist der Erfolg der Veränderungsvorhaben in den Organi-
sationen. Wichtige Aspekte berühren hier die interpersonellen bzw. 
individuellen Merkmale. Jeder potenzielle Mitarbeiter hat demgemäß 
eine mehr oder weniger ausgeprägte Veränderungskompetenz.
Veränderungskompetenz wird hier als die Fähigkeit definiert, mit 
Veränderungen und neuen Einflüssen umgehen zu können. Es soll 
herausgefunden werden, wie die charakterliche Disposition als Fä-
higkeit (hier Veränderungsfähigkeit) vorhanden ist. Das können ein 
offener und angstfreier Umgang mit Neuem und die aktive Einlas-
sung auf neue Situationen und auf ein neues Umfeld sein.

2.1 Veränderungsbereitschaft

Eine hohe Veränderungsbereitschaft von Organisationsmitgliedern 
ist gekennzeichnet u.a. durch

•	� ein positives Entgegentreten sich veränderten Anforderungen oder 
Entwicklungen in seinem/ihrem Arbeitsbereich,

•	� Zulassen neuer Erkenntnisse und Entwicklungen in bestehende 
Überlegungen und Ziele und die zielorientierte Umsetzung dieser 

Erkenntnisse sowie 
•	� Initiierung und Unterstützung von Verände-

rungsprozessen. 

Hier kann man durchaus von Veränderungskom-
petenz sprechen. Veränderungskompetenz ist 
die Fähigkeit, Veränderungsbedarf zu erkennen, 
Veränderungsziele zu erarbeiten, Veränderungs-
prozesse zu gestalten und bis zum erwünschten 
Veränderungsergebnis zu lenken, das Ergebnis 
beizubehalten und es möglicherweise weiter zu 
verbessern. Fähigkeit ist mehr als „theoretisches 
Wissen“, sondern bedeutet „praktisches Können 
und erfolgreiches Tun“.
Veränderungsbereitschaft der Mitarbeitern bzw. 
der Betroffenen steigert die Akzeptanz des Vorha-
bens. Die Nichtbereitschaft der Mitarbeiter ist mit 
Widerstand gleichzusetzen, demnach mit einem 
„Nicht-Wollen“.14

Grundsätzlich kann zwischen zwei Veränderungsbereitschaften von 
Mitarbeitenden unterschieden werden:

1. 	�Zum einen die Bereitschaft die sich unabhängig von der augen-
blicklichen Situation darstellt. Sie führt auf die einzelnen Indivi-
duen zurück und wird geprägt durch die Persönlichkeitsmerkmale 
der Individuen.

2. 	�Auf der anderen Seite gibt es die Bereitschaftskomponente auf-
grund der sich eingestellten Situation. Hier kann von situations-
bedingter Veränderungsbereitschaft gesprochen werden.

14 	Vgl. Reiß, M.; Rosenstiel, L. v.; Lanz, A.: Change Management: Programme, 
Projekte und Prozesse. Stuttgart, 1997, S. 92
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2.2 Veränderungsfähigkeit

Beim Können verhält es sich ähnlich. Wenn von Veränderungen be-
troffene Mitarbeiter überfordert sind, im Sinne von „Nicht-Können“, 
dann wirkt sich die Überforderung negativ auf ihre Veränderungsbe-
reitschaft aus. Nicht eine Überforderung aus dem späteren eigenen 
fachlichen Arbeitsumfeld. Gemeint sind vielmehr Fähigkeiten wie:

•	� Erkennen von Entwicklungstendenzen und deren zielorientierte 
Umsetzung, 

•	� kritisches Hinterfragen des Bestehenden sowie
•	 Unterstützung und Anwendung moderner Technologien. 

Auch hier kann davon ausgegangen werden, dass mit steigendem 
„Können“ auch eine steigende Akzeptanz der Veränderung stattfindet.
Zwischen der Veränderungsfähigkeit, der Veränderungsbereitschaft 
und dem Veränderungsbedarf bzw. Veränderungsnotwendigkeit gibt 
es ständige Wechselwirkungen. Ein hoher Veränderungsbedarf, wie 
der Wettbewerbsdruck, setzt z.B. eine hohe Veränderungsbereitschaft 
voraus. Auch induziert eine hohe Veränderungsfähigkeit, im Sinne 
von „Können“, bei den Beteiligten des Veränderungsvorhabens eine 
hohe Akzeptanz bzw. Veränderungsbereitschaft.
Eine hohe Veränderungskompetenz entsteht jedoch nur im Zusam-
menspiel einzelner Persönlichkeitsmerkmale. Bei Organisationsein-
heiten sowie beim ganzen Unternehmen beruht hier die Verände-
rungsfähigkeit auf verschiedenen Unternehmensparametern, wie z.B 
Unternehmensgröße, Bürokratisierungsgrad, vorherrschende taylo-
ristische Arbeitsweise und Flexibilität der Strukturen und Prozesse. 
Veränderungs- oder Wandlungsfähigkeit bedeutet, die Möglichkeit 
zu besitzen, Wandlungsprozesse mit Erfolg durchzuführen.
Die Veränderungsfähigkeit von Personen beruht auf ihrem Wissen 
und Können, dabei ist unter dem Wissen die Kenntnis oder das „Ken-

nen“ der Mitarbeiter gemeint.  Vielmehr ist hier von Bedeutung, dass 
die jeweiligen Kompetenzen der potenziellen Mitarbeiter entschei-
dend sind. Hierbei ist die intrapersonelle Kompetenz bedeutsam. Sie 
betrachtet drei Fähigkeiten:

1. 	Selbstbewusstsein
	 1.1 	 Emotionales Verständnis
	 1.2 	 Selbsteinschätzung
	 1.3 	 Selbstvertrauen
2. 	Selbststeuerung
3. 	Selbstmotivation

3. Lösungsansatz zur Identifizierung der Schlüsselkompetenzen

Ein Mittel zur Feststellung der persönlichen Veränderungsfähigkeit 
und Veränderungsbereitschaft von potenziellen Mitarbeitern ist die 
Entwicklung eines Diagnostikverfahren, die den Arbeitgebern bei der 
Personalauswahl einfach und schnell die wesentlichen vorgenannten 
Aspekte liefert.
Für die Identifizierung der veränderungsbereiten Mitarbeiter sowie 
deren Veränderungsfähigkeit, sind umfassende Forschungen notwen-
dig. Sie müssen die folgenden Fragen beantworten:

•	� Welche Attribute sind bei Individuen entscheidend für deren Ver-
änderungsfähigkeit und -bereitschaft?

•	� Wie lassen sich die Attribute für Veränderungsfähigkeit und -be-
reitschaft identifizieren?

•	 Welche Diagnostikverfahren führen zum Erfolg?

In der Praxis sind Personaldiagnostikverfahren, wie der Fragebogen, 
der Einstellungstest oder der Workshop vorstellbar.

Michael Jesser/Bernd Schröder*

Rechtliche Einordnung von Nebentätigkeiten und Funktionen 
eines Hauptverwaltungsbeamten

Gerade in politisch stürmischen Zeiten ist der Hauptverwaltungs-
beamte1 gut beraten, gegenüber Prüfungen seiner Abführungspflicht 
von Einnahmen aus anderen Nebentätigkeiten und Funktionen gut 
gewappnet zu sein. So hat uns die Vergangenheit gelehrt, dass alle 
Jahre wieder Hauptverwaltungsbeamte über zu großzügige eigene 
Rechtsauslegungen des Nebentätigkeitsrechts Rückzahlungen an die 
Kommune zu leisten haben. Als Rechtsgrundlagen hinsichtlich der 
Einordnung von Nebentätigkeiten und Funktionen des Hauptver-
waltungsbeamten auf der Grundlage des beamtenrechtlichen Neben-
tätigkeitsrechts in Niedersachsen dienen §§ 40 Beamtenstatusgesetz 
(BeamtStG), 70ff. Niedersächsisches Beamtengesetz (NBG) und die 
Niedersächsische Nebentätigkeitsverordnung (NNVO).

*	 Prof. Dr. Michael Jesser ist Vizepräsident der Kommunalen Hochschule für Ver-
waltung in Niedersachsen (HSVN) und Leiter des Bildungszentrums Braun-
schweig des Niedersächsischen Studieninstituts (NSI); StOAR Bernd Schröder 
ist langjähriger Lehrbeauftragter am NSI.

1 	 Lediglich aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird das männliche Genius ver-
wendet.

1.	 Terminologische Abgrenzung der verschiedenen Begriffe des 
Nebentätigkeitsrechts

	� Häufig werden die verschiedenen Begriffe des Nebentätigkeits-
rechts nicht hinreichend voneinander abgegrenzt. Dabei gibt der 
Gesetzgeber eine inhaltliche Abgrenzung der Begriffe vor. Wäh-
rend sich § 40 Beamtenstatusgesetz (BeamtStG) allein auf den 
Begriff der „Nebentätigkeit“ bezieht, unterscheidet § 70 Nds. 
Beamtengesetz (NBG) die Begriffe „Nebentätigkeit“, „Nebenbe-
schäftigung“ und „Nebenamt“, die nicht synonym zu verwenden 
sind. 

	� „Nebentätigkeit“ ist der juristische Oberbegriff für die Begriffe 
„Nebenamt“ und „Nebenbeschäftigung“. Unter einem „Neben-
amt“ ist ein nicht zu einem Hauptamt gehörender Kreis von Auf-
gaben, die aufgrund eines öffentlich-rechtlichen Dienst- oder 
Amtsverhältnisses wahrgenommen werden, zu verstehen (§ 70 
Abs.  2 NBG), wobei aus dem Begriff des Nebenamtes durch 
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Abs. 4 die Wahrnehmung öffentlicher Ehrenämter ausgenommen 
ist (Sommer/Konert/Sommer, NBG § 71 a (alt) Rn. 2, § 70/neu). 

	� Unter einer Nebenbeschäftigung ist dagegen jede sonstige nicht 
zu einem Hauptamt gehörende Tätigkeit innerhalb oder außer-
halb des öffentlichen Dienstes zu verstehen (§ 70 Abs. 3 NBG). 
Während das echte Nebenamt aufgrund seiner Ausgestaltung als 
öffentlich-rechtliches Dienst-/Amtsverhältnis stets innerhalb des 
öffentlichen Dienstes wahrgenommen wird, ist die Wahrnehmung 
einer Nebenbeschäftigung innerhalb oder außerhalb des öffentli-
chen Dienstes möglich. 

2.	 Hauptamt/öffentliches Ehrenamt/Nebentätigkeit

	� Bei der Prüfung des Nebentätigkeitsrechts (§§ 70 ff. NBG, Nds. 
Nebentätigkeitsverordnung – NNVO) ist zunächst zu untersu-
chen, ob es sich bei Tätigkeiten um eine Tätigkeit im Hauptamt, 
um eine Nebentätigkeit oder um die Wahrnehmung eines öffent-
lichen Ehrenamtes handelt. Denn je nach Bestimmung sind un-
terschiedliche Rechtsfolgen zu beachten.

	� Der Begriff des Hauptamtes ist gesetzlich nicht definiert. Der Ge-
setzgeber hat sich in § 70 NBG (§ 3 Abs. 1 NNVO) lediglich da-
rauf beschränkt, das Hauptamt derart zu charakterisieren, dass in 
Abgrenzung hierzu eine Nebentätigkeit eine der dort erwähnten 
ausgeübten Tätigkeiten ist, wenn sie nicht zum Hauptamt gehört. 
Eine abschließende oder auch nur beispielhafte Aufzählung der 
zum Hauptamt gehörenden Aufgaben ist weder im NBG noch 
in der NNVO erfolgt. Insofern ergeben sich somit Abgrenzungs-
schwierigkeiten hinsichtlich der Zuordnung von Tätigkeiten zu 
Tätigkeiten im Hauptamt. 

	� Im Rahmen des Nebentätigkeitsrechts werden als dem Hauptamt 
zugehörig alle Aufgaben angesehen, die der Beamte im Rahmen 
seines Amtes im konkret-funktionellen Sinn (Dienstposten) 
wahrnimmt. Dies wird zum einen durch Gesetz, Verordnung, 
Satzung bestimmt oder durch Stellen- bzw. Funktionsbeschrei-
bungen, Dienstanweisungen, Organisationsverfügungen etc. kon-
kretisiert (RdErl. des MI v. 16.09.2015 – 3123-03012/1-4). Ferner 
zählen zum Hauptamt alle Obliegenheiten, die sich von den aus 
ihm resultierenden Pflichten aufgrund eines engen, unmittelbaren 
funktionalen Zusammenhangs sinnvollerweise nicht trennen las-
sen. So kann z.B. der Rat als Dienstvorgesetzter des Bürgermeis-
ters Aufgaben als zum Hauptamt gehörig definieren. Aber auch 
aus der Organisationsgewalt des Bürgermeisters als Hauptverwal-
tungsbeamten resultiert die Möglichkeit, durch organisatorische 
Maßnahmen Aufgaben zu seinem Hauptamt zu erklären, was er 
als zum Hauptamt zugehörig erachtet (Köster, Genehmigungs-, 
Anzeige- und Abführungspflichten für Nebentätigkeiten kommu-
naler Verwaltungsbeamter in Nordrhein-Westfalen, DÖD 9/2005, 
189 ff., so auch im Ergebnis Nds. Städtetag (NSt) in dem Rund-
schreiben an die Mitglieder der Oberbürgermeister-Konferenz v. 
07.07.2015). 

	� Die Zuordnung einer Funktion zum Hauptamt hat weitreichende 
finanzielle Konsequenzen. Sofern eine Tätigkeit des Hauptverwal-
tungsbeamten zum Hauptamt gehört, besteht für ihn die Pflicht 
zur Ablieferung der dafür erhaltenen Vergütungen. Da es für die 
Zahlung einer Vergütung an einer gesetzlichen Grundlage man-

gelt, ergibt sich bei einer Zuordnung der Tätigkeit zum Hauptamt 
eine Ablieferungspflicht der erhaltenen Vergütung. Im Hauptamt 
darf der Beamte nach § 42 Abs. 1 BeamtStG ohne Zustimmung 
des Dienstherrn keine Belohnung, Geschenke oder sonstige Vor-
teile annehmen und hat nach § 42 Abs. 2 BeamtStG pflichtwid-
rig Erlangtes auf Verlangen des Dienstherrn herauszugeben. Eine 
Zustimmung zur Annahme von Vergütungen im Hauptamt dürfte 
unzulässig sein, da Beamte eine Besoldung erhalten, die abschlie-
ßend besoldungsrechtlich geregelt ist (HVB-Schreiben des Nds. 
Städtetages (NSt) Nr. 9/2012 v. 13.03.2012 mit Anlagen).

3.	 Zuordnung der Tätigkeit von Hauptverwaltungsbeamten in 
Beiräten von Energieversorgungsunternehmen zum Hauptamt 
auf der Grundlage des Urteils des Bundesverwaltungsgerichts vom 
31.03.2011 

	� Das Bundesverwaltungsgericht hat mit Urteil vom 31.03.2011 
– 2 C 12.09 – über die Ablieferung eines Hauptverwaltungsbe-
amten aus einer Tätigkeit in einem Beirat eines Unternehmens 
entschieden. Kläger war ein hauptamtlicher Bürgermeister aus 
Nordrhein-Westfalen, der zum Mitglied eines Regionalbeirates 
einer Tochtergesellschaft der RWE AG berufen worden war. Hin-
sichtlich der Tätigkeit von Hauptverwaltungsbeamten in Beiräten 
von Energieversorgungsunternehmen ist danach von einer Tätig-
keit im Hauptamt auszugehen, wenn kumulativ 

	 •		� die Kommune an dem Unternehmen, das den Beirat eingerich-
tet hat, beteiligt ist,

	 •		� die Leistung des Unternehmens im Zusammenhang mit der 
gemeindlichen (kommunalen) Aufgabe der Daseinsvorsorge 
stehen und 

	 •		� die Amtsträgerschaft notwendige Voraussetzung für die Beru-
fung in den Beirat ist.

	� Ist die Amtsträgerschaft nicht notwendige Voraussetzung für die 
Berufung in den Beirat, ist die Beiratstätigkeit nach diesen Krite-
rien nicht zwingend dem Hauptamt zugeordnet. Die Kommune 
könnte aber grundsätzlich dennoch eine solche Entscheidung 
nach Maßgaben des Einzelfalles treffen. Ist danach eine konkrete 
Tätigkeit einer oder eines HVB dem Hauptamt zugeordnet, ist die 
Tätigkeit durch die Besoldung vergütet und sind daraus erlangte 
Vergütungen, Honorare oder Aufwandsentschädigungen in voller 
Höhe an die Kommune als Dienstherrn abzuliefern (RdErl. d. MI 
v. 16.09.2015 – 31.23-03012/1-4). 

4.	 Wahrnehmung öffentlicher Ehrenämter

	� Zu dem auch vom Nds. Ministerium für Inneres und Sport in sei-
nem o.g. RdErl. v. 16.09.2015 konstatierten bestehenden Rechts-
unsicherheiten bei möglichen Nebenbeschäftigungen von Haupt-
verwaltungsbeamten tritt noch das öffentliche Ehrenamt hinzu, so 
dass im konkreten Einzelfall die Zuordnung der Tätigkeiten von 
Hauptverwaltungsbeamtinnen und -beamten zu den Bereichen 
öffentliches Ehrenamt, Nebentätigkeit und Hauptamt zu klären 
ist. Je nach der Zuordnung ergeben sich unterschiedliche Rechts-
folgen hinsichtlich der Ablieferung der erhaltenen Vergütungen 
von der Ablieferungsfreiheit über die Ablieferungspflicht mit Frei-
betrag (limitierte Ablieferungspflicht) bis hin zur vollständigen 
Ablieferungspflicht. 

Rechtliche Einordnung von Nebentätigkeiten und Funktionen eines Hauptverwaltungsbeamten� Michael Jesser/Bernd Schröder
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	� Nach § 70 Abs. 4 NBG i.V.m. § 2 NNVO gelten öffentliche 
Ehrenämter nicht als Nebentätigkeit. Bis zum Inkrafttreten des 
NBG zum 01.04.2009 und der Nds. Nebentätigkeitsverordnung 
(NNVO) v. 06.04.2009 wurde die formale Qualifikation des öffent-
lichen Ehrenamtes in Niedersachsen im Gegensatz zu den anderen 
Bundesländern lediglich in Verwaltungsvorschriften vorgenom-
men. Nunmehr hat der Gesetz- bzw. Verordnungsgeber in Nie-
dersachsen eine formal-normative Qualifikation des öffentlichen 
Ehrenamtes in § 70 Abs. 4 NBG i.V.m. § 2 NNVO vorgenom-
men. So ist in Niedersachsen die Wahrnehmung eines öffentlichen 
Ehrenamtes für die Hauptverwaltungsbeamtinnen und -beamten 
insbesondere für die Vertretung der Kommune im Verwaltungsrat, 
Kreditausschuss der Sparkasse sowie in der Verbandsversammlung 
des jeweiligen Sparkassenzweckverbandes von Bedeutung. 

	� Nach der im NST-Info-Beitrag Nr.  1.10/2009 v. 16.02.2009 
vorgelegten Begründung des MI zum Verordnungsentwurf der 
Nds. Nebentätigkeitsverordnung erfasst § 2 Abs. 1 Nr. 9 NNVO 
nunmehr nur noch die ehrenamtliche Tätigkeit in Verbänden von 
Sparkassen (z.B. Sparkassen- und Giroverbände nach den §§ 28, 
29 NSpG). Im Gegensatz zu Ziff. 3.1 Buchst. d der VV zu § 71 a 
NBG-alt ist daher unter Ziff. 9 des § 2 Abs. 1 nicht mehr die eh-
renamtliche Tätigkeit in Organen von Sparkassen geregelt, da § 11 
Abs. 2 NSpG die Tätigkeit als Mitglied des Verwaltungsrats einer 
Sparkasse ausdrücklich als ehrenamtlich bestimmt. Für diese Fälle 
findet nach der vorstehenden Verordnungsbegründung nunmehr 
die Nr. 12 des § 2 Abs. 1 NNVO Anwendung. 

	� Zu Nr. 12 des § 2 Abs. 1 NNVO wird in der Verordnungsbe-
gründung angeführt, dass nunmehr auch die in sonstigen Rechts-
vorschriften als ehrenamtlich bezeichnete Mitwirkung bei der 
Erfüllung öffentlicher Aufgaben ausdrücklich als Wahrnehmung 
eines öffentlichen Ehrenamtes bezeichnet wird. Diese Regelung 
entspricht im Wesentlichen Ziff. 3.1 Buchst. g der Verwaltungs-
vorschriften zu § 71 a NBG-alt. So sind beispielsweise die Mit-
glieder des Rundfunkrats und des Verwaltungsrats des NDR (§ 16 
Abs. 8 des Staatsvertrages über den Norddeutschen Rundfunk) 
und die Mitglieder im Verwaltungsrat von Sparkassen und damit 
auch im Kreditausschuss ehrenamtlich tätig (§ 11 Abs. 2 NSpG). 

	
	� In der Verordnungsbegründung wird weiter zu § 2 Abs. 2 NNVO 

ausgeführt, dass die Beschränkung des öffentlichen Ehrenamtes 
auf die zur unmittelbaren Aufgabe gehörenden Tätigkeiten der 
bisherigen Regelung in Ziff. 3.1 (am Ende) der Verwaltungsvor-
schriften zu § 71 a NBG-alt entspricht. Ausdrücklich wird darauf 
hingewiesen, dass hierdurch vermieden werden soll, dass der Kreis 
der Tätigkeiten unangemessen weitgezogen wird. 

	� Mit der somit vom Nds. Gesetz- und Verordnungsgeber vorge-
nommenen formal-normativen Qualifikation des öffentlichen 
Ehrenamtes gilt diese Tätigkeit nicht als Nebentätigkeit, so dass 
sich die Frage nach der Ablieferung einer gezahlten Vergütung für 
diesen Bereich nicht stellt. In diesem Zusammenhang sei erwähnt, 
dass in anderen Bundesländern für die Funktion der Tätigkeit im 
Verwaltungsrat durchaus unterschiedliche Regelungen bestehen. 

	� So wurde in Bayern durch die Streichung der Nr. 4 im Katalog 
des § 3 Abs. 2 BayNV die Tätigkeit als Mitglied des Verwaltungs-
rates einer Sparkasse den Regelungen des Nebentätigkeitsrechts 

unterworfen, wobei gleichzeitig im Bayrischen Sparkassengesetz 
bestimmt wurde, dass die Tätigkeit als Mitglied des Verwaltungs-
rates nicht als Wahrnehmung eines öffentlichen Ehrenamtes i.S. 
der beamtenrechtlichen Bestimmungen gilt. 

	� Als Rechtsfolge dessen wurden aber die entsprechenden Freibe-
träge für die Ablieferung von Nebentätigkeitsvergütung für den 
Vorsitzenden des Verwaltungsrates der Sparkasse verdreifacht 
und für den stellvertretenden Vorsitzenden verdoppelt. In einigen 
Ländern wiederum ist geregelt, dass die Tätigkeit des Hauptver-
waltungsbeamten im Verwaltungsrat der Sparkasse kraft Gesetzes 
erfolgt, so dass diese Tätigkeit bereits aufgrund der gesetzlichen 
Wertentscheidung als zum Hauptamt zugehörig anzusehen wäre. 
Damit hätten die Hauptverwaltungsbeamte grundsätzlich keinen 
Vergütungsanspruch bzw. Ablieferungspflicht für diese Tätigkei-
ten. Anders kann sich aber die Rechtslage beurteilen, wenn eine 
entsprechende gesetzliche Regelung besteht (§ 8 Abs. 3 Thür-
SpkG), wonach Sitzungsgelder ausdrücklich von der Abführungs-
pflicht ausgenommen sind. 

5.	 Nebentätigkeiten

	� Den Definitionen Nebenamt und Nebenbeschäftigung (Oberbe-
griff: Nebentätigkeit) ist als gemeinsames Merkmal die fehlende 
Zugehörigkeit der ausgewählten Tätigkeiten zum Hauptamt zu 
entnehmen. Da – wie vorstehend ausgeführt – auch die Wahrneh-
mung eines öffentlichen Ehrenamtes nicht als Nebentätigkeit gilt, 
ist somit die rechtliche Einordnung der Nebentätigkeit wie folgt 
vorzunehmen: 

	� Ist die Tätigkeit weder dem Hauptamt zuzuordnen, noch als öf-
fentliches Ehrenamt anzusehen, liegt eine Nebentätigkeit vor (im 
Ergebnis HVB-Schreiben NSt Nr. 36/2010 v. 30.09.2010), für 
die die umfangreichen Regelungen der §§ 70 bis 79 NBG und der 
NNVO Anwendung finden, wobei in diesem Zusammenhang von 
Bedeutung ist, ob die jeweils aus der Nebentätigkeit erhaltenen 
Vergütungen der Ablieferungspflicht unterliegen und wenn ja, in 
welcher Höhe. 

6.	 Ablieferung von Nebentätigkeitsvergütungen

	� § 78 NBG i.V.m. § 9 NNVO begründet eine Ablieferungspflicht 
für Vergütungen aus Nebentätigkeiten, die im öffentlichen Dienst 
oder auf Verlangen, Vorschlag oder Veranlassung der oder des 
Dienstvorgesetzten ausgeübt werden. Voraussetzung ist allerdings, 
dass die gezahlte Vergütung die in § 9 Abs. 2 NNVO genannte 
Höchstgrenze überschreitet. 

	� In seiner Ursprungsfassung aus dem Jahr 1960 sah das NBG eine 
Ablieferungspflicht für Vergütungen aus Nebentätigkeiten im 
öffentlichen Dienst bei Überschreiten einer Höchstgrenze von 
jährlich 4.800 DM vor. Die Ablieferungspflicht wurde dann zum 
01.01.1974 aufgehoben. Dadurch zog der nds. Gesetzgeber die 
Konsequenzen aus der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsge-
richtes (BVerwG ZBR 1970, 296; BVerwG ZBR 1973, 309), dass 
im Hinblick auf Art. 2 Abs. 1 GG verfassungsrechtliche Zweifel 
an der Ablieferungspflicht bei Beibehaltung einer für alle Besol-
dungsgruppen gleichermaßen geltenden einheitlichen Höchst-
grenze geäußert hatte. Das Bundesverfassungsgericht (BVerfGE 
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55, 207) bestätigte jedoch im Jahr 1980 die verfassungsrechtliche 
Zulässigkeit der Ablieferungspflicht für Vergütungen aus Neben-
tätigkeiten im öffentlichen Dienst. Nach Auffassung des Bundes-
verfassungsgerichts handelt es sich bei der Ablieferungspflicht um 
ein wirksames Instrument zur Steuerung von Nebentätigkeiten im 
öffentlichen Dienst. Im Übrigen sei diese unter Beachtung eines 
verfassungskonformen Maßstabs nicht nur zulässig, sondern auch 
notwendig, um dem Grundsatz der nur einmaligen Alimentati-
on des Beamten, aus öffentlichen Kassen Geltung zu verschaffen 
(Beschluss des BVerfG v. 27.06.1971 – 2 BvL 9/70 –). Aufgrund 
der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts führte der Lan-
desgesetzgeber die Ablieferungspflicht durch Art. 1 Nr. 8 a des 
Gesetzes zur Änderung des Nebentätigkeitsrechts v. 02.07.1985 
wieder ein. 

	� Nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts  
(BVerfGE 55, 207) rechtfertigt sich für Beamte die Abliefe-
rungspflicht aus dem Grundsatz, dass der Beamte seine volle Ar-
beitskraft dem Beruf zu widmen hat und dem damit korrespon-
dierenden Alimentationsprinzip, die ihre Grundlage in Art. 33 
Abs. 5 GG haben (BVerfGE 55, 207, 240 f.). So soll durch die 
Beschränkung des Verdienstes aus Nebentätigkeiten bei anderen 
Arbeitgebern des öffentlichen Dienstes dem Anreiz entgegen-
gewirkt werden, Nebentätigkeiten in einem Umfang auszuüben, 
durch den die ordnungsgemäße Erfüllung der Pflichten in der 
Haupttätigkeit beeinträchtigt werden könnte. So vermag die of-
fenzulegende Vergütung mittelbare Anhaltspunkte für den Um-
fang der tatsächlichen Inanspruchnahme durch die Nebentätigkeit 
zu geben (BVerwGE, 41, 316, 323). 

	
7.	 Nebentätigkeiten im öffentlichen Dienst gem. § 9 NNVO
	
	� Für welche Nebentätigkeiten einer oder eines Hauptverwaltungs-

beamten in welcher Höhe einer Ablieferungspflicht besteht, re-
gelt § 9 NNVO. Nach § 9 Abs. 1 NNVO sind Vergütungen für 
Nebentätigkeiten soweit an den Dienstherrn abzuliefern, als die 
Nebentätigkeiten im öffentlichen Dienst ausgeübt und der nach 
§ 9 Abs. 2 NNVO pro Kalenderjahr für alle Nebentätigkeiten 
insgesamt ablieferungsfreie Höchstbetrag überschritten wird (li-
mitierte Ablieferungspflicht). Nach dem bereits vorstehend ange-
führten Runderlass des Nds. Ministerium für Inneres und Sport 
vom 16.09.2015 ist Nebentätigkeit im öffentlichen Dienst nach 
§ 3 Abs. 1 Satz 1 NNVO jede „für“ insbesondere eine Gemeinde 
oder eine Gemeindeverband ausgeübte Tätigkeit, die nicht zum 
Hauptamt gehört. Darüber hinaus stehen einer Nebentätigkeit im 
öffentlichen Dienst die in § 3 Abs. 2 NNVO genannten und nicht 
zum Hauptamt gehörende Tätigkeiten gleich. Dies betrifft insbe-
sondere jede Tätigkeit, die für ein Unternehmen wahrgenommen 
wird, dessen Grund- oder Stammkapital „sich unmittelbar oder 
mittelbar ganz oder überwiegend in öffentlicher Hand befindet“ 
(§ 3 Abs. 2 Nr. 1 NNVO) oder die „der Wahrung von Belangen 
einer juristischen Person oder eines Verbandes i.S. des Absatzes 1 
dient“ (§ 3 Abs. 2 Nr. 3 NNVO). 

8.	 Nebentätigkeit auf Verlangen, Vorschlag oder Veranlassung der 
oder des Dienstvorgesetzten

	� Liegt nach dem Vorstehenden weder eine hauptamtliche Tätig-
keit noch eine Tätigkeit im öffentlichen Dienst oder eine dieser 

gleichstehenden Tätigkeit vor, sind Vergütungen aus einer solchen 
Tätigkeit nach § 9 Abs. 1 NNVO nach dem vorstehenden RdErl. 
d. MI dennoch an die Kommune abzuliefern, wenn 

	 •		� die Tätigkeit „auf Verlangen, Vorschlag oder Veranlassung“ der 
Kommune ausgeübt wird und

	 •		� Vergütungen aus dieser Tätigkeit ggf. zusammen mit anderen 
Vergütungen aus Nebentätigkeiten die die in § 9 Abs. 2 NNVO 
bestimmten Höchstbeträge übersteigen. 

9.	 Nebentätigkeiten außerhalb des öffentlichen Dienstes

	� Liegt keine Haupttätigkeit, Tätigkeit im öffentlichen Dienst oder 
Tätigkeit auf Verlangen, Vorschlag oder Veranlassung der Kom-
mune vor, handelt es sich um eine Nebenbeschäftigung außerhalb 
des öffentlichen Dienstes, für die keine Ablieferungspflicht – auch 
nicht innerhalb von Höchstgrenzen – besteht. 

10.	 Entscheidungen im Zusammenhang mit einer Nebentätigkeit 
einer oder eines Hauptverwaltungsbeamten sind dienstliche An-
gelegenheiten

	� Alle im Einzelfall im Zusammenhang mit der Nebentätigkeit 
einer oder eines Hauptverwaltungsbeamten erforderlichen Ent-
scheidungen sind dienstrechtliche Angelegenheiten, die von den 
Kommunen in eigener Verantwortung zu erledigen sind. Die 
oder der Hauptverwaltungsbeamte hat gegenüber der Kommu-
ne als Dienstherrin insbesondere die Pflicht, Nebentätigkeiten 
im Voraus anzuzeigen. Die Kommune kann grundsätzlich ent-
scheiden, dass eine Tätigkeit dem Hauptamt zugeordnet ist. Sie 
hat zu prüfen, ob die Tätigkeit Interessen der Kommune wider-
spricht und deshalb möglicherweise zu untersagen ist. Die oder 
der Hauptverwaltungsbeamte hat schließlich der Kommune als 
Dienstherrin gegenüber nach der Nds. Nebentätigkeitsverordnung 
(NNVO) grundsätzlich die Pflicht zur Abrechnung der Neben-
tätigkeit und zur Ablieferung von ablieferungspflichtigen Vergü-
tungen. So ergibt sich auch kein Fragerecht von Ratsmitgliedern 
zu Nebentätigkeiten des Bürgermeisters, da die Verpflichtung des 
Bürgermeisters zur Abgabe der Nebentätigkeitserklärung keine 
kommunalrechtliche, sondern eine dienstrechtliche Angelegen-
heit darstellt (VGH Bad.-Württ., Urt. v. 22.02.2001 – 1 S 786/00, 
DVBL 2001, 826). 

11.	 Inanspruchnahme von Einrichtung, Personal der Material des 
Dienstherrn im Zusammenhang mit der Ausübung von Nebentä-
tigkeiten 

	� Die Inanspruchnahme von Einrichtung, Personal oder Material 
des Dienstherrn bei der Wahrnehmung einer Nebentätigkeit be-
darf gem. § 78 NBG i.V.m. § 11 NNVO der vorherigen schriftli-
chen Genehmigung. Sie gilt als erteilt, wenn eine unentgeltliche 
Nebentätigkeit oder eine Nebentätigkeit als Lehr-, Unterrichts-, 
Vortrags- oder Prüfungstätigkeit (§ 8 Abs. 1 Nr. 4 NNVO) für 
den Dienstherrn ausgeübt wird. Die Genehmigung darf nach 
§ 11 Abs. 3 NNVO nur erteilt werden, wenn ein öffentliches oder 
wissenschaftliches Interesse an der Ausübung der Nebentätigkeit 
besteht. Nach § 11 Abs. 4 NNVO darf Personal des Dienstherrn 
grundsätzlich nur innerhalb seiner Arbeitszeit und nur im Rah-
men der üblichen Dienstaufgaben in Anspruch genommen wer-
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den. Durch eine Mitwirkung an der Nebentätigkeit dürften die 
Erfüllung der sonstigen Dienstaufgaben nicht beeinträchtigt und 
wegen einer Mitwirkung Mehrarbeit, Bereitschaftsdienst oder 
Rufbereitschaft nicht angeordnet, genehmigt oder vergütet wer-
den. Vereinbarungen über eine private Mitarbeit außerhalb der 
Dienstzeit bleiben unberührt. Detaillierte Regelungen zum Nut-
zungsentgelt enthalten §§ 12 bis 15 NNVO.

12 . Ausübung von Nebentätigkeiten 

  Nach § 74 Abs. 1 Satz 1 NBG darf eine Nebentätigkeit nur au-
ßerhalb der Arbeitszeit ausgeübt werden, es sei denn, dass sie auf 
Verlangen, Vorschlag oder Veranlassung der oder des Dienstvor-
gesetzten übernommen wurde oder ein dienstliches Interesse an 
der Übernahme der Nebentätigkeit durch die Beamtin oder den 
Beamten anerkannt worden ist. Nach Satz 2 dürfen Ausnahmen 
nur zugelassen werden, wenn dienstliche Gründe nicht entgegen-
stehen und die versäumte Arbeitszeit vor- oder nachgeleistet wird. 

  Nach der Begründung zum Gesetzentwurf des Nds. Beamtenge-
setzes (Landtagsdrucksache Nr. 16/655) ist auf Seite 135 in der 
Gesetzesbegründung zu § 74 NBG ausgeführt, dass Nebentätig-
keiten, die auf Verlangen, Vorschlag oder Veranlassung der oder 
des Dienstvorgesetzten übernommen werden, als Arbeitszeit gel-
ten. Gleiches gilt für eine Nebentätigkeit, für die ein dienstliches 
Interesse an der Übernahme anerkannt worden ist. Sofern keine 
der in Satz 1 genannten Fallgestaltung vorliegt, kann aber eine Ne-
bentätigkeit dennoch innerhalb der Arbeitszeit ausgeübt werden, 
wenn dienstliche Gründen nicht entgegenstehen. In diesen Fällen 
handelt es sich jedoch nicht um Arbeitszeit, so dass die versäumte 
Arbeitszeit vor- oder nachzuleisten ist (§ 74 Abs. 1 S. 2 NBG). 

  Hinsichtlich der Nutzung eines Dienstwagens durch den Haupt-
verwaltungsbeamten sind wohl die gleichen Bewertungsmaßstäbe 
anzuwenden. Danach gelten für Fahrten im Rahmen aller übrigen 
Nebentätigkeiten, insbesondere für Nebentätigkeiten zur Erzie-
lung gewerblicher Einkünfte diese als Privatfahrten und sind somit 
nach den steuerrechtlichen Vorschriften auch als zusätzlicher geld-
werter Vorteil zu versteuern (BFH 214, 61 = BStBl 2007 II, 445). 

13 . Transparenz bei der Übernahme eines öffentlichen Ehrenamtes 

  Gem. § 70 Abs. 4 S. 2 NBG ist die Übernahme eines öffentlichen 
Ehrenamtes vorher schriftlich dem Dienstvorgesetzten mitzutei-

len. Wie unter Ziff. II.4 festgestellt, gelten nach § 70 Abs. 4 S. 1 
NBG i.V.m. § 2 NNVO öffentliche Ehrenämter nicht als Neben-
tätigkeit. Damit werden diese Tätigkeiten dem Anwendungsbe-
reich der Nebentätigkeitsvorschriften von vornherein entzogen. 
Die schriftliche Mitteilung ermöglicht dem Dienstvorgesetzten 
eine Prüfung, ob die Voraussetzungen der Freistellungen vom Ne-
bentätigkeitsrecht vorliegen (Sommer/Konert/Sommer, § 71 a-alt, 
RdNr. 7). 

  Als Beamter im Beamtenverhältnis auf Zeit befindet sich der 
Hauptverwaltungsbeamte in einem öffentlich-rechtlichen Dienst- 
und Treueverhältnis zu seinem Dienstherrn. Die gegenseitige 
Treuepflicht beherrscht auch die internen Beziehungen zwischen 
Beamten und Dienstherrn. Um somit den Geboten der Transpa-
renz im Rahmen des gegenseitigen Treueverhältnisses und den 
Erfordernissen einer rechtmäßigen Amtsführung Rechnung zu 
tragen, ist der Hauptverwaltungsbeamte gehalten – so wie es in 
anderen Kommunen auch üblich ist – die erhaltenen Entgelte aus 
der Wahrnehmung eines öffentlichen Ehrenamtes transparent zu 
machen. 

  Zudem gibt es in anderen Bundesländern bereits ein Transparenz-
gesetz (z.B. in NRW), wobei zu den zentralen Punkten dieses Ge-
setzes gehört die Veröffentlichung der Bezüge der Mitglieder der 
Geschäftsführung und des Aufsichtsrates bei städtischen Unter-
nehmensbeteiligungen. So sind auch die Hauptverwaltungsbeam-
te verpflichtet, eine Aufstellung über die Nebeneinnahmen dem 
Rat jeweils vorzulegen (Kämmerling: Hauptamt und Nebentätig-
keit – Abgrenzungsprobleme bei kommunaler Gremientätigkeit, 
ZBR 2012, 12 ff.). 

  Ergänzend sei darauf hingewiesen, dass auch in Niedersachsen 
bereits ein Gesetzentwurf für ein Transparenzgesetz vorliegt und 
dem Vernehmen nach in 2017 verabschiedet werden soll. 

  Um sich als Hauptverwaltungsbeamter nicht unvermittelt An-
schuldigungen einer Opposition ausgesetzt zu sehen, sollte speziell 
das Thema der Ablieferungspflicht in jeder Kommune rechtssicher 
anhand der eigenen Nebentätigkeitsfelder des Hauptverwaltungs-
beamten abgeprüft werden. So ist der Hauptverwaltungsbeamte 
gut beraten, wenn er nicht ohne eigene rechtliche Überprüfung 
darauf vertraut, dass die Handlungsweise des Amtsvorgängers 
auch rechtmäßig war. 
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Nach der Kommunalwahl vom 25.05.2014 in NRW, die ohne eine 
Sperrklausel durchgeführt wurde, befinden sich in den nordrhein-
westfälischen Kommunalparlamenten zahlreiche einzelne Vertreter 
kleiner Parteien und Wählervereinigungen, denen jeweils für sich be-
trachtet für den Status einer Fraktion/Gruppe die erforderliche Zahl 
an Mandaten fehlt (§ 56 Abs. 1 S. 2 GO NRW – Zahl der erforder-
lichen Mandatsträger bei kreisangehörigen Kommunen mindestens 
zwei; bei kreisfreien Kommunen mindestens drei; bei Kreisen mit 
mindestens 59 Mandatsträger mindestens zwei, darüber hinaus drei 
Mandatsträger – § 40 Abs.1 S. 2 KrO NRW; für eine Gruppenbil-
dung bedarf es durchweg mindestens zweier Mandatsträger – § 56 
Abs. 1 S. 4 GO NRW; § 40 Abs. S. 4 KrO NRW – die Vorausset-
zungen für den Fraktions- und Gruppenstatus sind identisch – § 56 
Abs. 1 S. 3 GO NRW, § 40 Abs. 1 S. 3 KrO NRW).

Mit Blick auf die Vorteile einer Fraktionsgemeinschaft nach der GO 
NRW schlossen sich einige dieser Mandatsträger nach eigenem Ver-
ständnis zu Fraktionen/Gruppen zusammen. Dies führte und führt zu 
der Frage, welche Voraussetzungen für eine Fraktionsbildung und da-
mit für die Rechtmäßigkeit der Inanspruchnahme des Fraktionsstatus 
vorliegen müssen. Verbunden mit dieser Frage ist u. a. die Frage, ob der 
Status einer Fraktion allein durch die Erklärung der betroffenen Man-
datsträger herbeigeführt werden kann oder erst nach einer Prüfung der 
Rechtmäßigkeit durch die Verwaltung. Im folgenden Beitrag sollen 
die Voraussetzungen für die Rechtmäßigkeit einer Fraktionsbildung 
nach der Gemeindeordnung von NRW untersucht werden wie auch 
die Frage nach dem verfahrensmäßigen Vorgehen bei Zweifeln.

Fraktionen/Gruppen sind Zusammenschlüsse von Mandatsträgern 
in Parlamenten, die in der Regel aber nicht zwingend der gleichen 
Partei zugehörig sind. Da ihre Mitglieder im Wesentlichen dieselben 
politischen Ziele verfolgen, können sie dies gemeinsam, arbeitsteilig 
und somit besonders effektiv tun.

Aufgrund der Demokratisierung der kommunalen Willensbildung in 
den Räten und Kreistagen (Art. 28 Abs. 1 GG) besteht auch dort die 
Möglichkeit der Fraktions- und Gruppenbildung. In NRW befinden 
sich in § 56 GO und § 40 KrO die einschlägigen Bestimmungen, die 
sich nicht wesentlich inhaltlich unterscheiden.

Durch die interne Meinungsbildung und somit durch die Schaffung 
von Willensblöcken für die Sitzungen der Räte und Kreistage schaffen 
die Fraktionen/Gruppen für die Willensbildung im Plenum gute Vor-
aussetzungen, da ein Ausgleich individueller Ziele dort nicht mehr zu 
suchen ist sondern nur noch gruppenspezifischer Interessen.1 Durch 
die Fraktionen/Gruppen entstehen somit nicht nur Vorteile für ihre 

*	 von RD Arno Berning, FHöV NRW
1 	 so OVG Koblenz, NVwZ-RR 1991, 506 (507); siehe Klaus Lange, Kommunalrecht, 

Tübingen 2013, S. 288

Mitglieder bezüglich der Effizienz und Effektivität ihrer Arbeit. Ein 
nicht minder großer Vorteil entsteht ebenso für die Effizienz und 
Effektivität der Aufgabenwahrnehmung durch die Kommunalpar-
lamente. Da die Fraktionen i. d. R. Zusammenschlüsse von Man-
datsträgern derselben Partei sind, werden sie darüber hinaus auch als 
mittelbare Repräsentanten ihrer Parteien und Bindeglieder im gesell-
schaftlichen Bereich zum staatsorganschaftlichen Bereich gesehen2.

Ihrem Rechtscharakter nach sind die Fraktionen/Gruppen als Tei-
lorgane der Kommunalparlamente zu sehen, da die von ihren Mit-
gliedern und ihnen wahrgenommenen Rechte als reines Binnenrecht 
der Gebietskörperschaft zu betrachten sind.3 Fragen nach dem Recht 
auf Zusammenschluss und auch des Ausschlusses sind daher öffent-
lich-rechtlicher Natur4. Rechtsbehelf ist das Organstreitverfahren, 
sprich das sog. Kommunalverfassungsstreitverfahren.

Mit Rücksicht auf die Vorteile für die kommunale Willensbildung 
durch die Fraktionen/Gruppen, verfügen diese über zahlreiche Rech-
te nach den Gemeindeordnungen. Nach der GO NRW sind dies 
neben Zuwendungen aus Haushaltsmitteln für die Geschäftsführung 
(§ 56 Abs. 3 S. 1 GO NRW) und die Möglichkeit Kläger und Be-
klagter in einem Kommunalverfassungsstreitverfahren sein zu kön-
nen (§ 61 Nr. 2 VwGO),u. a.: Mitwirkung bei der Bestimmung der 
Vorsitzenden der Ausschüsse (§ 58 Abs. 5 GO NRW), Unterbreitung 
von Vorschlägen für die Wahl der Mitglieder der Ausschüsse (§ 50 
Abs. 3 S. 3 GO NRW), die Entsendung von Ausschussmitgliedern 
(§58 Abs. 1 S. 7 GO NRW), Recht auf unverzügliche Einberufung 
einer Ratssitzung (§47 Abs. 1 S. 4 GO NRW), Recht auf Aufnah-
me eines Punktes auf die Tagesordnung (§ § 48 Abs. 1 S. 2 GO 
NRW), Anspruch auf Gewährung von Akteneinsicht durch ein zu 
benennendes Ratsmitglied (§§ 55 Abs. 4 S. 1 GO NRW), Recht auf 
Einforderung einer Stellungnahme durch den Bürgermeister (§ 69 
Abs. 1 S. 2 GO NRW)5.

Gemäß § 56 Abs. 1 GO NRW sind Fraktionen freiwillige Verei-
nigungen von Ratsmitgliedern oder von Mitgliedern einer Bezirks-
vertretung, die sich auf der Grundlage grundsätzlicher politischer 
Übereinstimmung zu möglichst gleichgerichtetem Wirken zusam-
mengeschlossen haben.

Gemäß § 56 Abs. 2 S. 3 GO NRW geben sich die Fraktionen ein 
Statut, in dem das Abstimmungsverfahren, die Aufnahme und der 
Ausschluss aus der Fraktion geregelt werden.
Die Anforderungen für die Erlangung des Fraktionsstatus sind im 
Einzelnen:

2 	 siehe Klaus Lange, a. a. O., S. 288 m. w. N.
3	 so BVerfGE 38, 258 (273); siehe Klaus Lange, a. a. O., S. 289, Fußnote 67 m. w. N.
4 	 siehe Klaus Lange, a. a. O., S. 289, Fußnote 68 m. w. N.
5 	 siehe Frank Bätge, Kommunalrecht Nordrhein-Westfalen, Heidelberg 2016, Rn 
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1. Es muss ein freiwilliger Zusammenschluss von der im Gesetz mindes-
tens geforderten Zahl von Ratsmitgliedern bestehen. 

Die Absicht zur Fraktionsbildung für sich reicht nicht aus.6Der Zu-
sammenschluss muss tatsächlich erfolgen. Das Recht der Ratsmit-
glieder sich freiwillig mit anderen Ratsmitgliedern zusammenzu-
schließen folgt aus dem freien Mandat gemäß § 43 Abs. 1 GO NRW

2. Dieser Zusammenschluss muss als Grundlage eine grundsätzliche po-
litische Übereinstimmung seiner Mitglieder haben.

Ein ausreichendes Maß an politischer Übereinstimmung kann voraus-
gesetzt werden, wenn die Ratsmitglieder des Zusammenschlusses alle 
derselben Partei oder Wählergemeinschaft angehören7. Dies gilt auch 
noch, wenn die Mitglieder sich im selben politischen Lager befinden, d. 
h., wenn sie sog. bürgerlichen Parteien oder rechts- oder linksextreme 
Parteien zugehörig sind. Grundsätzlich kann aber auch eine kommunal-
politische Zusammenarbeit möglich sein, wenn auf bundes- oder landes-
politischer Ebene stark unterschiedliche Positionen eingenommen wer-
den. Die Formulierung – „grundsätzliche“ politische Übereinstimmung 
– weist darauf hin, dass die Übereinstimmung zwar in zentralen Punkten 
erforderlich ist, aber daneben auch noch Raum lässt für unterschiedliche 
Positionen. Im Übrigen gestattet das freie Mandat (§ 43 Abs.1 GO 
NRW) jedem Ratsmitglied unabhängig von einer Parteizugehörigkeit 
selbst darüber zu entscheiden, welchen gemeinsamen Interessen es mit 
anderen Ratsmitgliedern in welcher Weise zum Erfolg verhelfen will.8

3. Der Zusammenschluss muss das Ziel haben im Sinne dieser politischen 
Übereinstimmung eine gemeinsame Mandatsausübung – „gleichgerich-
tetes Wirken“ – vorzunehmen.

Durch den Zusammenschluss soll die Durchsetzung der eigenen 
politischen Ziele gefördert werden. Durch die Formulierung „… zu 
möglichst gleichgerichtetem Wirken zusammengeschlossen …“ wird 
das Ziel, die Funktion des Zusammenschlusses beschrieben. Es han-
delt sich um eine Absichtserklärung.9

4. Die Fraktionen geben sich ein Statut, in dem das Abstimmungsverfah-
ren, die Aufnahme und der Ausschluss aus der Fraktion geregelt werden. 

„Die Fraktionen geben sich ein Statut …“ Die Formulierung lässt 
den Schluss zu, dass das Statut keine formelle Voraussetzung für die 
Erlangung des Fraktionsstatus ist, es ist nicht dafür konstitutiv, da 
man bereits den Fraktionsstatus hat, wenn man sich das Statut gibt. 
Das Statut unterstreicht allerdings die Absicht als Fraktion wahrge-
nommen zu werden. 

Das OVG Münster10 hat bislang die Schwelle für die Erlangung des 
Fraktions-/Gruppenstatus hoch angesetzt. Es vertritt die Auffassung, 

6 	 so VG Düsseldorf, Urteil v. 29.10.2014 – 1K4415/14 –, juris Rn 37 m. w. N.
7 	 so VG Münster, Urteil v. 16.10.2015 – 1K2394/14 –, juris Rn 48; OVG Münster, 

Entscheidung v. 20.06.2008 – 15B788/08 – Leitsatz 2.
8 	 dazu OVG Münster, Beschluss v. 12.12.2014 – 15B1139/14 –, juris Rn 12
9 	 dazu OVG Münster, Beschluss v. 12.12.2014 – 15B1139/14 –, juris Rn 13 m. w. N.
10 	so OVG Münster, Beschluss v. 24.06.2014 – 15B725/14 –, juris Rn 1 in Anleh-

nung an den Beschluss des VG Minden v 17.06.2014 – 2L457/14 –, juris Rn 16; 
OVG Münster, Beschluss v. 19.06.2013 – 15B279/13 –, juris Rn 9, OVG Münster, 
Beschluss v. 20.06.2008 – 15B788/08 –, juris Rn 10, OVG Münster, Beschluss, v. 
20.06.2008 – 15B788/08 –, juris Rn 12, dazu auch Landkreistag NRW, Rund-
schreiben v. 09.07.2014

dass ein Zusammenschluss von Ratsmitgliedern, die Mitglieder von 
Parteien sind, die bei den Wahlen noch miteinander konkurriert ha-
ben, nur dann den Anspruch auf einen Fraktionsstatus geltend ma-
chen kann, wenn er diesen durch sichtbare, praktische Nachweise 
gleichgerichteten Wirkens auf der Grundlage grundsätzlicher poli-
tischer Übereinstimmung positiv belegen kann. Dies spricht für eine 
„Fraktion nach Bewährung“. Für den Nachweis sieht das Gericht die 
materielle Beweislast bei dem Zusammenschluss. Bei einem Zusam-
menschluss von Ratsmitgliedern aus ein und derselben Partei oder 
Wählergruppe wird das Vorliegen dieser Voraussetzung unterstellt. 
Bei einem Zusammenschluss von Mitglieder aus gegensätzlichen po-
litischen Lagern geschieht dies nicht. Hier besteht der Verdacht, dass 
die Fraktions/Gruppenbildung nur dem Zweck dient, sich die daran 
anknüpfenden Vorteile, wie eine finanzielle Unterstützung, zu sichern. 
Das OVG11 hat hier das Vorhandensein von sichtbaren praktischen 
Belegen als erforderlich angesehen, wobei es grundsätzlich zunächst 
genügt einen Zusammenschluss nur zum Zwecke gleichgerichteten 
Wirkens auf der Grundlage grundsätzlicher politischer Übereinstim-
mung zu schaffen. Dies spricht für eine „Fraktion auf Bewährung“. 
Je länger dieser Zusammenschluss besteht, desto zwingender wird 
nach Auffassung des Gerichts das Erfordernis praktisch sichtbarer 
Belege. Zu Beginn einer Wahlperiode können über gemeinsame 
Wahlvorschläge bei der Einrichtung der Ausschüsse hinaus i. d. R. 
mangels Gelegenheit nur wenige praktische Belege zum Nachweis 
des Fraktionsstatus erbracht werden. Dies ändert sich allerdings im 
weiteren Verlauf. 

Mit seinem Urteil vom 16.10.2015 – 1K2394/14 – hat das VG Müns-
ter12 die Schwelle für die Feststellung des Fraktionsstatus insofern 
herabgesetzt, als es die Behandlung eines Zusammenschlusses am 
Anfang der Wahlperiode als Gruppe als Indiz auch für das tatsäch-
liche Bestehen der Gruppeneigenschaft gewertet hat. Es hat daran 
wiederum anknüpfend festgestellt, dass dadurch die Anforderungen 
an sichtbar praktischen Belegen für die Gruppeneigenschaft gerin-
ger geworden sind, da für die „Gruppe“ keine Veranlassung mehr 
bestanden habe nach der quasi Anerkennung noch ergänzend bzw. 
vertiefend zur Gruppeneigenschaft vorzutragen.

Das OVG Münster13 hält es für die Entstehung der Fraktions-/Grup-
peneigenschaft für erforderlich, dass ein Zusammenschluss besteht, 
der den Zweck eines gleich gerichteten Wirkens auf der Grundlage 
grundsätzlicher politischer Übereinstimmung verfolgt. Der Frak-
tions-/Gruppenstatus liegt somit bereits vor, bevor ein praktisch, 
sichtbarer Ausdruck für ein gleich gerichtetes Wirken vorliegt. Die 
Glaubhaftigkeit dieses Fraktions-/Gruppenstatus verlangt aber nach 
längerem Bestehen nach Beispielen für ein praktisch, sichtbares gleich 
gerichtetes Wirken.

Das OVG14 sieht den Wesenskern der Fraktion/Gruppe darin, dass 
die Mitglieder unter Aufgabe ihrer vollen politischen Autonomie 
auf die Ausübung eines Teiles ihrer politischen Gestaltungsrechte zu 
Gunsten einer Bündelung durch die Fraktion/Gruppe verzichten15. 
Durch interne Meinungsbildung schaffen sie Willensblöcke, die sie 

11 	siehe OVG Münster, Beschluss v. 19.06.2013 – 15B279/13 –, juris Rn 9
12 	VG Münster, Urteil v. 16.10.2015 -1K2394/14 –, juris Rn 55
13 	OVG Münster, Beschluss v. 19.06.2013 – 15B279/13 –, juris Rn 9, VG Minden, 

Beschluss v. 17.06.2014 – 2L457/14 –, juris Rn 12 m. w. N. 
14 	OVG Münster, Beschluss v. 12.12.2014 -15B1139/14 –, juris Rn 14
15 	so OVG Münster, Beschluss v. 12.12.2014 – 15B1139/14 –, juris Rn 14
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im Plenum zur Geltung bringen. Dadurch bringen sie sichtbar zum 
Ausdruck, dass der Zweck des Zusammenschlusses nicht nur aus ei-
ner politischen Absichtserklärung besteht. 

Letztlich muss sich aus den Gesamtumständen des jeweiligen Ein-
zelfalles der zuverlässige Schluss ergeben, dass der Zusammenschluss 
nachhaltig auf das gleichgerichtete Zusammenwirken ausgerichtet 
ist16.

Da für die Feststellung des Fraktions-/Gruppenstatus kein formel-
les Verfahren besteht, stellt sich die Frage, ab wann ein Zusammen-
schluss Fraktion/Gruppe ist. Hier bestehen folgende Möglichkeiten:

„Fraktion auf Bewährung“

Der Fraktionsstatus wird zunächst erlangt, sobald ein Zusammen-
schluss von einer ausreichenden Zahl von Mitgliedern besteht und 
ihn beansprucht. Der bestehende Zusammenschluss muss ausschließ-
lich den Zweck verfolgen eines, auf der Grundlage grundsätzlicher 
politischer Übereinstimmung, praktisch, sichtbaren gleich gerichteten 
Wirkens. Will die Fraktion/Gruppe für sich ein Recht in Anspruch 
nehmen, dass ausschließlich einer Fraktion/Gruppe zukommt, hat 
der Bürgermeister/Landrat inzident die Gelegenheit zu prüfen, ob 
der Zusammenschluss auch tatsächlich eine Fraktion/Gruppe ist. Die 
Beanstandungspflicht des Bürgermeisters/Landrats nach § 54 Abs. 2 
GO/§ 39 Abs. 2 KrO erfordert diese Prüfung, wenn der Zweck des 
Zusammenschlusses bisher nur aus einer politischen Absichtserklä-
rung erkennbar ist und bislang keinen oder nur einen geringen sicht-
baren, praktischen Ausdruck gefunden hat. Als sichtbarer praktischer 
Ausdruck gelten z. Bsp. gemeinsame Anfragen und Anträge oder Ak-
tionspläne und -programme. Die Prüfung der Intensität und Quanti-
tät des Zusammenwirkens erfolgt unter Berücksichtigung des Zeit-
raums des Bestehens des Zusammenschlusses und von Umfang und 
Gewicht divergierender politischer Ansichten der Mitglieder.17So-
weit das OVG18 verlangt, dass ein möglichst gleichgerichtetes Wirken 
des Zusammenschluss in der Praxis des Handelns deutlich erkennbar 
sein muss, folgt daraus die Frage, welcher Zeitrahmen steht ihm dafür 
zur Verfügung. Zu Beginn der Wahlperiode werden in den Räten und 
Kreistagen zahlreiche Wahlen durchgeführt und Beschlüsse gefasst, 
um die Arbeitsfähigkeit der Kommunalorgane herzustellen. Für eine 
praktische, sichtbare Feststellung des Fraktions-/Gruppenstatus ist 
der zeitliche Rahmen mehr als knapp bemessen. Es stellt sich deshalb 
die Frage, welchen rechtlichen Status der Zusammenschluss bis zur 
abschließenden rechtlichen Prüfung hat. Hier vertritt das OVG19 die 
Auffassung, dass der verfolgte Zweck – zu möglichst gleichgerich-
tetem Wirken, auf der Grundlage grundsätzlicher politischer Über-
einstimmung – als politische Absichtserklärung am Anfang für sich 
allein genügt. Durch längeres Bestehen der vermeintlichen Fraktion/
Gruppe entsteht dann aber das Erfordernis, dass das Agieren als Frak-
tion/Gruppe auch sichtbar, praktischen Ausdruck finden muss. Die 
Rechtsprechung des OVG geht offensichtlich von einer Fraktion/
Gruppe auf Bewährung aus. Der Fraktions-/Gruppenstatus besteht 
zunächst bis zu dieser inzidenten, mittelbaren Prüfung „auf Bewäh-

16 	OVG Münster, Beschluss v. 12.12.2014 – 15B1139/14 –, juris Rn 13
17 	zu Qualität und Quantität von Handlungen als sichtbarer Ausdruck für gleich-

gerichtetes Wirken OVG Münster, Beschluss v. 20.06.2008 – 15B788/08 –, juris 
Rn 10f., VG Münster, Urteil v. 16.10.2015 – 1K 2394/14 –, juris Rn 55

18 	siehe OVG Münster, Beschluss v. 24.06.2014 – 15B725/14 –, juris Rn 1
19 	siehe OVG Münster, Beschluss v. 19.06.2013 – 15B279/13 –, juris Rn 9

rung.“ Die Prüfung der Rechtmäßigkeit von Wahlbeschlüssen, hier 
Vorschlagsrecht der Fraktionen/Gruppen, erfolgt wie die Prüfung 
der Rechtmäßigkeit anderer Ratsbeschlüsse nach § 54 Abs. 2 GO 
NRW.20

„Fraktion nach Bewährung“

Die Alternative zur „Fraktion auf Bewährung“ wäre die Erlangung 
des Fraktionsstatus „nach Bewährung“. Hier wäre die Feststellung des 
Fraktions-/Gruppenstatus erst zulässig, wenn der Zusammenschluss 
auf der Grundlage grundsätzlicher politischer Übereinstimmung 
durch sichtbar praktisches, gleichgerichtetes Wirken in hinreichen-
dem Maße seine Fraktionseignung deutlich zu erkennen gegeben hat. 

Da die Einrichtung von Ausschüssen und deren Besetzung und die 
Wahl ihrer Vorsitzenden ganz zu Beginn einer Wahlperiode erfolgen 
müssen, ist der Fraktions-/Gruppenstatus, an den ein Vorschlagsrecht 
anknüpft, besonders frühzeitig festzustellen. Dies schafft sowohl im 
Falle eines Fraktionsstatus „auf“ wie auch „nach“ Bewährung“ Prob-
leme, da der Zeitraum für eine Feststellung sichtbarer Beispiele eines 
gleichgerichteten Wirkens knapp bemessen ist. So ist es möglich, 
dass sich erst innerhalb des Zeitraums, der durch die Einlegung ei-
nes Rechtsbelfs gegen eine Beanstandung des Fraktions-/Gruppen-
status durch den Bürgermeister/Landrat bis zu dessen gerichtlicher 
Entscheidung aufgrund der aufschiebenden Wirkung entsteht, das 
erforderliche, sichtbare, gleichgerichtete Wirken vollzieht, das dann 
zur Feststellung des Fraktions-/Gruppenstatus führt. 

Fazit:

Im Ergebnis ist somit festzustellen, dass nur Fraktionen/Gruppen, 
deren Mitglieder ein und derselben Partei/Wählervereinigung ange-
hören, aufgrund dieses Umstandes ungeprüft der Fraktions-/Grup-
penstatus zugebilligt wird, d. h., ohne Überprüfung des tatsächlichen 
Vorhandenseins der gesetzlichen Voraussetzungen.21

Im Falle der Behauptung eines Zusammenschlusses von Ratsmit-
gliedern, die bei den Wahlen konkurrierender Parteien/Wählerver-
einigungen angehörten, Fraktion/Gruppe zu sein, bedarf dies der 
Überprüfung durch den Bürgermeister/Landrat. Da der Bürger-
meister/Landrat hierfür nicht über ein eigenes direktes Verfahren 
zur Feststellung des Fraktions-/Gruppenstatus verfügt, erfolgt die 
Prüfung inzidenter, bzw. mittelbar.22 Wenn die „Fraktion/Gruppe“ 
ein Recht geltend macht, welches nur von einer Fraktion/Gruppe 
wahrgenommen werden kann, wird geprüft, ob die Anspruchsteller 
auch über den Fraktions-/Gruppenstatus verfügen. Erfolgt hier eine 
Beanstandung des Bürgermeisters/Landrat (§ 54 Abs. 2 GO/§ 39 
Abs. 2 KrO), ermöglicht dies, über ein Kommunalverfassungsstreit-
verfahren den Anspruch auf den Fraktions-/Gruppenstatus gericht-
lich zu erstreiten. 

Während zunächst für den Fraktions-/Gruppenstatus die Absicht 
genügt, den Zweck zu verfolgen, auf Grundlage grundsätzlicher 
politischer Übereinstimmung möglichst gleichgerichtet zu wirken, 

20 	siehe Rehn, Cronauge, von Lennep, Knirsch, Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen, Bd. I, Siegburg 2016, Stand November 2016 § 54 III 3. 

21 	OVG Münster, Beschluss v. 20.06.2008 – 15B788/08 –, juris Rn 7, OVG Münster, 
Beschluss v. 12.12.2014 -15B1139/14 –, juris Rn 9

22 	VG Münster, Urteil v.16.10.2015 – 1K2394/14 –, juris Rn 31
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bedarf es bei voranschreitendem zeitlichen Bestehen des Zusam-
menschlusses mit dem selbst erklärten Anspruch Fraktion/Gruppe 
zu sein, des praktischen Nachweises gleichgerichteten Wirkens. Inso-
fern verdichtet sich durch Zeitablauf das Erfordernis von sichtbarer, 
praktischer Bestätigung des gleichgerichteten Wirkens, so dass hier 
mit Recht auch von einer materiellen Beweislast gesprochen werden 
kann.23

„Weiter ergibt sich aus der finalen Präposition „zu“ gleichgerichtetem Wir-
ken, dass die Fraktionseigenschaft nicht davon abhängt, dass ein so gleich-
gerichtetes Wirken auf der Grundlage grundsätzlicher politischer Über-
einstimmung bereits vorliegt. Allerdings folgt daraus, dass dieser Zweck 
dem Zusammenschluss zugrunde liegen muss, was u. U. – etwa bei schon 
längerem Bestehen der vermeintlichen Fraktion – nur dann als glaubhaft 
angesehen werden kann, wenn sich der Zweck des Zusammenschlusses 
nicht nur aus einer politischen Absichtserklärung ergibt, sondern er da-
rüber hinaus auch sichtbaren – praktischen – Ausdruck gefunden hat.“24 

Ausgehend von der Ausgangsfrage, ob der Fraktions-/Gruppenstatus 
„auf Bewährung“ oder „nach Bewährung“ erlangt wird, ist festzustel-
len, dass Ersteres der Fall ist. Für eine indirekte Prüfung durch den 
Bürgermeister bzw. Landrat im Rahmen einer Beanstandung wegen 
einer fehlerhaften Mitwirkung eines Zusammenschlusses als Frakti-
on/Gruppe bedeutet dies, dass zunächst ein hinreichender Zeitraum 
abzuwarten ist, in dem die „Fraktion/Gruppe“ Gelegenheit hat, den 
sichtbaren, praktischen Nachweis für den Fraktions-/Gruppenstatus 

23 	OVG Münster, Beschluss v. 19.06.2013 – 15B279/13 –, juris Rn 9 
24 	OVG Münster, Beschluss v. 19.06.2013 – 15B279/13 –, juris Rn 9

zu erbringen. Für die Beanstandung (§ 54 Abs. 2 GO; § 39 Abs. 2 
KrO) rechtsfehlerhafter Beschlüsse mangels Fraktions-/Gruppensta-
tus besteht für den Bürgermeister/Landrat keine Frist.25 Soweit bei der 
Besetzung der Ausschüsse zu Beginn der Wahlperiode eine Fraktion/
Gruppe mit eigenem Vorschlagsrecht aufgetreten ist, die später durch 
Beanstandung ihren Status verloren hat, stellt sich die Frage, wie mit 
den bis zur Beanstandung getätigten Beschlüssen zu verfahren ist. 
Da zum Zeitpunkt der Ausübung des Vorschlagsrechts noch davon 
auszugehen war, dass dem Fraktions-/Gruppenstatus eine praktisch, 
sichtbare Bestätigung folgt, lag zu dem Zeitpunkt der erforderliche 
Status vor. Fraglich ist, ob nun, nach Feststellung der fehlenden prak-
tisch, sichtbaren Bestätigung des Status rückwirkend der Fraktions-/
Gruppenstatus entfällt. Hier stellt sich die Frage nach dem Vertrau-
ensschutz des Zusammenschlusses. Da dieser um die Notwendigkeit 
praktisch, sichtbarer Belege weis, lässt der Vertrauensschutz die rück-
wirkende Aufhebung der Beschlüsse, die durch das vermeintliche Vor-
schlagsrecht unmittelbar bei der Ausschussbesetzung erfolgt sind, zu. 
Die Wahlbeschlüsse sind somit aufzuheben und müssen neu gefasst 
werden. Fraglich ist nun noch, was mit den Beschlüssen zu geschehen 
hat, die von den fehlerhaft besetzten Ausschüssen erlassen worden 
sind. Da es hier an einer gesetzlichen Regelung fehlt, könnte eine Re-
gelung im Wege der Analogie heranziehbar sein. In Betracht kommt 
hier der Umgang mit den Amtshandlungen eines Beamten dessen 
Ernennung sich später als nichtig oder rücknehmbar herausstellt. In 
diesem Fall bleiben die von ihm vorgenommenen Amtshandlungen 
gültig (siehe § 15 S. 3 BBG; § 17 Abs. 1 S. 5 LBG NRW). 

25 	siehe Articus/Schneider, Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen, Stuttgart 2016, 
§ 54 3.
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Bei Fragen oder Anmerkungen wenden Sie sich bitte an den

Maximilian Verlag, Susanne Dürr, Tel. 040-70 70 80-323, E-Mail: vertrieb@dvp-digital.de

DVP Datenbank
Kompakt, systematisch, aktuell: Hier haben Sie 
Zugriff auf unsere DVP Datenbank, in der Sie alle 
in der Printausgabe enthaltenen Gesetze (Bund 
plus Ihr entsprechendes Bundesland) finden.

Ihre Vorteile:

3-tägige  
Testversion unter 

www.dvp-digital.de  
verfügbar!
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1.	 Aktenauszug

Landeshauptstadt Hannover
Oberbürgermeister

Stadt Hannover, Leinstr. 14, 30159 Hannover

Gegen Empfangsbekenntnis
Rechtsanwalt
Pawel Iwanow
Lindener Marktplatz 11
30455 Hannover

Ihr Zeichen	 Ihre Nachricht vom	 Mein Zeichen	 Sachbearbeiter	 Datum
Sm-2406-16		  III.2.3360-16	 Burkhard Schröder	 31.03.2016

Aufenthalt der Kasachin Anna Smirnowa in der Bundesrepublik Deutschland

Sehr geehrter Herr Iwanow,

1.	� Das Visum Ihrer Mandantin Anna Smirnowa, Badenstedter Str. 12, 30455 Hannover, mit der Nummer CZE 555 vom 24.02.2016 wird 
annulliert.

2.	 Die sofortige Vollziehung der Annullierung ordne ich an.
3.	 Den Antrag auf Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis lehne ich ab.
4.	 Ich fordere Ihre Mandantin auf, die Bundesrepublik Deutschland bis zum 14.04.2016 zu verlassen.
5.	 Beachtet Ihre Mandantin die Ausreisefrist nicht, werde ich sie in die Republik Kasachstan abschieben. 

Begründung:

Zu 1.:
Die Annullierung stütze ich auf Art. 34 Abs. 1 Visakodex.1 Danach wird ein Visum annulliert, wenn sich herausstellt, dass die Voraussetzungen 
für seine Erteilung zum Ausstellungszeitpunkt nicht erfüllt waren, insbesondere wenn es ernsthafte Gründe zu der Annahme gibt, dass das 
Visum durch arglistige Täuschung erlangt wurde. 

Ihre Mandantin bedarf gem. § 4 Abs. 1 S. 1 AufenthG2 für die Einreise ins Bundesgebiet eines Aufenthaltstitels, der gem. § 4 Abs. 1 S. 2 Nr. 1 
AufenthG als Visum erteilt wird, weil sie Ausländerin ist und Ausnahmen nicht greifen. 

*	 Prof. Elke Scheske ist als Hochschuldozentin an der Kommunalen Hochschule für Verwaltung in Niedersachsen tätig und lehrt die rechtswissenschaftliche Methodenlehre. 
Der Sachverhalt ist einer Originalakte nachgebildet und als Aktenauszug dargestellt. Er wurde im neunten Trimester in den Entscheidungsentwürfen behandelt. Dort 
liegt der Schwerpunkt im Abfassen von Klageerwiderungen und Erwiderungen zum Antrag auf Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung. Das Aufenthaltsrecht 
ist nicht Thema im Bachelorstudiengang, wohl aber im Wahlpf lichtfach im achten und neunten Trimester.

**	 Die Besonderheit dieser Fallbearbeitung besteht darin, dass die Lösungsskizze unter www.dvp-digital.de zur Verfügung steht.
1 	 Verordnung (EG) Nr. 810/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Juli 2009 über einen Visakodex der Gemeinschaft (Visakodex) (ABl. Nr. L 243 S. 1, 

ber, 2013 Nr. L S. 10). 
2 	 Gesetz über den Aufenthalt, die Erwerbstätigkeit und die Integration von Ausländern im Bundesgebiet (Aufenthaltsgesetz – AufenthG) vom 25. Februar 2008 (BGBl. I 

S. 162), zuletzt geändert durch Gesetz vom 21.12.2015 (BGBl. I S. 2557). 

Elke Scheske*

Die Einreise der Anna Smirnowa in die BRD
– Behördliche Klageerwiderungen im Aufenthaltsrecht; vorbereitendes
Gutachten und Formulieren der Klageerwiderung – 
– Die Online-Fallbearbeitung –**
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Nach § 2 Abs. 1 AufenthG ist Ausländer jeder, der nicht Deutscher ist. Das ist bei Ihrer Mandantin, Frau Anna Smirnowa, zweifelsfrei der Fall, 
weil sie ausweislich ihres Reisepasses am 23.07.1985 in Astana in Kasachstan geboren ist. Eine Ausnahme von dieser Visumspflicht besteht 
auch nicht, denn Kasachstan ist weder ein Mitgliedsstaat der Europäischen Union noch gibt es mit Kasachstan ein Abkommen, wonach die 
Visumspflicht entfällt.
Bei dem Visum Ihrer Mandantin handelt es sich gem. Art. 5 Abs. 1 c Visakodex um ein Schengen-Visum der Visumkategorie C für einen 
kurzfristigen Aufenthalt, das der Mitgliedsstaat der EU ausstellt, über dessen Außengrenzen der Antragsteller in das Hoheitsgebiet der Mit-
gliedsstaaten einzureisen beabsichtigt. Die tschechische Auslandsvertretung in Astana stellte Ihrer Mandantin dieses Visum mit der Nummer 
CZE 555 mit einer Gültigkeit vom 01.03.2016 bis 18.03.2016 aus, weil Ihre Mandantin angab, über Tschechien in das Hoheitsgebiet der 
Mitgliedsstaaten der EU einreisen zu wollen. 

Ihre Mandantin hat die Mitarbeiter in der tschechischen Vertretung über den Ort der Einreise getäuscht, weil sie tatsächlich am 01.03.2016 
über Österreich in den Schengen-Raum eingereist und von dort unverzüglich in die Bundesrepublik Deutschland zu dem Staatsangehörigen 
Heinrich Müller, geb. am 01.04.1984, wohnhaft Badenstedter Str. 12 in 30455 Hannover, weitergereist ist. Von dort reiste sie mit Herrn Müller 
nach Dänemark, um ihn dort zu heiraten. Die Ehe wurde am 08.03.2016 in der Kommune Langeland geschlossen. Im Anschluss hieran erfolgte 
eine erneute Einreise in die Bundesrepublik Deutschland. Zu keinem Zeitpunkt war Ihre Mandantin in der Tschechischen Republik. Sie 
hatte eine Einreise dorthin überhaupt nicht in Erwägung gezogen, denn es konnten weder Hotelbuchungen noch andere Nachweise erbracht 
werden, die die Annahme rechtfertigen würden, dass eine Einreise in die Tschechische Republik überhaupt in Erwägung gezogen wurde. 

Die Voraussetzungen für die Erteilung des Visums waren zum Ausstellungszeitpunkt auch aus einem anderen Grund nicht erfüllt. Nach 
Art. 21 Abs. 1 Visakodex galt es u.a. bei Antragstellung zu beurteilen, ob der Antragsteller beabsichtigt, vor Ablauf der Gültigkeitsdauer des 
beantragten Visums das Hoheitsgebiet der Mitgliedsstaaten wieder zu verlassen. Diese Absicht hatte Ihre Mandantin jedoch nicht, denn sie 
hat ebenso wenig Nachweise geführt, die Rückschlüsse auf einen geplanten Kurzaufenthalt im Schengen-Raum zulassen würden. So konnte 
Ihre Mandantin weder Aussagen zu den Rückreisedaten und -planungen machen noch ein Rückreiseticket vorweisen. Offensichtlich ist viel-
mehr, dass Ihre Mandantin direkt und unverzüglich über Österreich nach Deutschland einreisen wollte, um den deutschen Staatsangehörigen 
Müller zu heiraten und einen dauerhaften Aufenthalt in der Bundesrepublik Deutschland zu begründen. 

Zu 2.:
Die Anordnung der sofortigen Vollziehung stütze ich auf § 80 Abs. 2 S. 1 Nr. 4 VwGO3, weil ein öffentliches Interesse daran besteht, die 
aufschiebende Wirkung einer Klage gegen meine Entscheidung auszuschließen. Ein überwiegendes öffentliches Interesse besteht immer 
dann, wenn besondere Belange der Öffentlichkeit ein schnelles Handeln erfordern und nicht abgewartet werden kann, bis in einem Rechts-
behelfsverfahren abschließend über die Sache entschieden worden ist. Die besonderen Belange liegen hier in der europäischen Einwande-
rungspolitik, deren Kernstück in der Bekämpfung der illegalen Einwanderung von Drittstaatenangehörigen liegt. Insbesondere ist es aus 
generalpräventiven Gründen gerechtfertigt, dem Eindruck bei anderen Ausländern entgegenzuwirken, man könne durch ein Visum, das nur 
zu einem vorübergehenden Aufenthaltszweck erteilt worden ist, bereits vollendete Tatsachen für einen geplanten Daueraufenthalt schaffen. 
Hinter diesen Belangen muss das Interesse Ihrer Mandantin an einer aufschiebenden Wirkung zurückstehen, zumal sie ausdrücklich erklärt 
hat, dass sie nicht bereit sei, in ihr Heimatland zurückzukehren, sondern vielmehr dauerhaft in der Bundesrepublik verbleiben wolle, ohne das 
hierfür vorgesehene Visumverfahren zu betreiben. 

Zu 3.:
Ein Anspruch auf die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis besteht nicht, weil die Voraussetzungen nach § 28 Abs. 1 S. 5 in Verbindung mit 
§ 30 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 AufenthG nicht vorliegen. Danach ist es erforderlich, dass sich der Ehegatte des Deutschen, also Ihre Mandantin, 
zumindest auf einfache Art in deutscher Sprache verständigen kann. 

Dieser Nachweis ist durch Vorlage eines Sprachzertifikats nach den Anforderungen des Sprachniveaus 1 der kompetenten Sprachanwendung 
des gemeinsamen europäischen Referenzrahmens des Europarates zu erbringen. Die Stufe „A 1“ GER (Zertifikat des Goethe-Instituts) bein-
haltet als unterstes Sprachniveau folgende sprachliche Fähigkeiten: „Kann vertraute, alltägliche Ausdrücke und ganz einfache Sätze verstehen 
und verwenden, die auf die Befriedigung konkreter Bedürfnisse zielen. Kann sich und andere vorstellen und anderen Leuten Fragen zu ihrer 
Person stellen – z. B. wo sie wohnen, was für Leute sie kennen oder was für Dinge sie haben – und kann auf Fragen dieser Art Antwort geben. 
Kann sich auf einfache Art verständigen, wenn die Gesprächspartnerinnen oder Gesprächspartner langsam und deutlich sprechen und bereit 
sind zu helfen.“ Diese Voraussetzungen erfüllt Ihre Mandantin indes nicht, denn sie hat keinen Sprachnachweis vorgelegt. Aufgrund der 
Vorsprache Ihrer Mandantin konnte ich stattdessen feststellen, dass entsprechende Sprachkenntnisse offensichtlich nicht vorliegen.

Ihre Mandantin erfüllt auch die allgemeinen Voraussetzungen für die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis nach § 5 Abs. 2 S. 1 Nr. 1  
AufenthG nicht. Danach setzt die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis voraus, dass der Ausländer mit dem erforderlichen Visum eingereist ist. 
Das bedeutet nicht, dass er überhaupt im Besitz eines Visums ist, sondern dieses muss dem jeweiligen konkreten Aufenthaltszweck genügen. 

3 	Verwaltungsgerichtsordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 19.03.1991 (BGBl. I S. 686) zuletzt geändert durch Gesetz vom 21.12.2015 (BGBl. I S. 2490). 
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Bei einem längerfristigen Aufenthalt, den Ihre Mandantin zweifelsfrei beabsichtigt, ist gem. § 6 Abs. 3 S. 1 AufenthG erforderlich, dass sie 
mit einem Visum für das Bundesgebiet (sog. nationales Visum) einreist, das vor der Einreise erteilt wird. Ihre Mandantin hat indes kein nati-
onales Visum, denn nach der Eheschließung mit dem deutschen Staatsangehörigen Heinrich Müller in Dänemark ist sie ohne Visum in die 
Bundesrepublik eingereist. Das in der tschechischen Auslandsvertretung erteilte Schengen-Visum diente nur der Einreise in die EU durch 
Tschechien für 18 Tage, nicht aber für einen längeren Aufenthalt in der Bundesrepublik. 

Eine Fortgeltungswirkung des Schengen-Visums und damit ein erlaubter Aufenthalt Ihrer Mandantin in der Bundesrepublik kommt nach 
§ 81 Abs. 4 S. 1 AufenthG ebenfalls nicht in Betracht, obwohl Ihre Mandantin die Aufenthaltserlaubnis rechtzeitig am 25.03.2016 beantragt 
hat, weil ich in meiner Entscheidung zu 1. das Visum mit Wirkung für die Vergangenheit aufgehoben habe. Damit ist sie rechtlich so gestellt, 
als habe sie nie ein Visum besessen. 

Zu 4.: …
Zu 5.: …

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eine Monats nach Bekanntgabe Klage beim Verwaltungsgericht Hannover, Leonhardtstr. 15, 30175 
Hannover, erhoben werden. 

Mit freundlichen Grüßen
i.A. 

Burkhard Schröder

Pawel Iwanow � 05.04.2016
Rechtsanwalt
Lindener Marktplatz 11
30455 Hannover

Verwaltungsgericht Hannover
Leonhardtstraße 15 
30175 Hannover

Klage und Antrag auf Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung

der kasachischen Staatsangehörigen Anna Smirnowa
Badenstedter Str. 12, 30455 Hannover
	 – Klägerin und Antragstellerin – 

gegen

die Landeshauptstadt Hannover, vertreten durch den Oberbürgermeister,
Leinstr. 14, 30159 Hannover

	 – Beklagte und Antragsgegnerin –

beantrage ich namens und im Auftrag der Klägerin und Antragstellerin (im Folgenden nur Klägerin genannt):

	 1.	 Die Annullierung des Visums mit der Nummer CZE 555 im Bescheid vom 31.03.2016 wird aufgehoben.
	 2.	 Die aufschiebende Wirkung der Klage vom 05.04.2016 wird angeordnet.

Der Klage und dem Antrag liegen im Einzelnen die nachstehenden Erwägungen zugrunde:

Die Annullierung des Visums ist offensichtlich rechtswidrig. Eine diesbezügliche Anhörung hat nicht stattgefunden. Die Beklagte annullierte 
das tschechische Visum der Klägerin, ohne ihr die Möglichkeit zu geben, zu den entscheidungserheblichen Umständen Stellung zu nehmen. 
Entgegen den Ausführungen der Beklagten reiste die Klägerin sehr wohl über Österreich (Wien) in die Tschechische Republik (Prag) ein. 

Pe
rs

ön
lic

he
s 

Ex
em

pl
ar

! 

K
op

ie
re

n 
od

er
 W

ei
te

rr
ei

ch
en

 n
ic

ht
 e

rl
au

bt
.



Elke Scheske� Die Einreise der Anna Smirnowa in die BRD

505DVP 12/17 · 68. Jahrgang

Der Umstand, dass die Klägerin anschließend nach Deutschland reiste, begründet nicht den ernsthaften Verdacht, dass sie das tschechische 
Konsulat getäuscht hatte. Die Beklagte hält der Klägerin vor, dass die Reise nicht nach Tschechien führte, was nachweislich falsch ist. Der 
jetzige Ehemann der Klägerin sollte sie in Prag treffen. Er traf sie auch dort und schlug ihr vor, sie zu sich nach Deutschland zu nehmen. Die 
Klägerin stimmte dem Vorschlag zu. Die Klägerin ist mit ihrem jetzigen Ehemann mittlerweile zwei Jahre zusammen. Sie war noch nie in 
der Bundesrepublik, sodass es durchaus plausibel erscheint, dass sie der kurzfristigen Planänderung zustimmte. 

Damit lag nach dem unwiderlegbaren Vorbringen der Klägerin zum Zeitpunkt der Visumsantragstellung – und darauf kommt es an – das 
Ziel der ersten beabsichtigten Reise in Tschechien. Wenn aber die Annullierung rechtswidrig ist und aufgehoben werden muss, gibt es auch 
keinen Grund, an der Anordnung der sofortigen Vollziehung festzuhalten, weil das öffentliche Interesse daran nicht mehr besteht. 

Iwanow  (Rechtsanwalt)

Verwaltungsgericht Hannover	 2. Kammer	 Der Vorsitzende
Leonhardtstraße 15 
30175 Hannover

Gegen Empfangsbekenntnis
Landeshauptstadt Hannover
vertreten durch den Oberbürgermeister
Leinstr. 14
30159 Hannover

Ihr Zeichen	 Ihre Nachricht vom	 Mein Zeichen	 Sachbearbeiter	 Datum
III.2.3360-16		  2 B 183/16		  20.04.2016

Sehr geehrte Damen und Herren,

in der Verwaltungsrechtssache

Smirnova ./. Landeshauptstadt Hannover

wegen Annullierung eines Visums und Aufenthaltserlaubnis

wird die beigefügte Klage- und Antragsschrift zur Kenntnisnahme übersandt.
Das Klageverfahren hat das oben angegebene Aktenzeichen erhalten und das Antragsverfahren das Aktenzeichen 2 B 188/16.

Sie werden gebeten,

	 •		 das beigefügte Empfangsbekenntnis umgehend zurückzusenden,
	 •		 sich schriftlich zu äußern und zwar unverzüglich nach Erhalt dieses Schreibens,
	 •		 der schriftlichen Äußerung Ihre vollständigen Unterlagen (Original) beizufügen,
	 •		 bis zur Entscheidung der Kammer über den Eilantrag von Vollstreckungsmaßnahmen abzusehen,
	 •		 eventuelle Bedenken gegen eine Übertragung auf den Einzelrichter mitzuteilen,
	 •		 das/die Aktenzeichen des Gerichts bei allen Eingaben anzugeben.

Das Gericht hat durch unanfechtbaren Beschluss den Streitwert im Klageverfahren vorläufig auf 5.000 € festgesetzt.
Die Klage- und Antragsschrift ist am 07.04.2016 eingegangen.

Mit freundlichen Grüßen

Pipho

Beglaubigt:

Osterholz ( Justizangestellte)

Pe
rs

ön
lic

he
s 

Ex
em

pl
ar

! 

K
op

ie
re

n 
od

er
 W

ei
te

rr
ei

ch
en

 n
ic

ht
 e

rl
au

bt
.



Die Einreise der Anna Smirnowa in die BRD� Elke Scheske

506 DVP 12/17 · 68. Jahrgang

2. Ergänzende Hinweise zur Lösung des Falls

Ziel der Fallbearbeitung ist das Formulieren behördlicher Klageer-
widerungen zu einem sehr komplexen Sachverhalt aus dem Aufent-
haltsrecht, der eine geradezu klassische Konstellation aufweist:

Eine Kasachin lernt einen Deutschen kennen, kommt per Visum, das 
später annulliert wird, in die Bundesrepublik, reist mit dem Deut-
schen weiter nach Dänemark und heiratet ihn dort. Sie reist mit ihm 
erneut in die Bundesrepublik und stellt einen Antrag auf Aufenthalts-
erlaubnis zwecks Herstellung und Wahrung der familiären Lebens-
gemeinschaft im Bundesgebiet.

Die Behörde trifft in einem sehr umfangreichen Bescheid u.a. fol-
gende Entscheidungen:

	 •		 Das Visum wird annulliert.
	 •		 Die sofortige Vollziehung wird angeordnet.
	 •		� Der Antrag auf Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis wird ab-

gelehnt.

Die Betroffene wehrt sich gegen diese Entscheidungen mittels zwei 
Klagen und Anträgen auf Wiederherstellung der aufschiebenden 
Wirkung. Dabei verfolgt sie mehrere Ziele: 

	 •		 Die Annullierung wird aufgehoben.
	 •		 Die aufschiebende Wirkung wird wiederhergestellt.
	 •		 Die abgelehnte Aufenthaltserlaubnis wird erteilt.

Sicher ist es möglich, mehrere Verfahren anzustrengen, indem zu-
nächst vor Klageerhebung beim Gericht der Hauptsache gem. § 80 
Abs. 5 S. 1 VwGO ein Antrag auf Wiederherstellung der aufschie-
benden Wirkung gestellt wird, sodann Klage gegen die Annullierung 
und zuletzt Klage auf Erteilung der Aufenthaltserlaubnis eingereicht 
wird. Da sich die Klagebegehren aber gegen dieselbe Beklagte richten, 
in einem engen inhaltlichen Zusammenhang stehen und dasselbe 
Gericht zuständig ist, kann die Klägerin gem. § 44 VwGO ihre Ziele 
in einer Klage verfolgen. Das ist aus prozessökonomischen Gründen 
zweckmäßig. Ebenso kann das Verwaltungsgericht gem. § 93 VwGO 
nach seinem Ermessen durch Beschluss die Verfahren zur gemeinsa-
men Verhandlung und Entscheidung verbinden.

Allerdings bereitet diese objektive Klagehäufung oder Verbindung 
dem Fallbearbeiter einige Aufbauschwierigkeiten sowohl beim Er-
stellen eines Gutachtens als auch beim Abfassen der jeweiligen be-
hördlichen Klage- oder Antragserwiderungen, sodass die Lösungen 
zu den Entscheidungen peu à peu in insgesamt drei großen Abschnit-
ten entwickelt werden. 

3. Ausblick auf die Vorgehensweise

3.1 Vorbereitendes Gutachten

Um die behördlichen Antrags- oder Klageerwiderungen substantiiert 
formulieren zu können, muss der jeweilige Verwaltungsmitarbeiter 
ein vorbereitendes Gutachten erstellen:

	 •		 Herausstellen des Begehrens des Klägers/Antragstellers
	 •		 Zulässigkeit des eingelegten Rechtsbehelfs/Antrags

	 •		 Begründetheit des eingelegten Rechtsbehelfs/Antrags
	 •		 Zusammenfassender Vorschlag

3.2 Schriftsatz4

Sodann ist der Schriftsatz an das Gericht zu fertigen. Er ist wie folgt 
aufzubauen:

Eingangsteil

	 •		 Beklagte Behörde 
	 •		 Zuständiges Verwaltungsgericht
	 •		� Betreff: bezeichnet das Verfahren unter Nennung der Beteilig-

ten und des Aktenzeichens 
	 •		 Anzahl der vorgelegten Schriftsätze
	 •		 Verwaltungsvorgang als Anlage

Rubrum 

	 •		 Kurzversion: In dem Verfahren …
	 •		� Vollversion enthält die Verfahrensart, die Streitbeteiligten mit 

ihren gesetzlichen oder gewillkürten Vertretern sowie das Ak-
tenzeichen des Gerichts

Antrag auf Abweisung der Klage

Ggf. Einverständnis mit der Übergabe des Rechtsstreits an den Ein-
zelrichter

Begründung

	 •		� Schilderung des Sachverhalts, sofern kein Widerspruchsver-
fahren durchgeführt wurde

	 •		 Rechtliche Würdigung des Sachverhalts, indem 
			   o	 Stellung genommen wird zur Zulässigkeit der Klage,
			   o	 Begründetheit der Klage und eine 
			   o	 zusammenfassende Einschätzung abgegeben wird
	 •		 Tempus
			   o	� Antrag, Bescheiderteilung, Widerspruch und Wider-

spruchsbescheid im Imperfekt
			   o	� Ab Klageerhebung wird die Prozessgeschichte im Perfekt 

dargestellt
			   o	 Die rechtliche Würdigung erfolgt im Präsens 
		  •		 Formulierung im Urteilsstil

Schlussformalien

•	 Keine Grußformel (ebenso wenig wie eine Anrede)
•	 Unterschrift mit dem jeweiligen Zeichnungszusatz 

4 	 In Analogie zum Entwurf von anwaltlichen Schriftsätzen.
	 Torsten Kaiser, Die Rechtsanwaltsklausur aus dem öffentlichen Recht, 4. Auflage 

2007, S. 2 ff.
	 Armin Müller, Beispiel einer behördlichen Klageerwiderung, Institut für öffent-

liche Verwaltung Nordrhein-Westfalen, 2011, S. 58 ff. 
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Sachverhalt:

Aktenauszug:

Stadt Leineberg � Leineberg, 17.10.2017 
– Fachbereich Recht und Ordnung –

1)	 Vermerk: Unerlaubte Spielplatzbenutzung, hier: Bolzplatz  
Weserstraße

Der Spiel- und Sportplatz in der Weserstraße besteht aus einen Klein-
fußballfeld, mehreren Spielgeräten und einem größeren Sandkasten. 
Auf dem Kleinfußballfeld finden regelmäßig ab 17.00 Uhr Fußball-
spiele kleinerer Gruppen statt, die sich dort verabreden. Zur Straßen-
seite hin befindet sich neben dem eigentlichen Spielfeld eine Aufschüt-
tung, die den Charakter einer kleinen Tribüne hat. Diese „Tribüne“ 
dient den Spielern als Umkleidemöglichkeit, weil sich dort drei Bänke 
befinden. Auf diesen Bänken stellen die Spieler ihre Sporttaschen ab. 

Seit ein paar Tagen kommt regelmäßig der arbeitslose Herr Kunze, 
wohnhaft in der Weserstraße 2, zu diesem Bolzplatz, um sich die Zeit 
zu vertreiben, indem er sich die Fußballspiele ansieht. Herr Kunze führt 
dabei grundsätzlich Bier in Form von Flaschenbier mit sich, sog. Sechser
packs, welches er sich kurz vorher im nahegelegen Supermarkt kauft. Im 
Laufe eines Abends leert Herr Kunze dann diese Bierflaschen und macht 
dann einen leicht angetrunkenen Eindruck. Als Folge des Alkoholge-
nusses wird Herr Kunze gegenüber den Fußballspielern ausfällig und 
beschimpft diese, wenn er mit deren Spielweise nicht einverstanden ist. 
Nachdem Herr Kunze die Getränke verzehrt hat, verlässt er den Bolz-
platz wieder, wobei er allerdings die leeren Bierflaschen an der Parkbank 
zurücklässt. Teilweise befinden sich auch zerbrochene Flaschen darunter.

Über dieses Verhalten haben sich bereits wiederholt einige der Fuß-
ballspieler bei unserer Behörde beschwert, da sie sich durch dieses 
Auftreten des Herrn Kunze belästigt fühlen. 
Der Unterzeichner hat am 13.10.2017 vor Ort versucht, Herrn Kunze 
auf dieses Verhalten anzusprechen, um ihm Konsequenzen anzudro-
hen. Herr Kunze befand sich jedoch bereits in einem angetrunkenen 
Zustand und bestand darauf, in Ruhe gelassen zu werden. 

Das Verhalten des Herrn Kunze verstößt gegen § 4 unserer „Ver-
ordnung zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und 
Ordnung“ (SOG-VO). Danach ist eine derartige Benutzung unserer 
Spielplätze nicht erlaubt. Es sollte daher gegenüber den Herrn Kunze 
auf Grund unserer SOG-VO verfügt werden, diese Art der Spielbe-
nutzung künftig zu unterlassen.

2) Herrn Schneider zur weiteren Veranlassung.

gez. Schlüter 

Verordnung
zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung

in der Stadt Leineberg
(SOG-VO)

§ 1 
Geltungsbereich

Diese Verordnung gilt für das gesamte Gebiet der Stadt Leineberg.

…………

§ 4 
Benutzung der Parkanlagen und Spielplätze 

(1)	Parkanlagen
	 In Parkanlagen ist es verboten …………

(2)	Spielplätze
	� Spielplätze im Sinne dieser Verordnung sind städtische Spielplät-

ze, Bolzplätze und Spielparks.
	 Sie sind öffentliche Einrichtungen.
	 Der Aufenthalt auf dem Spielplatz steht der Benutzung gleich. 
	� Die Stadt kann durch Hinweisschilder die Benutzung und den 

Benutzerkreis der Spielplätze regeln. 
	 Auf Spielplätzen ist es verboten:
	 a)	� gefährliche Gegenstände oder gefährliche Stoffe mitzunehmen
	 b)	� Glasbehälter aller Art, Metallteile oder Dosen zu zerschlagen, 

wegzuwerfen oder zurückzulassen.
	 c)	� Alkoholische Getränke oder andere berauschende Mittel zu 

sich zu nehmen.
	 d)	Tiere zu führen oder laufen zu lassen
	 e)	� Spielplätze entgegen den Regeln gem. Abs.2 S.1 zu benutzen

…………

§ 10 
Ordnungswidrigkeiten 

Ordnungswidrig im Sinne des § 59 Abs. 1 Nds.SOG handelt, wer 
vorsätzlich oder fahrlässig den Geboten oder Verboten dieser Ver-
ordnung zuwiderhandelt. Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer 
Geldbuße bis zu 5.000 € geahndet werden. 

Aufgabenstellung:

Bitte prüfen Sie gutachtlich, ob eine Untersagung der konkreten 
Spielplatzbenutzung rechtsfehlerfrei angeordnet werden könnte und 
unterbreiten Sie einen Entscheidungsvorschlag.

Bearbeitungshinweise:
1. Die Stadt Leineberg ist eine Stadt in Niedersachsen. 

Helmut Globisch*

Die unerlaubte Spielplatzbenutzung
– Fallbearbeitung aus dem Bereich des Allgemeinen und des Besonderen Verwaltungsrechts –

*	 Prof. Helmut Globisch ist als Hochschuldozent an der Kommunalen Fachhoch-
schule in Niedersachsen tätig.
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2. Sollte eine weitere Beteiligung des Antragstellers für erforderlich 
gehalten werden, führt diese zu keinen neuen Erkenntnissen.

Lösungsskizze

1. Arbeitsziel 

Es ist zu untersuchen, ob die Stadt Leineberg berechtigt ist, dem 
Herrn Kunze die konkrete Spielplatzbenutzung zu untersagen. In 
Betracht kommen könnte der Erlass einer Untersagungsanordnung.

2. Rechtmäßigkeit

Die geplante Untersagungsanordnung ist dann rechtmäßig, wenn sie 
dem Grundsatz der Gesetzmäßigkeit entspricht (Art. 20 III GG). Sie 
darf in formeller und materieller Hinsicht nicht an Rechtsmängeln 
leiden (Vorrang des Gesetzes). Da aus Sicht von Herrn Schiller, der 
Adressat der beabsichtigten Maßnahme sein wird, ein eingreifender 
Verwaltungsakt erlassen werden soll, benötigt die Stadt für ihr Han-
deln eine Ermächtigungsgrundlage (Vorbehalt des Gesetzes).1

2.1 Rechtsgrundlage

Rechtsgrundlage für die Anordnung, die der Gefahrenabwehr i.S.d. 
§ 3 Abs. 1 Nr. 1 Nds.SOG2 dient, ist § 11 Nds.SOG, weil weder 
eine besondere Regelung der Gefahrenabwehr außerhalb des Nds.
SOG noch eine spezielle Ermächtigung innerhalb des Nds.SOG den 
Eingriff rechtfertigt.
Die städtische SOG-Verordnung enthält lediglich Verbote, jedoch 
keine Ermächtigungsgrundlage zum Einschreiten.

2.2 Formelle Rechtmäßigkeit

Der Verwaltungsakt ist formell rechtmäßig, wenn er hinsichtlich der 
Zuständigkeit, des Verfahrens und/oder der Form keine Rechtsmän-
gel aufweist.3 

2.2.1 Zuständigkeit4

Gem. § 97 Abs. 1 Nds.SOG ist die Stadt Leineberg als Gemeinde 
i.S.d. § 14 Abs. 2 NkomVG5 sachlich zuständig für die Untersagungs-
verfügung, da keine besondere Zuständigkeitsregelung eingreift.
Örtlich zuständig ist die Stadt Leineberg gem. 100 Abs.1 S. 2 Nds.
SOG, da die zu schützenden Interessen im Stadtgebiet und damit 
im Bezirk der Stadt Leineberg verletzt werden. 

1 	 Zum Grundsatz der Gesetzmäßigkeit der Verwaltung vgl. nur Maurer, Hartmut, 
Allgemeines Verwaltungsrecht, 17. Aufl., § 6 Rdnr.6 ff.; Suckow/Weidemann, 
Allgemeines Verwaltungsrecht, 16. Aufl. Rn 23 ff

2 	 Niedersächsisches Gesetz über die öffentliche Sicherheit und Ordnung in der 
Fassung vom 19. Januar 2005 (Nds.GVBl. S. 9) zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 13. Oktober 2011 (Nds.GVBl. S. 353). Das Gefahrenabwehrrecht der ein-
zelnen Bundesländer enthält vergleichbare Regelungen der sog. ordnungs- und 
polizeilichen Generalklausel

3 	 Zum Aufbau siehe Raimund Brühl, Verwaltungsrecht für die Fallbearbeitung, 
8. Aufl. Rn 200 ff; Hofmann/Gerke/Hildebrandt, Allgemeines Verwaltungsrecht, 
11. Aufl. Rn 379

4 	 Erörterungsbedürftig sind zunächst nur Fragen nach der Zuständigkeit der Stadt 
Burgdorf und der ordnungsgemäßen Beteiligung des Herrn Schiller.

5 	 Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz vom 17. Dezember 2010 (Nds.
GVl. S. 576, zuletzt geändert durch Gesetz vom 17.November 2011 (Nds.GVl. 
S. 422)

2.2.2 Verfahren

Nach § 28 Abs. 1 VwVfG6 ist vor Erlass eines Verwaltungsakts, der 
in die Rechte eines Beteiligten eingreift, ein Anhörungsverfahren 
durchzuführen, sofern nicht eine Ausnahme (Abs. 2 oder 3) greift. 
Die geplante Untersagungsanordnung ist eine Verfügung einer Be-
hörde zur Regelung eines Einzelfalles auf dem Gebiet des öffentli-
chen Rechts, die auf unmittelbare Rechtswirkung nach außen gerich-
tet ist und damit ein Verwaltungsakt im Sinne des § 35 S. 1 VwVfG. 
Dieser Verwaltungsakt soll an Herrn Kunze gerichtet werden. Er ist 
damit nach § 13 Abs. 1 Nr. 2 VwVfG Beteiligter. Ein Eingriff in seine 
Rechte liegt ebenfalls vor, da seine bisherige Rechtsstellung zu seinem 
Nachteil verändert wird.7 Der beabsichtigte Verwaltungsakt greift 
zumindest in die allgemeine Handlungsfreiheit (Art. 2 Abs. 1 GG) 
des Beteiligten ein, da Herr Kunze auffordert wird, die von ihm prak-
tizierte Benutzung des Spielplatzes zu unterlassen. Das grundsätzlich 
erforderliche Anhörungsverfahren könnte aber ausnahmsweise ent-
behrlich sein. So kann nach § 28 Abs. 2 Nr. 1 VwVfG von der An-
hörung dann abgesehen werden, wenn eine sofortige Entscheidung 
wegen Gefahr im Verzug oder im öffentlichen Interesse notwendig 
erscheint. Gefahr im Verzug setzt voraus, dass durch die vorherige 
Anhörung auch bei Gewährung einer kürzesten Anhörungsfrist ein 
Zeitverlust eintritt, der mit hoher Wahrscheinlichkeit zur Folge hätte, 
dass der Zweck der beabsichtigten Maßnahme nicht zu erreichen 
wäre.8 Die nächste Benutzung des Spielplatzes steht zwar unmittelbar 
bevor, doch es verbleibt noch ausreichend Zeit, Schiller zu beteiligen. 
Zu berücksichtigen ist, dass § 28 VwVfG nicht ein schriftliches An-
hörungsverfahren vorschreibt. Die verbleibende Zeit reicht aus, um 
zumindest noch ein mündliches Anhörungsverfahren durchzuführen. 
Eine besondere zeitliche Dringlichkeit ist somit nicht ersichtlich. Die 
Gesamtumstände lassen es auch nicht gerechtfertigt erscheinen, von 
einem erhöhten Gefährdungspotential zu sprechen, so dass auch die 
2. Alt. des § 28 Abs. 2 Nr. 1 VwVfG ebenfalls ausscheidet. Da weitere 
Ausnahmetatbestände (§ 28 Abs. 2 u. 3 VwVfG) nicht ersichtlich 
sind, muss vor Erlass des Verwaltungsakts ein Anhörungsverfahren 
durchgeführt werden. 

Dieses Anhörungsverfahren hat den Anforderungen des § 28 Abs. 1 
VwVfG zu genügen. Der Beteiligte ist über die für die beabsichtigte 
Entscheidung erheblichen Tatsachen zu informiert. Zudem muss ihm 
die beabsichtigte Maßnahme mitgeteilt werden. Ihm muss aufgrund 
der Anhörung klar sein, was die Behörde beabsichtigt und wozu er 
sich äußern kann.9 Nicht gefordert wird dagegen, dass bereits im 
Anhörungsverfahren alle maßgeblichen Rechtsgrundlagen genannt 
werden.10 Ferner ist Schiller eine angemessen Äußerungsfrist einzu-

6 	 Das VwVfG das Bundes findet nach § 1 Abs. 1 NVwVfG grundsätzlich auch in 
Niedersachsen Anwendung; Einzelheiten zu den Wechselbeziehungen zwischen 
bundesrechtlichen und landesrechtlichen Regelungen siehe Weidemann, Nieder-
sächsisches Verwaltungsverfahrensgesetz (NVwVfG) Kommentar in: Praxis der 
Kommunalverwaltung Nds, Loseblattsammlung , Einf. Ziff 1 ff; § 1 Rdnr. 1 ff; 
ferner Brandt, S. 164 ff in Brandt/Schinkel (Hrsg.), Staats- und Verfassungsrecht 
für Niedersachsen, Baden-Baden 2002.

7 	 Vgl. Stelkens/Bonk/Sachs, Verwaltungsverfahrensgesetz 8. Aufl. § 28 Rn. 26.; sie-
he auch Vahle, DVP 2004, S. 197 [190 f]. Das Bundesverwaltungsgericht spricht 
in diesem Zusammenhang von der Veränderung eines Status quo in einen Status 
quo minus wird [BVerwGE 66, 184]

8 	 So BVerwGE 68, S. 267 [271]; 80, S. 299 [303 f]
9 	 Stelkens/Bonk/Sachs, a.a.O., § 28 Rdnr. 34
10 	wohl befürwortend Stelkens/Bonk/Sachs, a.a.O., Rdnr. 38; ablehnend Suckow/

Weidemann, a.a.O. , Rn 144
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räumen.11 Es erscheint ausreichend, Herrn Kunze mündlich anzuhö-
ren. Es ist davon auszugehen, dass Herr Kunze sich unmittelbar im 
Gespräch äußern wird.

2.2.3 Zwischenergebnis

Der beabsichtigte Verwaltungsakt ist – soweit zuvor noch ein Anhö-
rungsverfahren durchgeführt wird – insoweit formell12 rechtmäßig.

2.3 Materielle Rechtmäßigkeit

2.3.1 Tatbestand

Der geplante Verwaltungsakt wäre materiell rechtmäßig, wenn die 
tatbestandlichen Voraussetzungen der Ermächtigungsgrundlage vor-
lägen und die Behörde die richtige Rechtsfolge ziehen würde.13

Die Tatbestandsvoraussetzungen des § 11 Nds.SOG müssen vor-
liegen. Es müsste eine Gefahr, d.h., eine konkrete Gefahr im Sinne 
von § 2 Nr. 1 Buchst. a) Nds.SOG, vorliegen.14 Danach besteht eine 
Gefahr, wenn hinreichend wahrscheinlich ist, dass im Einzelfall in 
absehbarer Zeit ein Schaden für die Öffentliche Sicherheit oder Ord-
nung eintreten wird. Hier könnte die öffentliche Sicherheit berührt 
sein. Die öffentliche Sicherheit umfasst die Schutzgüter der Unver-
letzlichkeit der Rechtsordnung, die subjektiven Rechte und Rechts-
güter des Einzelnen und die Einrichtungen und Veranstaltungen des 
Staates und der sonstigen Träger der Hoheitsgewalt.15 Durch die von 
Herrn Kunze durchgeführte Spielplatzbenutzung könnte das Schutz-
gut der Unverletzlichkeit der Rechtsordnung16 berührt sein. Es könn-
te ein Verstoß gegen § 4 der städtischen SOG-Verordnung vorliegen. 

Gem. § 1 der städtischen SOG-VO gilt diese für das gesamte Stadt-
gebiet der Stadt Leineberg und ist daher für den Spielplatz in der 
Weserstraße anwendbar. Es müsste die Benutzung eines Spielplatzes 
vorliegen. Gem. § 4 Abs. 2 S.1 der SOG-Verordnung sind Spielplätze 
im Sinne der VO auch Bolzplätze, wozu auch das von Herrn Kunze 
besuchte Kleinfußballfeld gehört. Gem. § 4 Abs. 2 S.3 der SOG-VO 
steht der Aufenthalt auf dem Spielplatz der Benutzung gleich.

Herr Kunze hält sich regelmäßig auf dem Gelände des Spielplatzes 
auf, um den Fußballspielen zuzusehen. Damit liegt eine Benutzung 

11 	vertiefend dazu Weidemann, Basistext: Das Anhörungsgebot nach § 28 VwVfG, 
in DVP 08-2017 S. 327

12 	Da bei diesem Prüfungsstadium noch nicht ersichtlich ist, ob die beabsichtigte 
Maßnahme angeordnet werden kann, empfiehlt sich eine Teilung der formellen 
Rechtmäßigkeitsprüfung in eine sog. „vorgeschalten“ und sog. „nachgeschaltete 
Rechtmäßigkeitsprüfung; siehe auch Büchner/Joerger/Trockels/Vondung, Übungen 
zum Verwaltungsrecht und zur Bescheidtechnik, 5. Aufl., Rdnr.131 ff, 153 ff und 
160; ferner Weidemann in Drape/Weidemann, Verwaltungsrechtliche Fallbear-
beitung, 2004, S. 4 ff; ferner Weidemann/Globisch, DVP 1998, S. 429 [431]

13 	zur materiellen Rechtmäßigkeit des VA vgl. Suckow/Weidemann, a.a.O., Rn. 156 
ff ; Hofmann/Gerke/Hildebrandt, a.a.O. Rn 381 ff

14 	vgl. Böhrenz/Siefken, Niedersächsisches Gesetz über die öffentliche Sicherheit 
und Ordnung, 9.Aufl. § 11 Rn. 5

15 	Ipsen, Niedersächsisches Polizei- und Ordnungsrecht, 4.Aufl. Rn. 84
16 	Das Schutzgut der objektiven Rechtsordnung umfasst die Einhaltung aller 

Gesetze, Verordnungen und Satzungen, die den Bürger zu einem bestimmten 
Verhalten (einschließlich Unterlassen) gegenüber dem Staat oder aber Dritten 
verpf lichten- Er ist der wichtigste Anwendungsfall für das Schutzgut der öf-
fentlichen Sicherheit. Dieser Ansatz kommt immer dann zum Tragen, wenn die 
maßgebliche verwaltungsrechtliche Ver- oder Gebotsnorm keine eigene Ermäch-
tigungsgrundlage zum Einschreiten gegen Normverstöße aufweist. Vertiefend s. 
Schoch, JuS 1994, S. 572

des Spielplatzes vor. Um einen Gesetzesverstoß zu bejahen, müsste 
Herr Kunze mit seinem Verhalten gegen eine Verbotsnorm verstoßen. 
Gem. § 4 Abs. 2 S.2 Nr. c) der städtischen SOG-VO ist es verboten, 
alkoholische Getränke oder andere berauschende Mittel zu sich zu 
nehmen. Herr Kunze verzehrt regelmäßig mehrere Flaschen Bier, 
also alkoholische Getränke, auf dem Spielplatzgelände. Ein Verstoß 
gegen eine Verbotsnorm liegt also vor.

Ein weiterer Verstoß könnte vorliegen gegen § 4 Abs. 2 S.3 Nr. b) der 
SOG-VO. Danach ist es u.a. verboten, auf dem Spielplatz Glasbe-
hälter aller Art zurückzulassen. Herr Kunze verzehrt auf dem Spiel-
platzgelände regelmäßig Bier in Form eines Flaschenbieres. Diese 
Flaschen sind aus Glas gefertigt, es handelt sich also um Glasbehälter.
Herr Kunze verlässt regelmäßig den Spielplatz ohne diese Flaschen, 
d.h. er lässt diese Glasbehälter zurück. Damit liegt ein weiterer Ge-
setzesverstoß vor. Herr Kunze verstößt also in zweifacher Weise ge-
gen die SOG-VO. Damit ist das Schutzgut der Unverletzlichkeit der 
Rechtsordnung verletzt. Die öffentliche Sicherheit ist also berührt.

Es müsste ein Schaden möglich sein. Ein Schaden bedeutet die ob-
jektive Minderung des vorhandenen Bestandes an den durch die 
Generalklausel geschützten Gütern. Von einem Schaden kann erst 
gesprochen werden, wenn die zu erwartende Beeinträchtigung einen 
bestimmten Intensitätsgrad erlangt. Eine bloße Belästigung, Unbe-
quemlichkeit oder Geschmacklosigkeit reicht nicht aus.17

Wenn Herr Kunze sich auf dem Spielplatz aufhält, kommt es zu ei-
nem Gesetzesverstoß, der über eine bloße Belästigung hinausgeht 
und auch wegen der permanenten Wiederholung eine erhebliche In-
tensität hat. Das Schutzgut wird demnach nicht unerheblich verletzt, 
ein Schaden ist also möglich.

Der Eintritt des Schadens müsste hinreichend wahrscheinlich sein. Er 
braucht nicht unmittelbar bevorstehen, und es ist auch keine Gewiss-
heit erforderlich. Bloße Vermutungen und eine zu entfernte Möglich-
keit reichen allerdings nicht aus.18 Da Herr Kunze sich regelmäßig 
auf dem Spielplatz aufhält und dort seine Getränke mitbringt, liegen 
objektive Erkenntnisse vor, dass der Gesetzesverstoß eintreten wird. 
Der Schadenseintritt ist also hinreichend wahrscheinlich.

Der Schadenseintritt müsste in absehbarer Zeit möglich sein. Das 
ist der Fall, wenn der Schaden in überschaubarer Zukunft eintreten 
kann.19 Herr Kunze hält sich regelmäßig auf dem Spielplatz auf und 
wird demnächst wieder gegen die SOG-VO verstoßen, also in über-
schaubarer Zukunft. Damit ist der Schadenseintritt in absehbarer 
Zeit möglich.

Der Schadenseintritt müsste im einzelnen Fall möglich sein. Der ein-
zelne Fall ist ein räumlich- zeitlich bestimmter Fall.20 Die Behörde 
möchte einschreiten wegen der Geschehnisse auf dem Spielplatz in 
der Weserstraße, also ist der Fall räumlich bestimmt. Da sich die 
Gesetzesverletzungen zur Zeit ereignen, ist der Fall auch zeitlich be-

17 	vgl. Rolf Schmidt, Besonderes Verwaltungsrecht II 13. Aufl., Rn. 678; vgl. auch 
Axel Saipa, Niedersächsisches Gesetz über die Öffentliche Sicherheit und Ord-
nung-Kommentar, § 2 Rn 5

18 	Möller/Warg, Allgemeines Polizei- und Ordnungsrecht, 6. Aufl., Rn. 102
19 	vgl. Drape/Globisch/Trips/Weidemann, Kommunales Gefahrenabwehrrecht in 

Niedersachsen S. 32
20 	Rolf Schmitt, a.a.O, Rn. 661

Pe
rs

ön
lic

he
s 

Ex
em

pl
ar

! 

K
op

ie
re

n 
od

er
 W

ei
te

rr
ei

ch
en

 n
ic

ht
 e

rl
au

bt
.



Die unerlaubte Spielplatzbenutzung� Helmut Globisch

510 DVP 12/17 · 68. Jahrgang

stimmt. Damit liegt ein räumlich-zeitlich bestimmter Fall vor, also 
ein Einzelfall. Die Tatbestandsvoraussetzungen des § 2 Nr. 1 Buchst. 
a) liegen vor, damit liegt eine konkrete Gefahr vor. Der Tatbestand 
des § 11 Nds,SOG ist damit ebenfalls erfüllt.

2.3.2 Rechtsfolge

§ 11 Nds. SOG räumt der Behörde auf der Rechtsfolgenseite Ermes-
sen ein. Gem. § 5 Abs. 1 Nds.SOG treffen die Verwaltungsbehörden 
und die Polizei ihre Maßnahmen nach pflichtgemäßem Ermessen. 
Bei der Ermessensauübung ist § 40 VwVfG zu beachten. 

Die Behörde muss den Zweck der Ermächtigung beachten. Zweck 
des § 11 Nds.SOG ist es, die Behörde zu ermächtigen, die notwendi-
gen Eingriffsmaßnahmen zu Abwehr einer Gefahr zu treffen.21 Die 
Behörde will ausschließlich einschreiten, um den Gesetzesverstoß 
zu verhindern, also die Gefahr abzuwenden. Da die Behörde keine 
sachfremden Erwägungen bei ihrer Entscheidung anstellt, beachtet 
sie den Zweck der Ermächtigung. 

Es müssen die Grenzen des Ermessens eingehalten werden. Die 
Grenzen ergeben sich zunächst aus den §§ 6,7,8 Nds.SOG.22 Die 
Behörde muss den richten Verantwortlichen heranziehen.

Herr Kunze könnte Verantwortlicher sein gem. § 6 Abs. 1 Nds.SOG. 
Dann müsste er die Gefahr verursachen. Nach der Theorie der un-
mittelbaren Verursachung ist nur dasjenige Verhalten im ordnungs- 
und polizeirechtlichen Sinne ursächlich, das selbst unmittelbar die 
konkrete Gefahr setzt, das also die Gefahrengrenze überschreitet. Es 
kommt darauf an, wer das entscheidende Glied in der Kausalkette 
ist.23 Indem Herr Kunze auf dem Spielplatz Alkohol konsumiert und 
die Glasflaschen zurücklässt, verstößt er gegen § 4 Abs. 2 der städti-
schen SOG-VO. Da er einen Gesetzesverstoß begeht, überschreitet 
er die Gefahrengrenze, setzt damit unmittelbar die Gefahr, verursacht 
also die Gefahr. Herr Kunze ist also Verantwortlicher nach § 6 Abs.1 
Nds.SOG. 

Eine weitere Ermessengrenze ergibt sich aus dem Grundsatz der Ver-
hältnismäßigkeit.24 Danach muss das Mittel geeignet, erforderlich 
und angemessen sein, § 4 Abs.1 und 2 Nds.SOG.25 Geeignetheit ist 
ein Mittel, das den erstrebten Erfolg herbeiführen kann. In diesem 
Sinne tauglich ist ein Mittel, wenn mit seiner Hilfe der gewünschte 
Erfolg gefördert werden kann.26 Der gewünschte Erfolg ist hier, dass 
Herr Kunze keine weiteren Verstöße gegen § 4 Abs. 2 der SOG-VO 
begehen wird. Indem Herrn Kunze untersagt wird, den Spielplatz in 
der von ihm praktizierten Art zu benutzen, wird der Gesetzesverstoß 
unterbunden, der Erfolg wird erreicht. Das Mittel ist also geeignet.

Erforderlich ist das Mittel, wenn von mehreren geeigneten Mitteln 
dasjenige eingesetzt wird, das den einzelnen und die Allgemeinheit 
voraussichtlich am wenigsten beeinträchtigt, § 4 Abs. 1 Nds.SOG 

21 	vgl. Böhrenz/Siefken, a.a.O., § 11 Rn. 1
22 	zum Aufbau siehe auch Möller/Warg, a.a.O., Rn 118 ff
23 	Möller/Warg a.a.O. Rn 129; Ipsen, a.a.O., Rn 181
24 	vgl. Saipa, a.a.O. § 4 Rn 2
25 	vgl. Raimund Brühl, a.a.O, S. 83,84; vertiefend Hofmann/Gerke/Hildebrandt, 

a.aO. Rn 409 ff; Ullrich/Weiner/Brüggemann Niedersächsisches Polizeirecht Rn 
98 ff

26 	BVerfGE 30,292 (316); 33 ,171 (187); Pieroth/Schlink/Kniesel, Polizei- und Ord-
nungsrecht, 8.Aufl. § 10 Rn 17

Der Gesetzesverstoß kann nur durch das Mittel der Untersagung ver-
hindert werden. Es gibt demnach keine gleich geeigneten, milderen 
Mittel. Die Untersagungsverfügung ist also erforderlich.

Das Mittel muss weiterhin angemessen sein .Das Mittel ist angemes-
sen, wenn es nicht zu einem Nachteil führt, der zu dem erstrebten 
Erfolg erkennbar außer Verhältnis steht, § 4 Abs. 2 Nds.SOG

Ein erkennbares Missverhältnis liegt vor, wenn die Privatinteressen 
des Herrn Kunze im Rahmen einer Abwägung mit den öffentlichen 
Interessen höher wiegen würden.27 Die Interessen des Herrn Kunze 
liegen darin, seine Freizeitgestaltung ohne Einschränkungen durch-
führen zu können. Das Interesse der Öffentlichkeit ist es, dass die 
Rechtsordnung eingehalten wird und diese Verstöße gegen § 4 der 
SOG-VO unterbleiben. Für die Untersagungsanordnung spricht, dass 
die Behörde gem. Art 20 Abs. 3 GG an Recht und Gesetz gebunden 
ist und damit regelmäßig die Pflicht hat, die Rechtsordnung durch-
zusetzen. Zudem dienen die Verbote des § 4 der SOG-VO dazu, 
den ordnungsgemäßen Betrieb der Spielplätze zu gewährleisten. Das 
Verbot des Zurücklassens der Glasbehälter verfolgt außerdem das 
Ziel, Gesundheitsgefährdungen der Spielplatzbenutzer auszuschlie-
ßen. Insbesondere können spielende Kinder sich an den Glasflaschen 
verletzen. Die Interessen des Herrn Kunze sind daher nicht besonders 
schutzwürdig und müssen hinter den Interessen der Öffentlichkeit 
zurückstehen. Es liegt kein erkennbares Missverhältnis vor. Das Mit-
tel ist angemessen. Die Grenzen des Ermessens werden eingehalten, 
das Ermessen wird gem. § 40 VwVfG richtig ausgeübt. Die Behörde 
wählt die richtige Rechtsfolge.

Der Verwaltungsakt ist materiell rechtmäßig. Der VA ist insgesamt 
rechtmäßig und kann daher rechtsfehlerfrei erlassen werden. 

3. Entscheidungsvorschlag

1. Gegenüber Herrn Kunze soll eine Untersagungsanordnung er-
lassen werden mit dem Inhalt, den Verzehr von Alkohol sowie das 
Zurücklassen der Glasflaschen auf dem Spielplatz zu unterlassen. 

2. Vor Erlass des Verwaltungsaktes ist ein Anhörungsverfahren 
durchzuführen.

3. Weitere formelle Voraussetzungen
a) Form des Verwaltungsakts
aa) Schriftlichkeit und äußere Gestaltung
Da das Nds. SOG keine Anforderungen hinsichtlich der Form dieses 
Verwaltungsakts formuliert, entscheidet die Stadt Leineberg nach 
pflichtgemäßem Ermessen, in welcher Weise er den Verwaltungs-
akt erlassen will. Nach § 37 Abs. 2 S. 1 VwVfG kann er schriftlich, 
elektronisch, mündlich oder in anderer Weise erlassen werden. Hier 
empfiehlt sich aus Beweissicherungsgründen die Schriftform. Sodann 
muss die äußere Gestaltung des Verwaltungsaktes den Vorgaben des 
§ 37 Abs. 3 VwVfG genügen.

27 	zur Interessenabwägung siehe auch Suckow/Weidemann, a.a.O. Rn 172; Hofmann/
Gerke/Hildebrandt, a.a.O. Rn 400; Rolf Schmidt, a.a.O. Rn 744
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Helmut Globisch� Die unerlaubte Spielplatznutzung

bb) Begründung
Grundsätzlich sind nach § 39 Abs. 1 S. 1 VwVfG schriftliche Verwal-
tungsakte mit einer Begründung zu versehen, sofern keine Ausnahme 
nach Abs. 2 greift. Eine Ausnahme ist nicht ersichtlich. Damit muss 
dieser Verwaltungsakt mit einer Begründung versehen werden. Die 
Begründung muss den Anforderungen des § 39 Abs. 1 S. 2 und S. 3 
VwVfG entsprechen. 

b) Rechtsbehelfsbelehrung
Gem. § 37 Abs. 6 VwVfG ist dem Verwaltungsakt eine ordnungsgemäße 
Rechtsbehelfsbelehrung beizufügen.
Der richtige Rechtsbehelf ist die Anfechtungsklage gem. §§ 42 Abs. 1, 40 
VwGO,28 weil in Niedersachsen gem. §§ 68 Abs.1 S. 1, S. 2, 80 Abs. 1 
NJG29 das Widerspruchsverfahren nicht statthaft ist, denn die Rechts-
materie des Ordnungsrechts ist nicht ausdrücklich in § 80 Abs. 2 NJG als 
Ausnahme vorgesehen.

28 	Verwaltungsgerichtsordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Janu-
ar, zuletzt geändert durch Art 3 G zur Förderung der elektronischen Verwaltung 
sowie zur. Änd. weiterer Vorschriften v. 25,07.2013 (BGBL. I S.2749)

29 	Nieders. Justizgesetz vom 16.Dezember 2014 (GVBL.S 436) zuletzt geändert 
durch § 5 StadtneubildungsG Helmstedt vom 6.4. 2017 (Nds. GVBL. S. 98)

3.2.2 Zwischenergebnis

Der beabsichtigte Verwaltungsakt entspricht somit (auch) allen wei-
teren formellen Voraussetzungen.

3.3 Wirksamkeit und Bekanntgabe

Zu ihrer Wirksamkeit bedürfen Verwaltungsakte der Bekanntgabe 
(§ 43 Abs. 1 VwVfG30). Es ist zweckmäßig, den schriftlichen Ver-
waltungsakt zuzustellen (§ 41 Abs. 5 VwVfG, § 1 Abs. 1 NVwZG31, 
§ 2 VwZG). Es bietet sich hier die Zustellung mittels Zustellungs-
urkunde an (§ 3 VwZG32). 

30 	Die Frage der Bekanntgabe eines Verwaltungsaktes ist keine Rechtmäßigkeits-, 
sondern Wirksamkeitsvoraussetzung: Zur Notwendigkeit der Klärung dieser 
Frage vgl. auch Büchner/Joerger/Trockels/Vondung, a. a. O., Rn 113

31 	Niedersächsisches Verwaltungszustellungsgesetz vom 23. Februar 2006 (Nds.
GVBL. S. 72)

32 	Verwaltungszustellungsgesetz vom 12. August 2005 (BGBL. I S. 2354) zuletzt 
geändert durch Art. 17 G zur Förderung des elektronischen Rechtsverkehrs mit 
den Gerichten vom 10.10.2013 (BGBl. I S. 3786); Zur Wechselwirkung von bun-
des- und landesrechtlichen Vorschriften siehe auch Weidemann, Nds.VwZG – 
Kommentar § 1 Erl. 1 in: Praxis der Gemeindeverwaltung A 18 Nds.

Rainer Gebhardt/André Perthes*

Verwaltungsmanagement und Organisation

Vorbemerkung

Die durch das Bundesministerium des Inneren im Jahre 2006 formu-
lierte Feststellung, wonach die angespannte Haushaltslage, der demo-
grafische und technologische Wandel, die Globalisierung sowie die 
steigenden Anforderungen von Bürgerinnen und Bürgern sowie Un-
ternehmen die öffentliche Verwaltung zunehmend vor große Heraus-
forderungen stelle und diese mit geringeren finanziellen Ressourcen 
immer schneller immer bessere Ergebnisse erziehen müsse,1 hat auch 
im Jahre 2017 nichts an ihrer Aktualität verloren. Hinzu kommt der-
zeit, dass aufgrund Personalmangels vielerorts Stellen nicht mehr zeit-
gerecht nachbesetzt werden können oder aufgrund der ebengenannten 
oft knappen finanziellen Ressourcen gar ganz gestrichen werden. Klare 
Strukturen, Festlegungen von Verantwortlichkeiten, die Beschreibung 
von Nahtstellen und eine klare Darstellung von Prozessen erscheinen 
vor diesem Hintergrund notweniger denn je, um die Kompetenz, die 
Effizienz und die Kundenorientierung öffentlicher Behörden zu be-
wahren und, wenn möglich, sogar nachhaltig zu verbessern. 

Zur Umsetzung der ebengenannten Ziele ist ein Qualitätsmanage-
ment unverzichtbar.

Nach wie vor spielen Begriffe wie „Service- und Produktqualität“, 
„Prozessorientierung“ oder „Total Quality Management“, um nur 
einige Begriffe aus dem Vokabular des Qualitätsmanagements zu 
nennen, in der alltäglichen Wahrnehmung der Verwaltungsmitar-

*	 Prof. Dr. Rainer Gebhardt lehrt an der FHöV NRW; André Perthes ist Dozent an 
der FHöV NRW und Doktorand an der Universität Bielefeld.

1	 vgl. Bundesministerium des Inneren: Zukunftsorientierte Verwaltung durch In-
novation, Berlin 2006

beiterinnen und Verwaltungsmitarbeiter jedoch oft eine nur unterge-
ordnete Rolle. Ohne ein grundlegendes Verständnis der Grundsätze 
und Ziele eines Qualitätsmanagements und die Entwicklung eines 
Qualitätsbewusstseins bei allen Beschäftigten (dies schließt nicht sel-
ten die grundlegende Veränderung hergebrachter Denk-, Verhaltens- 
und Arbeitsweisen ein) ist die Umsetzung eines wirksamen Quali-
tätsmanagements innerhalb der jeweiligen Organisationseinheiten 
jedoch kaum möglich.

Selbst in Verwaltungsbereichen, in denen ein Qualitätsmanagement 
bereits seit Jahren eingeführt oder, wie beispielsweise im Bereich 
des Verbraucherschutzes, sogar gesetzlich vorgeschrieben ist,2 wird 
Qualitätsmanagement oft (noch) nicht so gelebt, dass dessen Vorteile 
wirksam zur Entfaltung kommen (können).

Bestätigung findet diese Einschätzung nicht zuletzt durch mehrere, 
durch die jeweils zuständigen Verbraucherschutzministerien nach 
dem Dioxin- Skandal in 2011 bzw. der Salmonellen-Affäre bei der 
Firma „Bayern-Ei“ in 2014 durchgeführt Gutachten, in welchen nach 
wie vor Schwachstellen in der Organisation des gesundheitlichen Ver-
braucherschutzes aufgezeigt wurden. Kritisiert wurde hierbei unter 
anderem, dass konsistente Qualitätsmanagement-Systeme noch nicht 
in allen Lebensmittelüberwachungsbehörden wirksam implementiert 
worden seien und demnach noch nicht überall nachgewiesen werden 
könne, dass die entsprechenden Behörden ihre Kontrollen wirksam 
durchführen und das die Kontrollen geeignet sind, die Ziele der ver-
braucherschutzrechtlichen Vorschriften zu erreichen.3 

2	 vgl. Art. 8 der Verordnung (EG) 882/2004
3 	 vgl. Bundesrechnungshof: Organisation des gesundheitlichen Verbraucherschut-

zes. Gutachten, Bonn 2011 
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Dies zeigt einmal mehr, wie wichtig es ist, ein Qualitätsmanage-
ments-System nicht nur pro Forma einzuführen, sondern auch dafür 
zu sorgen, dass dieses durch die Beschäftigten verstanden und „gelebt“ 
wird. Die Förderung des Qualitätsbewusstseins aller Beschäftigten 
durch eine kontinuierliche Beschäftigung mit und die regelmäßi-
ge Fort- und Weiterbildung in dem Thema Qualitätsmanagement 
sind somit unabdingbar um die Qualität der Leistung von Behörden 
langfristig zu sichern. 

Sachverhalt

Nach Artikel 4 der Verordnung (EG) 882/2004 müssen die für die 
Lebensmittelüberwachung zuständigen Behörden die Unparteilich-
keit, die Qualität und die Einheitlichkeit der amtlichen Kontrolltätig-
keit gewährleisten, eine effiziente und wirksame Koordinierung und 
Zusammenarbeit zwischen verschiedenen Einheiten sicherstellen 
sowie interne oder externe Untersuchungen durchführen, um sicher-
zustellen, dass die Ziele der o.g. Verordnung erreicht werden.

Das für die Lebensmittelüberwachung im Kreis A zuständige Le-
bensmittelüberwachungsamt hat sich mit der Umsetzung der o.g. 
Vorgaben bisher noch zurückgehalten. Steigende Kontrollzahlen und 
landesgesetzliche Vorgaben machen es nunmehr jedoch unumgäng-
lich, ein entsprechendes Qualitätsmanagementsystem einzuführen, 
welches den Vorgaben der o.g. Verordnung vollumfänglich genügt. 

Um ein geeignetes Qualitätsmanagementsystem zu finden, sowie bei 
den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern eine grundlegende Akzep-
tanz für die Einführung des von Ihnen bevorzugten Qualitätsmanage-
mentsystems zu erreichen, werden Sie vom Leiter des o.g. Lebens-
mittelüberwachungsamtes gebeten, folgende Fragen zu beantworten:

Aufgaben:

1.1	 Erläutern Sie kurz, was unter behördlichem Qualitätsmanage-
ment zu verstehen ist (Definition) und welche Ziele damit verfolgt 
werden! 

1.2	 Welchen Nutzen bringt ein Qualitätsmanagement für die Arbeit 
in einer Behörde?

1.3	 In der öffentlichen Verwaltung finden bis dato vor allem die 
Norm DIN ISO 9001: 2008, sowie das EFQM- und das CAF- Mo-
dell Anwendung. Welche Gemeinsamkeiten und Unterschiede be-
stehen zwischen den drei Managementsystemen? 

1.4 	Welches der ebengenannten Managementsysteme erscheint Ih-
rer Meinung nach am geeignetsten zur Umsetzung der o.g. Vorgaben 
der Verordnung (EG) 882/2004? Begründen Sie Ihre Aussagen. 

Sachverhalt

Die Einführung eines Qualitätsmanagements wird die Arbeitsabläufe 
in der o.g. Lebensmittelüberwachungsbehörde nachhaltig beeinflus-
sen. Um auf eventuelle negative Reaktionen von Seiten der Mitarbei-
terschaft vorbereitet zu sein und Widerstände möglichst im Vorfeld 
zu vermeiden, werden Sie gebeten, zu den möglichen Reaktionen 
der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter Stellung zu nehmen, sowie 
Grundsätze eines effektiven Change-Managements aufzuzeigen.

Aufgaben:

2.1 	Erläutern Sie die Phasen, die Mitarbeiter in einem Verände-
rungsprozess durchlaufen. Gehen Sie dabei insbesondere auf die zu 
erwartenden Reaktionen auf Seiten der Mitarbeiter ein und führen 
Sie aus, wie sich Führungskräfte in diesen Phasen dem Mitarbeiter 
gegenüber verhalten sollten. 

2.2	 Nennen Sie mindestens 5 Grundsätze für ein erfolgreiches 
Change-Management und erläutern Sie diese.

Sachverhalt

Nach der Festlegung auf ein bestimmtes Qualitätsmanagementsystem, 
soll dessen Umsetzung im Rahmen eines Projektes erfolgen. Mit dem 
Projektmanagement wird die Mitarbeiterin X beauftragt, die auch 
später als Qualitätsmanagementbeauftragte die weitere Umsetzung 
der Vorgaben des Qualitätsmanagementsystems überwachen wird. 

Aufgaben: 

3.1	 Welche Kennzeichen beziehungsweise Merkmale weisen Pro-
jekte auf? 

3.2	 Welche Grundtypen der Projektorganisation kennen Sie und 
welche Vor- beziehungsweise Nachteile weisen diese Grundtypen 
jeweils auf? 

Sachverhalt

Nachdem das Qualitätsmanagementsystem im Lebensmittelüber-
wachungsamt des Kreises A erfolgreich implementiert und die Mit-
arbeiterin X offiziell zur Qualitätsmanagementbeauftragten ernannt 
worden ist, beklagt sich diese gegenüber einer Kollegin darüber, dass 
Sie als Qualitätsmanagementbeauftragte nunmehr zwar mehr Ar-
beit und eine höhere Verantwortung trage, sich dies jedoch in keiner 
Weise auf Ihre Bezahlung auswirke und sie daher um eine Höherbe-
wertung der Stelle bitten werde. 

Als Sachbearbeiterin für ordnungsbehördliche Aufgaben im Le-
bensmittelüberwachungsamt des Kreises A obliegen Frau X derzeit 
folgende Aufgaben:

Aufgabenbeschreibung Zeitanteil in Prozent

Bearbeitung von Straf- und Ordnungswidrigkeitenverfahren 25 %
Erlass von Verwaltungsakten (Ge- und Verbotsverfügungen, 
Zulassungen) 

25 %

Verwaltungsmäßige Abwicklung der Ergebnisse von Betriebs-
kontrollen und Probebeanstandungen (Aufforderung zur Män-
gelabstellung und Belehrungen, Nachhalten der Umsetzung 
von Abhilfemaßnahmen und von Eigenkontrollen der Betriebe)

40 %

Bearbeitung von Verbraucherbeschwerden 10 %

Frau X hat dabei intensive Kontakte zu den im Bereich der Lebens-
mittelüberwachung tätigen Tierärzten/wissenschaftlichen Sachver-
ständigen und zu den Lebensmittelkontrolleurinnen und Lebensmit-
telkontrolleuren des Amtes. Bei festgestellten Verstößen gegen das 
Lebensmittelrecht hat Sie unter Berücksichtigung der vor Ort vorge-
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fundenen Verhältnisse und der Untersuchungsfeststellungen amtlicher 
Labore geeignete Maßnahmen zu treffen. Hierzu sind auch teils zeit-
aufwändige, schwierige und konfliktträchtige persönliche Gespräche 
mit den (Rechts-)Vertretern der Lebensmittelunternehmen notwendig. 

Die Stelle von Frau X erfordert die Qualifikation für den gehobenen 
Dienst und ist derzeit mit A 10 besoldet. Die Stellenbewertung der 
Stelle von Frau X ist dieser Klausur als Anlage beigefügt. 

Als Qualitätsmanagementbeauftragte hat Frau X (nach Übertragung 
der Aufgaben im Zusammenhang mit der verwaltungsmäßigen Ab-
wicklung der Ergebnisse von Betriebskontrollen und Probebeanstan-
dungen sowie der Bearbeitung von Verbraucherbeschwerden an eine 
andere Kollegin) folgende zusätzliche Aufgaben zu erledigen:

Aufgabenbeschreibung Zeitanteil in Prozent
Einführen, Betreuen, Pflege und Weiterentwickelung des Qua-
litätsmanagements 

20 %

Überwachung aller eingeleiteten Maßnahmen im Rahmen des 
Qualitätsmanagements 

10%

Planung interner Qualitätsaudits, Durchführung und Auswer-
tung zusammen mit den QM-Assistenten und Auditoren

5 %

Beratung und Schulung aller Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
in Fragen des Qualitätsmanagements

5 % 

Er- und Überarbeitung von fachübergreifenden Verfahrensan-
weisungen

10 %

Aus ihren bisherigen Erfahrungen betreffend der Einführung des 
Qualitätsmanagementsystems weiß Frau X, dass es teilweise sehr 
schwierig sein wird, die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Am-
tes von den Vorteilen des Qualitätsmanagements zu überzeugen und 
diese zur Mitarbeit zu bewegen. 

Anders als die Aufgabenerfüllung in Ihrer Funktion als Sachbearbei-
terin für ordnungsbehördliche Aufgaben wird die Aufgabenerfüllung 
als Qualitätsmanagementbeauftragte nur teilweise durch sogenannte 
Verfahrensanweisungen geregelt. Vereinzelt kommt es auch vor, dass 
Maßnahmen oder Leistungen aus eigenem Antrieb zu entwickeln 
sind.

Aufgaben:

4.1.	Erläutern Sie zunächst kurz das Konzept der Stellenbewertung. 
Welche Arten der Stellenbewertung gibt es und welche Verfahren 
finden in der öffentlichen Verwaltung Anwendung? 

4.2.	Kann die Stelle von Frau X höher bewertet werden? Führen Sie 
eine Stellen(neu)bewertung durch und begründen Sie Ihr Ergebnis. 
Nutzen Sie dazu das Stellenbewertungsformular in der Anlage (Stel-
lenbewertung nach KGSt 2009).

Stelle: 39.1.1 Sachbearbeiter/-in ordnungsbehördliche Aufgaben (Veterinäraufgaben und Verbraucherschutz)
Stelleninhaberin: Frau X

Bew.
Stufe

Stufenbeschreibung Wert-
Zahl

bisherige
Bew.

Bewertung 
neu

1. Schwierigkeitsgrad der Informationsverarbeitung  
1 Die zu verarbeitenden Informationen sind leicht überschaubar und eindeutig. Es ist überwiegend mechanisch vorzugehen. 25  
2 Zwischenstufe 40
3 Die zu verarbeitenden Informationen sind überschaubar. Es ist aufgrund eigener Überlegungen in verschiedenen Informati-

onsschritten nach einem sich wiederholenden Arbeitsablauf (Arbeitsprozess) vorzugehen. Die Verarbeitung ist fast immer aus 
gleichen Sachverhalten ableitbar.

58

4 Zwischenstufe 78 78
5 Die zu verarbeitenden Informationen sind umfangreich. Es sind Zusammenhänge zu analysieren und viele Gesichtspunkte zu 

einem Ergebnis zu verarbeiten. Ähnliche Sachverhalte können herangezogen werden. 
100

6 Zwischenstufe 125

7
Die zu verarbeitenden Informationen sind sehr umfangreich. Es sind 
Überlegungen zum methodischen Vorgehen anzustellen, Zusammenhänge zu analysieren und viele Gesichtspunkte zu einem 
Ergebnis zu verarbeiten. Ähnliche Sachverhalte können nur begrenzt herangezogen werden. 

153

8 Zwischenstufe 183
9 Die zu verarbeitenden Informationen sind sehr umfangreich und komplex. Es sind Zusammenhänge von teilweise hohem Abs-

traktionsgrad zu analysieren und neue Lösungen zu finden oder maßgeblich mitzugestalten. 215
 

10 Anforderungen nach Stufe 9 zu mehr als 75 % der Arbeitszeit 250  
2. Schwierigkeitsgrad der dienstlichen Beziehungen
1 Informationen zu einfachen Sacherhalten sind zu erläutern; bei unterschiedlichen Standpunkten kann auf eindeutige Vor-

schriften und Tatsachen verwiesen werden.
10

2 Informationen zu schwierigen Sachverhalten sind zu erläutern; bei unterschiedlichen Standpunkten kann in der Regel auf 
eindeutige Vorschriften oder Tatsachen verwiesen werden. 
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Bew.
Stufe

Stufenbeschreibung Wert-
Zahl

bisherige
Bew.

Bewertung 
neu

3 Gespräche sind zu führen; bei unterschiedlicher Interessenlage soll durch werbende oder verteidigende Darlegungen Ver-
ständnis für den eigenen Standpunkt erzielt werden.

37 37

4 Konfliktträchtige Gespräche sind zu führen; bei gegensätzlichen Vorstellungen und schwieriger Argumentation soll der 
Gesprächspartner vom eigenen Standpunkt überzeugt werden.

55

5 Konfliktträchtige Verhandlungen sind zu führen; trotz gegensätzlicher Positionen und schwieriger Argumentation soll ein 
Ausgleich herbeigeführt werden.

76

6 In Stufe 5 beschriebene Verhandlungen kommen häufig vor und unterscheiden sich dabei nach Inhalt und Gesprächspartnern 
wesentlich.

100  

3. Grad der Selbständigkeit – Ermessen –
1 Leistungserstellung und Organisation der Arbeit sind bis ins einzelne durch Vorgaben bestimmt; es besteht allenfalls die Mög-

lichkeit der zeitlichen Einteilung.
10

2 Die Leistungserstellung ist vollständig durch Vorgaben bestimmt; es besteht jedoch ein Handlungsspielraum hinsichtlich der 
Organisation der eigenen Arbeit. 

22
	  

3 Die Leistungserstellung ist noch überwiegend durch Vorgaben bestimmt; es besteht jedoch ein Handlungsspielraum hinsicht-
lich des Ergebnisses der Arbeit. 

37 37

4 Die Leistungserstellung ist teilweise durch Vorgaben bestimmt, es ist über den Handlungsspielraum nach Stufe 3 hinaus der 
Inhalt der Arbeit häufig nicht festgelegt. 

55

5 Die Leistungserstellung ist zu einem erheblichen Teil nur durch allgemeine Vorgaben bestimmt, die durch eigene Entscheidun-
gen auszufüllen sind. Teilweise sind Maßnahmen oder Leistungen aus eigenem Antrieb zu entwickeln.

76

6 Im Rahmen der in Stufe 5 beschriebenen Selbständigkeit sind häufig Maßnahmen oder Leistungen aus eigenem Antrieb zu 
entwickeln.

100  

4. a: Grad der Verantwortung – Alternative für Stellen mit Ausführungsverantwortung
1 Das Arbeitsverhalten im Einzelfall hat geringe Auswirkungen. 25
2 Zwischenstufe 40
3 Das Arbeitsverhalten im Einzelfall hat mittlere Auswirkungen; es bezieht sich in der Regel auf einen kleineren Personenkreis, 

ein kleineres Objekt oder wirkt sich innerhalb einer Organisationseinheit aus.
58

4 Zwischenstufe 78 78
5 Das Arbeitsverhalten im Einzelfall hat große Auswirkungen; es bezieht sich in der Regel auf einen größeren Personenkreis, ein 

größeres Objekt oder wirkt sich auf mehrere Organisationseinheiten aus.
100

6 Zwischenstufe 125
7 Das Arbeitsverhalten im Einzelfall hat sehr große Auswirkungen; es bezieht sich auf einen sehr großen Personenkreis, ein sehr 

großes Objekt oder zahlreiche Organisationseinheiten aus.
153

8 Das Arbeitsverhalten insgesamt wirkt sich auf die Belange einer großen Bevölkerungsgruppe oder einer sehr großen Verwal-
tung aus. 183

 

5. Grad der Vor- und Ausbildung
1 Die mit der Wahrnehmung der Stelle verbundenen Funktionen erfordern die 

Laufbahnbefähigung
für den einfachen Dienst 22

2 für den mittleren Dienst 68
3 für den gehobenen Dienst 134 134
4 für den höheren Dienst 220
6. Grad der Erfahrung
1 Die mit der Wahrnehmung der Stelle verbundenen Funktionen erfordern den 

Erwerb von Kenntnissen und Fertigkeiten, wie sie in der praktischen Auseinan-
dersetzung mit dienstlichen Aufgaben erworben werden können, und zwar

zusätzliche Kenntnisse und Fertigkeiten auf 
einer anderen Stelle

8

2 in erhöhtem Maße zusätzliche Kenntnisse und 
Fertigkeiten auf mehreren anderen Stellen

25

3 umfangreiche zusätzliche Kenntnisse und 
Fertigkeiten auf mehreren anderen Stellen in 
verschiedenen Aufgabenbereichen

49

4 besonders umfassende und vielseitige 
zusätzliche Kenntnisse und Fertigkeiten auf 
mehreren anderen Stellen in verschiedenen 
Aufgabenbereichen

80

Gesamtpunktzahl 364
Besoldungsgruppe A 10

Pe
rs

ön
lic

he
s 

Ex
em

pl
ar

! 

K
op

ie
re

n 
od

er
 W

ei
te

rr
ei

ch
en

 n
ic

ht
 e

rl
au

bt
.



Rainer Gebhardt/André Perthes� Verwaltungsmanagement und Organisation

515DVP 12/17 · 68. Jahrgang

Dienstpostentabelle:

Punkte von bis BesGr. 
152 181 A 5
182 216 A 6
217 256 A 7
257 301 A 8
302 351 A 9
352 406 A 10
407 466 A 11
467 531 A 12
532 601 A 13
602 676 A 14
677 756 A 15
757 841 A 16

Lösungshinweise 

Aufgabe 1.1

Erläutern sie kurz was unter behördlichem Qualitätsmanagement zu 
verstehen ist (Definition) und welche Ziele damit verfolgt werden! 

Nach DIN EN ISO 9000: 2000 versteht man unter Qualitätsma-
nagement: 
„die aufeinander abgestimmten Tätigkeiten zum Leiten und Lenken 
einer Organisation bezüglich der Qualität.“4 

Die Ziele eines Qualitätsmanagements sind unter anderem5: 

–	� zentralen Modernisierungsfelder öffentlicher Verwaltungen – 
Wirtschaftlichkeit, Produkt- und Prozessqualität sowie Kunden 
und Mitarbeiterzufriedenheit – unter einer Gesamtstrategie bün-
deln, um Widerspruchsfreiheit zu gewährleisten,

–	 die Vernetzung verschiedener Zielbereiche herbeizuführen 
–	 und die Kontinuität in der Zielverfolgung zu sichern.

Aufgabe 1.2

Welchen Nutzen bringt ein Qualitätsmanagement für die Arbeit 
in einer Behörde?

Ein Qualitätsmanagement in einer Behörde kann hilfreich sein, um:

–	 die Bürger-/Kundenorientierung systematisch weiterzuentwickeln
–	 die Service- und Produktqualität kontinuierlich zu verbessern
–	 Prozesse transparenter zu gestalten
–	� einen Überblick über den erreichten Stand der Modernisierung 

und über die laufenden Aktivitäten der Behörde zu erhalten
–	� Stärken und Schwächen systematisch zu bewerten und Verbesse-

rungen herbeizuführen
–	 Strategieentwicklungen anzustoßen

4 	 DIN EN ISO 9000: 2000: Qualitätsmanagementsystem- Grundlagen und Be-
griffe. Abschnitt 3.2.8

5 	 vgl. Bundesverwaltungsamt: Qualitätsmanagement ISO 9001 in Behörden, Köln 2001

–	 Handlungskompetenzen der Mitarbeiter zu stärken
–	 die hausinterne Kommunikation zu optimieren.6

Aufgabe 1.3

In der öffentlichen Verwaltung finden bis dato vor allem die Norm 
DIN ISO 9001: 2008, sowie das EFQM- und das CAF- Modell 
Anwendung. Beschreiben Sie kurz die Gemeinsamkeiten und Un-
terschiede der drei Managementsysteme. 

Gemeinsamkeiten:
In all diesen Ansätzen ist die Grundphilosophie des TQM, d. h. der 
ganzheitliche Ansatz zur methodischen und durchdachten Planung, 
Durchführung und Bewertung der Qualitätsziele erkennbar. 

Zentrale Kriterien der Qualitätsbewertung sind in allen drei Ansät-
zen die Kunden-, Prozess-, Mitarbeiter- und Ergebnisorientierung.

Unterschiede:7

Der wesentliche Unterschied liegt in den Kosten: Nur das CAF-Mo-
dell – als Modell für den gesamten europäischen öffentlichen Dienst – 
unterliegt keiner kommerziellen Bindung. Die Unterlagen sind frei 
erhältlich und es gibt keine festgeschriebenen Preise für Beratung 
und Seminare. Das Bundesverwaltungsamt (als deutsches CAF-Zen-
trum) stellt den Anwendern ein Netzwerk zum Erfahrungsaustausch 
zur Verfügung.

Beim Einsatz von EFQM und CAF führt die Behörde anhand vor-
gegebener Kriterien eine qualitätsorientierte Selbstbewertung durch. 

Der Selbstbewertungsprozess ermöglicht den Behörden ihre Stärken 
und Verbesserungsbereiche klar zu erkennen und führt letztlich zur 
Planung, Umsetzung und Überwachung von Verbesserungsmaß-
nahmen.

Im Gegensatz zur Selbstbewertung nach CAF und EFQM werden 
bei der externen Auditierung und Zertifizierung eines Qualitätsma-
nagement-Systems nach DIN EN ISO 9000 ff. nicht die Stärken und 
Schwächen einer Behörde bewertet, sondern die Konformität des be-
hördlichen Qualitätsmanagements mit den in der Norm geforderten 
Mindestanforderungen.

Aufgabe 1.4

Welches der ebengenannten Managementsysteme erscheint Ihrer 
Meinung nach am geeignetsten zur Umsetzung der o.g. Vorgaben 
der Verordnung (EG) 882/2004? Begründen Sie Ihre Aussagen. 

Der nach Artikel 4 der Verordnung (EG) 882/2004 vorgeschriebene 
Aufbau eines Systems, mit welchem die Qualität und die Einheitlich-
keit der amtlichen Kontrolltätigkeit gewährleistet, eine effiziente und 
wirksame Koordinierung und Zusammenarbeit zwischen verschie-
denen Einheiten sichergestellt und regelmäßige interne oder externe 
Untersuchungen durchgeführt werden können, lässt sich vor allem 

6 	 vgl. KGSt: Qualitätsmanagement. Eine Orientierung für die kommunale Praxis. 
Bericht Nr. 2/2009, S. 9

7 	 vgl. Paulic, Rainer (Hrsg.): Verwaltungsmanagement und Organisation, Frank-
furt/Main 2014, S. 333ff
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durch ein Regelwerk, wie es die DIN EN ISO 9001:2008 anbietet, 
umsetzen. 

Der Aufbau eines Qualitätsmanagementsystems nach den Empfeh-
lungen und Anforderungen der ISO 9000-Familie und eine sich an-
schließende Zertifizierung durch eine neutrale und kompetente Stelle 
(akkreditierte Zertifizierungsstelle) sind auch in der Privatwirtschaft 
weit verbreitet und daher bekannt. Es gibt daher viele Beratungsunter-
nehmen, die beim Aufbau eines QM nach DIN unterstützen können.

Mit der DIN EN ISO 9001:2008 kann ein QM System nach einer 
vorgegebenen Systematik aufgebaut und dokumentiert werden.

Da der DIN EN ISO 9001:2008 ein prozessorientierter Ansatz zu-
grunde liegt, kann dieses Modell v.a. als Leitfaden zur Gestaltung von 
Geschäftsprozessen genutzt werden. 

Ein Fokus des Modells liegt auf der Kundenorientierung. Alle wei-
teren Prozesse sind darauf auszurichten, die Qualität der Produkti-
onsprozesse zu unterstützen und zu fördern.

Aufgabe 2.1

Erläutern Sie die Phasen, die Mitarbeiter im Veränderungsprozess 
durchlaufen. Gehen Sie dabei insbesondere auf die zu erwartenden 
Reaktionen der Mitarbeiter ein und führen Sie aus, wie sich Führungs-
kräfte in diesen Phasen dem Mitarbeiter gegenüber verhalten sollten.

Nach dem 7-Phasen Modell zur Kompetenz der Veränderungssteu-
erung durchlaufen Mitarbeiter die folgenden Phasen:8

Phase 1:
Erste Gerüchte über die geplanten Veränderungen verursachen Un-
ruhe und Sorge in der Organisation, noch bevor diese offiziell verkün-
det wurden. In dieser Phase ist es wichtig, als Führungskraft mit den 
Mitarbeitern ins Gespräch zu kommen beziehungsweise mit ihnen 
im Gespräch zu bleiben und Spielregeln für den Umgang mit der 
unklaren Situation zu vereinbaren.

Phase 2: 
Mit der offiziellen Bekanntgabe zum Beispiel der geplanten Um-
strukturierung wird die Notwendigkeit der Veränderung definitiv. 
Hoffnungen und Befürchtungen werden geäußert, doch noch kaum 
jemand ist in der Lage, sich auf die Veränderungen einzulassen. Zu-
hören, Informieren und Verständnis zeigen sind, nun gefragt.

Phase 3: 
Nach dem ersten Schreck zeigen die Betroffenen Ärger und Wut. Die 
Folge sind Abwehrreaktionen, die zuweilen sogar zu mehr Produkti-
vität führen. Denn die Mitarbeiter wollen zeigen: „Die Veränderung 
ist nicht nötig. Es geht auch so.“ Jetzt gilt es ihnen zu vermitteln, dass 
der Wandel trotzdem notwendig ist.

Phase 4: 
Ist die Veränderung rational akzeptiert, setzen sich die betroffenen 
Mitarbeiter damit persönlich auseinander: Was bedeutet die geplan-

8 	 Ausfrührungen nach: Kostka, Claudia/Mönch, Anette: Change Management – 
7 Methoden für die Gestaltung von Veränderungsprozessen, München 2002

te Veränderung für mich? Welche Herausforderungen kommen auf 
mich zu? Kann ich sie bewältigen und wenn ja wie? Dies können 
die Betroffenen in dieser Phase meist noch nicht genau einschätzen. 
Deshalb gilt es jetzt, die Betroffenen beim Aushalten dieses Zustands 
der Ungewissheit zu unterstützen.

Phase 5: 
Der Tiefpunkt ist erreicht, wenn den Betroffenen klar wird: Es gibt kein 
Zurück. Damit das Neue auch emotional akzeptiert wird, ist es wichtig, 
das Alte zu würdigen. Die Mitarbeiter brauchen Zeit zur Akzeptanz. 

Phase 6: 
Erst nachdem dieser Prozess vollzogen ist, richtet sich die Energie 
auf das Neue. Nun gilt es, Neugier zu wecken und den Mitarbeitern 
das erforderliche Wissen und Können zum Umgang mit dem Neuen 
zu vermitteln. Ermutigung und Geduld sind nun hilfreich; ebenso 
Möglichkeiten zum Erfahrungsaustausch.

Phase 7: 
Das Neue wird allmählich zur Normalität und erste Lernerfolge 
schaffen Selbstvertrauen. Die Folge: Die Leistung des Systems steigt 
über das ursprüngliche Niveau. Nun gilt es, den Prozess zu bewerten: 
Was lief nicht so gut? Was hat sich bewährt? Aus diesen Erfahrungen 
kann und sollte jeder Einzelne und die Organisation lernen, damit 
künftige Veränderungen noch besser bewältigt werden.

Aufgabe 2.2

Nennen Sie mindestens 5 Grundsätze für ein erfolgreiches Chan-
ge- Management und Erläutern Sie diese. 

Abbildung und folgende Ausführungen in Anlehnung an: Paulic, Rai-
ner (Hrsg.): Verwaltungsmanagement und Organisation, Frankfurt/
Main 2014, S. 245ff

Zielorientiertes Management/Rolle der Behördenleitung:
Damit Veränderungsprojekte ernst genommen werden, müssen sie 
vom Willen zur Durchsetzung der Veränderung getragen sein. Nur 
wenn die Hausleitung Veränderungsmaßnahmen aktiv bewirbt und 
unterstützt, wird die notwendige Akzeptanz in der Behörde geschaffen. 
Um verwertbare Ergebnisse hervorzubringen, muss zielorientiert ge-
plant und gesteuert werden.
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Keine Maßnahme ohne Diagnose:
Zu Beginn des Veränderungsprozesses muss die IST-Situation sys-
tematisch analysiert und der SOLL-Zustand genau beschrieben 
werden. Es empfiehlt sich eine Diagnose in den Schritten Datener-
hebung, Datenverdichtung, Datenfeedback und Datenanalyse.

Ganzheitliches Denken und Handeln:
Bei der Betrachtung von notwendigen Anpassungen und Veränderun-
gen in einer Organisation, sollten nicht nur die Strukturen (Aufbau-, 
Ablauf- und Führungsorganisation), sondern auch das Verhalten der 
Beschäftigten (Motivation, Identifikation, Kommunikation und Ko-
operation) und die Kultur (geschriebene und ungeschriebene Gesetze, 
Spielregeln, Belohnungs- und Sanktionsregeln) betrachtet werden.

Beteiligung der Betroffenen/ Betroffenheitsanalyse:
Eine Veränderung ist nur erfolgreich, wenn es gelingt, die Betroffenen 
für den Wandel zu gewinnen, sie zu Beteiligten zu machen. Ein unersetz-
liches Mittel, um Betroffene für die Veränderungen zu gewinnen, ist, sie 
an der Gestaltung aktiv teilhaben zu lassen, sie zu Beteiligten zu machen.

Hilfe zur Selbsthilfe:
Im Falle von Verzögerungen und Blockaden durch mangelndes 
Knowhow, Kompetenzdefizite oder Terminengpässe muss die Pro-
jektleitung oder der Change Manager eingreifen und Unterstützung 
leisten. Durch Gruppenfeedback, moderierte Workshops, Einzelbe-
ratungen oder die Freigebe von Ressourcen soll es den Beschäftigten 
ermöglicht werden, den Change-Management-Prozess zu verstehen, 
zu akzeptieren und schließlich wirksam umzusetzen. 

Prozessorientierte Steuerung:
Ein erfolgreicher Wandel ist nur erreicht, wenn die Veränderungen 
in der Organisation verankert und „gelebt“ werden. Dazu sind ent-
sprechende Prozesse anzupassen oder neu zu modellieren sowie Steu-
erungsinstrumente einzusetzen und ein wirksames Controlling des 
Change Prozesses zu implementieren. 

Lebendige Kommunikation: 
Damit die Betroffenen von der Notwendigkeit eines Veränderungs-
vorhabens überzeugt werden und dessen Ziele verstehen, ist es not-
wendig, dass Führungskräfte unter anderem mittels Informations-
veranstaltungen, Erfolgsberichten und persönlichen Gesprächen 
regelmäßig mit den betroffenen Mitarbeitern in Kontakt treten und 
dabei sowohl das Befinden der Beschäftigten eruieren, als auch (wenn 
notwendig) Überzeugungsarbeit leisten.

Sorgfältige Auswahl der Schlüsselpersonen:
Im Vorfeld der Implementation von Veränderungen sollte geprüft 
werden, wer ein entsprechendes Vorhaben konstruktiv unterstützen 
und andere Beschäftigte zur Umsetzung entsprechender Maßnah-
men motivieren kann. Vor allem für steuernde und koordinierende 
Funktionen sollten Personen ausgewählt werden, die folgende Kom-
petenzen aufweisen: 

–	 Motivationsfähigkeit 
–	 Leitungskompetenz
–	 Koordinationsfähigkeit
–	 Empathie 
–	 Akzeptanz bei der Belegschaft und Führung
–	 kommunikative Fähigkeiten 

Aufgabe 3.1

Welche Kennzeichen beziehungsweise Merkmale weisen Projekte 
auf? 

Im Gegensatz zur traditionellen Verwaltungsorganisationen, die 
langfristig angelegt sind und streng reglementierte Strukturen auf-
weisen, basieren Projekte auf einer temporären Organisationsform 
und Flexibilität.

Projekte können somit definiert werden als:
„Zeitlich befristete Vorhaben zur Schaffung einer einzelnen Leis-
tung“, die „(…) im Wesentlichen durch die Einmaligkeit der Bedin-
gungen in ihrer Gesamtheit gekennzeichnet [sind], wie z.B. Ziel-
vorgabe, zeitliche, finanzielle, personelle und andere Begrenzungen, 
projektspezifische Organisation“9

In der Summe zeichnen sich Projekte demnach durch folgende 
Merkmale aus:10

– 	� neuartige, komplexe Aufgabenstellung jenseits der Routinetätig-
keiten

–	 zeitliche Begrenzung
–	 definierte Zielsetzung
–	 definierte Ressourcen (finanziell, personell)
–	� fachübergreifende Zusammenarbeit mehrerer Mitarbeiter/ Abtei-

lungen
–	 spezifische Organisationsform

Aufgabe 3.2

Welche Grundtypen der Projektorganisation kennen Sie und wel-
che Vor- beziehungsweise Nachteile weisen diese Grundtypen je-
weils auf? 

Org.Form Beschreibung11 Vorteile Nachteile
Reine 
Projekt
organisation 
(Task-Force)

Die Projektplanung und 
-durchführung werden 
in einer neu zu bildenden 
Organisationseinheit mit 
Freistellung der Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter 
aus der Linienorganisation 
zusammengefasst.

Projektleitung hat 
volle Kompetenz

direkte Konzentra
tion auf Vorhaben

Verantwortungen 
klar geregelt

Entscheidungsbe-
fugnisse zur Linien-
organisation sind 
deutlich abgrenzbar

hoher organi-
satorischer und 
personeller Umstel-
lungsaufwand

lohnt sich nur 
bei Projekten mit 
außergewöhnli-
chem Umfang und 
hoher Arbeitsin-
tensität

9 	 DIN 69901-5: 2009 – Projektmanagement – Projektmanagementsysteme – Nr. 3.43
10 	vgl. u.a. Hagen, Stefan: Projektmanagement in der öffentlichen Verwaltung. Spe-

zifika, Problemfelder, Zukunftspotentiale, Wiesbaden 2009: S. 31 und Litke, 
Hans D.: Projektmanagement. Methoden, Techniken und Verhaltensweisen, 
München 2004, S. 19

11 	vgl. hierzu auch Paulic, Rainer (Hrsg.): Verwaltungsmanagement und Organisa-
tion, Frankfurt/Main 2014, S. 283 und Gourmelon, Andreas et.al.: Management 
im öffentlichen Sektor. Organisationen steuern – Strukturen schaffen – Prozesse 
gestalten, München 2014, S. 267ff
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Org.Form Beschreibung11 Vorteile Nachteile
Matrix-Pro-
jektorgani-
sation

Die Durchführung eines 
Projektes wird der Linien-
organisation, die Führung 
dagegen der temporär 
eingerichteten Matrix-Or-
ganisation übertragen. 

Es entstehen zwei sich 
überlappende Weisungs-
systeme, bei denen die 
Projektleitung aus der 
Linienorganisation her-
ausgegliedert wird und 
die anderen Projektmit-
glieder in ihrem bisherigen 
Unterstellungsverhältnis 
verbleiben.

Die Projektorganisa-
tionsform greift nur 
in sehr geringem 
Umfang in die 
bestehende Organi-
sation ein
 
ein flexibler, res-
sourcen- schonen-
der Personaleinsatz 
wird ermöglicht

die sich überlap-
penden Weisungs-
systeme bereiten in 
der Praxis Schwie-
rigkeiten 

Auftrags- und Wei-
sungsverhältnisse 
müssen permanent 
abgestimmt 
werden

Einflusspro-
jektorgani-
sation

Die Projektführung und 
-durchführung liegen 
in vollem Umfang in der 
Linienorganisation.

Es gibt lediglich eine 
Projektkoordinatorin oder 
einen Projektkoordinator 
(kommt dem Stabsprinzip 
gleich).

dieses Prinzip lässt 
sich leicht ver-
wirklichen, da die 
bestehende Organi-
sation nur minimal 
beeinflusst wird

die Linieninstanzen 
behalten ihre vollen 
Kompetenzen

hoher organisatori-
scher Aufwand und 
fehlende eigene 
Kapazitäten und 
Entscheidungs
verantwortung

Aufgabe 4.1

Erläutern Sie zunächst kurz das Konzept der Stellenbewertung. 
Welche Arten der Stellenbewertung gibt es und welche Verfahren 
finden in der öffentlichen Verwaltung Anwendung? 

Zur Personalhoheit einer Behörde gehört die Befugnis, eigene 
Dienstkräfte für die Erfüllung der wahrzunehmenden Aufgaben an-
zustellen. Die den Mitarbeitern für ihre Aufgabenwahrnehmung zu 
gewährenden Entgelte richten sich dabei nach der Wertigkeit der er-
füllten Aufgaben, leiten sich also jeweils aus dem Tätigkeitsprofil der 
bekleideten Stelle ab. Daraus folgt, dass die Stellen der Mitarbeiter 
bewertet werden müssen.

Die Ausübung dieser Befugnis ist für Beamte durch Bundes- und 
Landesrechtliche Bestimmungen, für Beschäftigte durch Tarifrecht 
geregelt.

Unter Stellenbewertung versteht man demgemäß die Ermittlung des 
Wertes aller einer Stelle durch Aufgabenverteilung (Aufgabensynthe-
se) zugeordneten Tätigkeiten und Funktionen. Für die Wertermitt-
lung werden unterschiedliche Bewertungsmerkmale berücksichtigt, 
z.B. den Grad der Verantwortung, geistige und körperliche Anforde-
rungen sowie die Arbeitsbedingungen. Objekt der Stellenbewertung 
ist also der Stelleninhalt, die Gesamtheit der einer Stelle übertra-
genen Tätigkeiten, Befugnisse und Verantwortlichkeiten. Angaben 
hierüber enthält die Stellenbeschreibung. Falls nicht vorhanden sind 
ggf. Erhebungen notwendig. In einem abschließenden Schritt wird 
dann der Gesamtwert der Stellenbewertung einer Besoldungs- bzw. 
Entgeltgruppe zugeordnet. 

Die Stellenbewertung bestimmt damit die Bezahlung der Mitarbeiter 
der Verwaltung. 

Es gibt folgende Stellenbewertungsverfahren:

Für die Bewertung der Beamtenstellen ist grundsätzlich nicht fest-
gelegt, wie diese Bewertung zu erfolgen hat. Das Bundesbesoldungs-
gesetzt (BBesG) regelt lediglich, dass eine Bewertung erfolgen muss.

In der Praxis wird meist das von der KGSt entwickelte (Stufen)-Wert-
zahlenverfahren angewandt. 

Für die Beschäftigten erfolgt die Stellenbewertung nach dem sum-
marischen Gruppierungsverfahren/Katalogverfahren. Dem Problem 
Rechnung tragend, dass sich die Tarifparteien im öffentlichen Dienst 
bisher nicht auf neue Regelungen zum Eingruppierungsrecht einigen 
konnten, erfolgt die Bewertung der Stellen von Tarifbeschäftigten 
nach wie vor nach den Bestimmungen des Bundesangestelltentarif-
vertrages (BAT). 

Aufgabe 4.2

Kann die Stelle von Frau X höher bewertet werden? Führen Sie 
eine Stellen(neu)bewertung durch und begründen Sie Ihr Ergeb-
nis. Nutzen Sie dazu das Stellenbewertungsformular in der Anlage. 
(Stellenbewertung nach KGSt 2009)

Stelle: 39.1.1 Sachbearbeiter/-in ordnungsbehördliche Aufgaben (Veterinäraufgaben und Verbraucherschutz)
Stelleninhaberin: Frau X

Bew.
Stufe

Stufenbeschreibung Wert-
Zahl

bisherige
Bew.

Bewertung 
neu

1. Schwierigkeitsgrad der Informationsverarbeitung  
1 Die zu verarbeitenden Informationen sind leicht überschaubar und eindeutig. Es ist überwiegend mechanisch vorzugehen. 25  
2 Zwischenstufe 40
3 Die zu verarbeitenden Informationen sind überschaubar. Es ist aufgrund eigener Überlegungen in verschiedenen Informati-

onsschritten nach einem sich wiederholenden Arbeitsablauf (Arbeitsprozess) vorzugehen. Die Verarbeitung ist fast immer aus 
gleichen Sachverhalten ableitbar.

58

4 Zwischenstufe 78 78
5 Die zu verarbeitenden Informationen sind umfangreich. Es sind Zusammenhänge zu analysieren und viele Gesichtspunkte zu 

einem Ergebnis zu verarbeiten. Ähnliche Sachverhalte können herangezogen werden. 
100 100
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Bew.
Stufe

Stufenbeschreibung Wert-
Zahl

bisherige
Bew.

Bewertung 
neu

6 Zwischenstufe 125
7 Die zu verarbeitenden Informationen sind sehr umfangreich. Es sind 

Überlegungen zum methodischen Vorgehen anzustellen, Zusammenhänge zu analysieren und viele Gesichtspunkte zu einem 
Ergebnis zu verarbeiten. Ähnliche Sachverhalte können nur begrenzt herangezogen werden. 

153

8 Zwischenstufe 183
9 Die zu verarbeitenden Informationen sind sehr umfangreich und komplex. Es sind Zusammenhänge von teilweise hohem Abs-

traktionsgrad zu analysieren und neue Lösungen zu finden oder maßgeblich mitzugestalten.
215  

10 Anforderungen nach Stufe 9 zu mehr als 75 % der Arbeitszeit 250  
2. Schwierigkeitsgrad der dienstlichen Beziehungen
1 Informationen zu einfachen Sacherhalten sind zu erläutern; bei unterschiedlichen Standpunkten kann auf eindeutige Vor-

schriften und Tatsachen verwiesen werden.
10

2 Informationen zu schwierigen Sachverhalten sind zu erläutern; bei unterschiedlichen Standpunkten kann in der Regel auf 
eindeutige Vorschriften oder Tatsachen verwiesen werden. 

22

3 Gespräche sind zu führen; bei unterschiedlicher Interessenlage soll durch werbende oder verteidigende Darlegungen Ver-
ständnis für den eigenen Standpunkt erzielt werden.

37 37

4 Konfliktträchtige Gespräche sind zu führen; bei gegensätzlichen Vorstellungen und schwieriger Argumentation soll der 
Gesprächspartner vom eigenen Standpunkt überzeugt werden.

55 55

5 Konfliktträchtige Verhandlungen sind zu führen; trotz gegensätzlicher Positionen und schwieriger Argumentation soll ein 
Ausgleich herbeigeführt werden.

76

6 In Stufe 5 beschriebene Verhandlungen kommen häufig vor und unterscheiden sich dabei nach Inhalt und Gesprächspartnern 
wesentlich.

100  

3. Grad der Selbständigkeit – Ermessen –
1 Leistungserstellung und Organisation der Arbeit sind bis ins einzelne durch Vorgaben bestimmt; es besteht allenfalls die Mög-

lichkeit der zeitlichen Einteilung.
10

2 Die Leistungserstellung ist vollständig durch Vorgaben bestimmt; es besteht jedoch ein Handlungsspielraum hinsichtlich der 
Organisation der eigenen Arbeit. 

22  

3 Die Leistungserstellung ist noch überwiegend durch Vorgaben bestimmt; es besteht jedoch ein Handlungsspielraum hinsicht-
lich des Ergebnisses der Arbeit. 

37 37

4 Die Leistungserstellung ist teilweise durch Vorgaben bestimmt, es ist über den Handlungsspielraum nach Stufe 3 hinaus der 
Inhalt der Arbeit häufig nicht festgelegt. 

55 55

5 Die Leistungserstellung ist zu einem erheblichen Teil nur durch allgemeine Vorgaben bestimmt, die durch eigene Entscheidun-
gen auszufüllen sind. Teilweise sind Maßnahmen oder Leistungen aus eigenem Antrieb zu entwickeln.

76

6 Im Rahmen der in Stufe 5 beschriebenen Selbständigkeit sind häufig Maßnahmen oder Leistungen aus eigenem Antrieb zu 
entwickeln.

100  

4. a: Grad der Verantwortung – Alternative für Stellen mit Ausführungsverantwortung
1 Das Arbeitsverhalten im Einzelfall hat geringe Auswirkungen. 25
2 Zwischenstufe 40
3 Das Arbeitsverhalten im Einzelfall hat mittlere Auswirkungen; es bezieht sich in der Regel auf einen kleineren Personenkreis, 

ein kleineres Objekt oder wirkt sich innerhalb einer Organisationseinheit aus.
58

4 Zwischenstufe 78 78
5 Das Arbeitsverhalten im Einzelfall hat große Auswirkungen; es bezieht sich in der Regel auf einen größeren Personenkreis, ein 

größeres Objekt oder wirkt sich auf mehrere Organisationseinheiten aus.
100 100

6 Zwischenstufe 125
7 Das Arbeitsverhalten im Einzelfall hat sehr große Auswirkungen; es bezieht sich auf einen sehr großen Personenkreis, ein sehr 

großes Objekt oder zahlreiche Organisationseinheiten aus.
153

8 Das Arbeitsverhalten insgesamt wirkt sich auf die Belange einer großen Bevölkerungsgruppe oder einer sehr großen Verwal-
tung aus.

183  

5. Grad der Vor- und Ausbildung
1 Die mit der Wahrnehmung der Stelle verbundenen Funktionen erfordern die 

Laufbahnbefähigung
für den einfachen Dienst 22

2 für den mittleren Dienst 68
3 für den gehobenen Dienst 134 134 134
4 für den höheren Dienst 220
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Bew.
Stufe

Stufenbeschreibung Wert-
Zahl

bisherige
Bew.

Bewertung 
neu

6. Grad der Erfahrung
1 Die mit der Wahrnehmung der Stelle verbundenen Funktionen erfordern den 

Erwerb von Kenntnissen und Fertigkeiten, wie sie in der praktischen Auseinan-
dersetzung mit dienstlichen Aufgaben erworben werden können, und zwar

zusätzliche Kenntnisse und Fertigkeiten auf 
einer anderen Stelle

8

2 in erhöhtem Maße zusätzliche Kenntnisse 
und Fertigkeiten auf mehreren anderen 
Stellen

3 umfangreiche zusätzliche Kenntnisse und 
Fertigkeiten auf mehreren anderen Stellen in 
verschiedenen Aufgabenbereichen

4 besonders umfassende und vielseitige 
zusätzliche Kenntnisse und Fertigkeiten auf 
mehreren anderen Stellen in verschiedenen 
Aufgabenbereichen

Gesamtpunktzahl 364 444
Besoldungsgruppe A 10 A 11

Dienstpostentabelle:

Punkte von bis BesGr. 

152 181 A 5
182 216 A 6
217 256 A 7
257 301 A 8
302 351 A 9
352 406 A 10
407 466 A 11
467 531 A 12
532 601 A 13
602 676 A 14
677 756 A 15
757 841 A 16

Eine Höherbewertung der Stelle von A 10 auf A 11 ist angebracht, da 
im Zusammenhang mit der Umsetzung des Qualitätsmanagements 
umfangreiche Vorgaben und Informationen zu verarbeiten sind. Da-
rüber hinaus sind nicht selten konfliktträchtige Gespräche mit den 
Mitarbeitern zu führen, um diese von den Vorteilen des Qualitäts-
managements zu überzeugen sowie diese zur Mitarbeit und zur Um-
setzung entsprechender Vorgaben zu bewegen. Die Aufgabenerfül-
lung wird dabei nur teilweise durch Verfahrensanweisungen geregelt. 
Vereinzelt sind Maßnahmen oder Leistungen aus eigenem Antrieb 
zu entwickeln.

Bei der Bewertung ist zu berücksichtigen, dass Qualitätsmanagem-
entbeauftragte sämtliche Abläufe, die zur Umsetzung des Qualitäts-
management-Systems erforderlich sind, überwachen sowie sämtliche 
Verbesserungsmaßnahmen kontrollieren und dokumentieren müssen. 
Es ist ferner zu berücksichtigen, dass Qualitätsmanagementbeauf-
tragte die Maßnahmen i.d.R. nicht selbst durchführen, diese aber 
in Zusammenarbeit mit dem Leitungspersonal planen und koordi-
nieren. Bei den Qualitätsmanagementbeauftragten laufen zwar alle 

Fäden des Qualitätsmanagements zusammen, diese haben jedoch 
i.d.R. keine Weisungsbefugnis.
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Rechtsprechung

Bestreiten des Zugangs mit Nichtwissen
(BVerwG, Urt. v. 15. 06. 2016 – 9 C 19/15)

1. Durch das bloße Bestreiten eines Dritten mit Nichtwissen, dass ein 
durch einfachen Brief übermittelter Verwaltungsakt dem Adressaten 
zugegangen ist, wird die Zugangsvermutung des § 122 Abs. 2 AO allein 
nicht erschüttert.

2. In dieser Konstellation bedarf es weiterer tatsächlicher Umstände, 
um die gesetzliche Zugangsvermutung zu erschüttern und Zweifel am 
Zugang zu wecken 

(Nichtamtl. Leitsätze)

A. Anmerkung

I. Zum Sachverhalt

Der Kläger (K) wendet sich gegen einen Bescheid, mit dem er auf 
Duldung der Zwangsvollstreckung in seinen Miteigentumsanteil an 
einem Grundstück wegen rückständiger Grundsteuern in Anspruch 
genommen wird. Steuerschuldnerin ist eine GmbH, die (auch) als 
Eigentümerin im Grundbuch eingetragen ist. Mit seiner Klage hat 
K eine wirksame Festsetzung sowohl der Grundsteuern als auch des 
Grundsteuermessbetrages mit Nichtwissen bestritten und sich auf 
Festsetzungsverjährung, hilfsweise auf Zahlungsverjährung berufen. 
Das VG hat die Klage abgewiesen, das OVG hat die Berufung des 
K zurückgewiesen. Zur Begründung hat das OVG ausgeführt, der 
Duldungsbescheid sei rechtmäßig, insbesondere sei die Grundsteuer 
gegenüber der Steuerschuldnerin wirksam festgesetzt worden. Allein 
das Bestreiten mit Nichtwissen wecke noch keine Zweifel am Zugang 
der Steuerbescheide. Nichts anderes gelte für den der Grundsteuerfor-
derung zugrunde liegenden Messbescheid, von dessen Bekanntgabe 
ebenfalls auszugehen sei. Zur Begründung der vom Senat zugelasse-
nen Revision macht K geltend, anerkanntermaßen könne der Adressat 
eines durch einfachen Brief übersandten Bescheides durch schlich-
tes Bestreiten des Zugangs Zweifel an der Bekanntgabe wecken und 
damit die Nachweispflicht der Behörde auslösen. Das gleiche müsse 
gelten, wenn – wie hier – ein Dritter den Zugang des Bescheides beim 
Adressaten mit Nichtwissen bestreite. Daher hätte das OVG den Zu-
gang sowohl der Grundsteuerbescheide als auch des Grundsteuer-
messbescheides positiv feststellen müssen. Diese Feststellung sei zu 
Unrecht unterblieben. Die Revision hatte keinen Erfolg.

II. Zur Rechtslage

1. Ein Duldungsbescheid findet seine Rechtsgrundlage in § 1 Abs. 2 
i. V. mit § 191 Abs. 1 Satz 1 und § 77 Abs. 2 Satz 1 AO. Nach der zu-
letzt genannten Norm hat der Eigentümer die Zwangsvollstreckung 
in den Grundbesitz wegen einer Steuer zu dulden, die als öffentliche 
Last auf dem Grundbesitz ruht; dies ist bei der Grundsteuer der Fall 
(§ 12 GrStG). Da die Duldungspflicht akzessorisch ist, setzt sie das 
Bestehen der Steuerschuld voraus. Der Steueranspruch muss ent-
standen und darf nicht wieder untergegangen, er muss festgesetzt, 
fällig und vollstreckbar sein (BVerwG, Urt. v. 13. 2. 1987 – 8 C 25.85 
– Buchholz 401.0 § 77 AO Nr. 2 S. 3 f.).

2. Wirksam ist ein Steuerbescheid nur, wenn er dem Adressaten be-
kannt gegeben worden ist (§ 124 Abs. 1 AO). 

a) Nach § 122 Abs. 2 AO gilt ein schriftlicher Verwaltungsakt, der 
durch die Post übermittelt wird, am dritten Tage nach der Aufgabe 
zur Post als bekannt gegeben, außer wenn er nicht oder zu einem 
späteren Zeitpunkt zugegangen ist; im Zweifel hat die Behörde den 
Zugang des Verwaltungsakts und den Zeitpunkt des Zugangs nach-
zuweisen. Erst wenn Zweifel am Zugang bestehen, die die widerlegli-
che Vermutung des § 122 Abs. 2 AO erschüttern, bedarf es für den 
Zugang des vollen Beweises, der von Amts wegen zu führen ist (§ 86 
Abs. 1 VwGO) und für den die Behörde die objektive Beweislast 
trägt. Das Berufungsurteil beruht – so der Senat – auf der zutref-
fenden Annahme, dass allein das bloße Bestreiten des Zugangs mit 
Nichtwissen durch eine Person, an die der Bescheid nicht gerichtet 
war, nicht ausreicht, um derartige Zweifel am Zugang auszulösen.

Falls der Adressat eines Steuerbescheides bestreitet, diesen überhaupt 
erhalten zu haben, genüge zwar nach der ständigen Rechtsprechung 
des BFH regelmäßig schon dieser Umstand an sich, um Zweifel am 
Zugang i. S. des § 122 Abs. 2 AO zu wecken. Anders als im Fall 
der Behauptung eines verspäteten Zugangs könne danach von einem 
Adressaten, der den Zugang überhaupt bestreitet, keine weitere Sub-
stantiierung verlangt werden. Wähle die Behörde statt der förmlichen 
Zustellung die Bekanntgabe des Bescheides durch einfachen Brief, 
trage sie im Falle des Bestreitens das Risiko der Unerweislichkeit des 
Zugangs, ohne dass ihr die Erleichterungen des Anscheinsbeweises 
zugutekommen (std. Rspr., vgl. Urt. v. 14. 3. 1989 – VII R 75/85 – 
BFHE 156, 66 <69 ff.> und v. 29. 4. 2009 – X R 35/08 – BFH/NV 
2009, 1777 = juris Rn. 20; Beschl. v. 14. 2. 2008 – X B 11/08 – BFH/
NV 2008, 743 = juris Rn. 4 ff.).

b) Diese Rechtsprechung lässt sich aber – so das BVerwG – nicht 
ohne Weiteres auf den Fall übertragen, dass ein Dritter den Zugang 
des Verwaltungsaktes beim Adressaten mit Nichtwissen bestrei-
tet. Die Regelung in § 138 Abs. 4 ZPO, wonach eine Erklärung 
mit Nichtwissen (nur) über Tatsachen zulässig ist, die weder eigene 
Handlungen der Partei noch Gegenstand ihrer eigenen Wahrneh-
mung gewesen sind, sei in dem vom Untersuchungsgrundsatz ge-
prägten Verwaltungsprozess (§ 86 Abs. 1 VwGO) nicht anwendbar. 
Vielmehr richte sich das Maß der gerichtlichen Aufklärungspflicht 
hier wie auch sonst nach der Substanz des Vorbringens der Beteilig-
ten. Entscheidend sei danach, dass der Adressat, falls er den Zugang 
bestreite, eine (negative) Tatsache aus seinem eigenen Einfluss- und 
Wahrnehmungsbereich bekunde, während sich der Dritte mangels 
eigener Erkenntnisse lediglich darauf berufen könne, dass die Fra-
ge des Zugangs offen sei. In dieser Konstellation bedürfe es daher 
weiterer tatsächlicher Umstände, um die gesetzliche Zugangsver-
mutung zu erschüttern und Zweifel am Zugang zu wecken (§ 122 
Abs. 2 AO). Zu derartigen Umständen, die unter Berücksichtigung 
der Mitwirkungslasten der Beteiligten von Amts wegen zu ermitteln 
sind, könne neben etwaigen Anhaltspunkten aus den Akten vor allem 
ein Bestreiten des Zugangs durch den Adressaten selbst gehören. 
Von diesen Rechtsgrundsätzen sei das OVG im vorliegenden Fall 
ausgegangen. Die an die Geschäftsführung der GmbH gerichteten 
Schreiben/Bescheide seien nicht zurückgegangen. Diese habe zudem 
niemals geltend gemacht hat, Sendungen nicht erhalten zu haben. 

B. Bewertung

Der Entscheidung ist zuzustimmen. Sie entspricht einer schon bis-
her in der Rspr. vertretenen Ansicht (s. OVG Münster, Urt. v. 28. 11. 
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1995 – 15 A 72/93; Nds. FG, Urt. v. 23. 2. 2000 – 3 K 91/94). Das 
einfache Bestreiten des Zugangs durch einen Dritten genügt auch im 
Anwendungsbereich des § 41 Abs. 2 Satz 3 VwVfG nicht. Bestreitet 
der Adressat selbst den Zugang, so stellt sich auch insoweit die Frage, 
ob ein „qualifiziertes“ Bestreiten zu verlangen ist, also die Angabe von 
Gründen für den Nichtzugang (s. hierzu Kopp/Ramsauer, VwVfG, 
18. Aufl. 2017, § 41 Rn. 40b, 40c). Da es sich hier um eine negative 
Tatsache handelt, sind keine allzu hohen Anforderungen an den Ad-
ressaten zu stellen. Ein schlichtes Bestreiten reicht allerdings dann 
nicht aus, wenn sich aus dem Verhalten des Adressaten ergibt, dass 
er vom Inhalt des Verwaltungsakts Kenntnis hat und kein Rücklauf 
festzustellen ist. 

Die „Dritt-Bestreitens-Konstellation“ – wie hier – bietet Anlass, sich 
Gedanken über den Normzweck des § 41 Abs. 2 VwVfG und die 
Vorschrift zum Gegenstand einer Prüfung zu machen.
� J.V.

Baurechtliche Duldungsverfügung zur 
Durchsetzung der Entfernung eines 
ungenehmigten Carports

(OVG Münster, Beschl. v. 13. 2. 2014 – 2 A 983/13)

1. In einem gegen die Duldungsverfügung gerichteten Klageverfahren 
eines Miteigentümers ist die gegenüber einem anderen Miteigentümer 
erlassene Beseitigungsverfügung grundsätzlich auf ihre Rechtmäßig-
keit zu prüfen, und zwar auch dann, wenn sie gegenüber dem für die 
Beseitigung in Anspruch genommenen Miteigentümer in Bestandskraft 
erwachsen ist. 

2. Dies gilt jedenfalls insoweit, als sich aus einer Rechtswidrigkeit der Besei-
tigungsverfügung eine Rechtsverletzung des zur Duldung des Vollzugs der 
Beseitigungsverfügung verpflichteten Miteigentümers ergeben kann.

3. Eine Bauaufsichtsbehörde ist auch durch eine längere Duldung eines 
illegal errichteten Bauvorhabens (durch Nichttätigwerden) nicht gehin-
dert, dessen Beseitigung zu fordern. 

4. Eine Verwirkung kommt bei hoheitlichen Befugnissen auf dem Gebiet 
des Ordnungsrechts allenfalls ausnahmsweise unter den Voraussetzun-
gen einer aktiven Duldung in Betracht.

5. Eine solche liegt vor, wenn die Behörde das Vorhaben nicht nur (durch 
Nichteinschreiten) geduldet, sondern darüber hinaus aktiv ein Verhalten 
gezeigt hat, nach dem der Bauherr darauf vertrauen konnte, eine Besei-
tigungsverfügung werde nicht ergehen, der Bauherr tatsächlich darauf 
vertraut hat und sich infolgedessen in seinen Vorkehrungen und Maß-
nahmen so eingerichtet hat, dass ihm durch die Beseitigung der baulichen 
Anlage ein unzumutbarer Nachteil entsteht.

(Nichtamtl. Leitsätze)

Anmerkung

I. Zum Sachverhalt 

Durch Bescheid vom 28. 2. 2012 gab der Beklagte (B) der Klägerin 
(K) auf, sofort nach Zustellung dieser Verfügung die erforderlichen 

Maßnahmen zur Entfernung eines ungenehmigten Carports durch 
die Miteigentümer zu dulden. Die Klage gegen diese Duldungsver-
fügung wurde vom VG abgewiesen. K hat hiergegen einen Antrag auf 
Zulassung der Berufung gestellt. Auch damit war K erfolglos. 

II. Zur Rechtslage

Die von K vorgebrachten, für die Prüfung maßgeblichen Einwände 
(§ 124 a Abs. 4 Satz 4 VwGO) begründen nach Auffassung des OVG 
keine ernstlichen Zweifel an der Richtigkeit des angefochtenen Ur-
teils i. S. von § 124 Abs. 2 Nr. 1 VwGO.

Hinweis: Ernstliche Zweifel i. S. des § 124 Abs. 2 Nr. 1 VwGO liegen 
vor, wenn nach summarischer Prüfung gewichtige Gründe gegen die 
Richtigkeit der verwaltungsgerichtliche Entscheidung sprechen (Kopp/
Schenke, VwGO, 23. Aufl. 2017, § 124 Rn. 7). Davon ist auszugehen, 
wenn zumindest ein einzelner tragender Rechtssatz der angefochtenen 
Entscheidung oder eine erhebliche Tatsachenfeststellung mit schlüssigen 
Gegenargumenten in Frage gestellt wird und sich die Frage, ob die 
Entscheidung etwa aus anderen Gründen im Ergebnis richtig ist, nicht 
ohne weitergehende Prüfung der Sach- und Rechtslage beantworten 
lässt.

Derartige Zweifel wecke das Antragsvorbringen nicht. 

Die Duldungsverfügung finde ihre Rechtsgrundlage in § 61 Abs. 1 
Sätze 1 und 2 BauO NRW. Neben dem Erlass einer Beseitigungsver-
fügung bezogen auf formell und materiell illegale bauliche Anlagen 
ermächtige die Vorschrift als „minus“ auch zum Erlass einer Dul-
dungsanordnung gegen den Miteigentümer. Die hierfür erforderli-
chen weiteren Voraussetzungen lägen vor. Entgegen der Auffassung 
der K lasse sich eine Rechtswidrigkeit der Duldungsverfügung nicht 
aus einer Rechtswidrigkeit der ihr zugrunde liegenden Beseitigungs-
verfügung herleiten. Dies folge zwar nicht schon aus der Bestands-
kraft der die Grundlage für die angefochtene Duldungsverfügung 
bildende, an die Eltern der K als Miteigentümer gerichtete Besei-
tigungsverfügung (1). Jedenfalls aber erweise sich die Beseitigungs-
anordnung, soweit sie noch streitig und für die Rechte der K von 
Interesse ist, als rechtmäßig (2).

1. In einem gegen die Duldungsverfügung gerichteten Klageverfah-
ren eines Miteigentümers sei die an einen weiteren Miteigentümer 
gerichtete Beseitigungsanordnung grundsätzlich auf ihre Rechtmä-
ßigkeit zu prüfen, und zwar auch dann, wenn sie dem Beseitigungs-
verpflichteten gegenüber in Bestandskraft erwachsen sei (vgl. Bay. 
VGH, Beschl. v. 16. 4. 2007 – 14 CS 07.275 –, juris Rn. 17; Saarl. 
OVG, Urt. v. 18. 6. 2002 – 2 R 9/01 –, NVwZ-RR 2003, 337 = juris 
Rn. 25 ff.; VGH Bad.-Württ., Urt. v. 22. 5 2000 – 8 S 314/00 –, NuR 
2001, 583 = juris Rn. 26, und v. 19. 8. 1992 – 5 S 247/92 –, NVwZ 
1993, 1215 = juris Rn. 28, Beschl. v. 11. 6. 1990 – 3 S 1036/90 –, 
NuR 1991, 484 = juris Rn. 4; Thür. OVG, Besch. v. 27. 2, 1997 – 1 
EO 235/96 –, BRS 59 Nr. 216 = juris Rn. 57; Jäde, Bauaufsichtli-
che Maßnahmen. Beseitigungsanordnung – Nutzungsuntersagung 
– Einstellung von Arbeiten, 4. Aufl. 2012, Rn. 223 (Inzidentprüfung 
in vollem Umfang mit Ausnahme ggf. auf den Adressaten bezogener 
personaler Momente); offen gelassen: Bay. VGH, Beschl. v. 30. 9. 
2004 – 20 CS 04.2260 –, juris Rn. 14, und OVG Rh.-Pf., Beschl. 
v. 8. 12. 2003 – 8 B 1182/03 –, BRS 66 Nr. 204 = juris, allerdings 
jeweils vor dem Hintergrund, dass Zweifel an der (offensichtlichen) 
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Rechtmäßigkeit der Beseitigungsverfügung nicht bestanden. Das 
gelte jedenfalls insoweit, als sich aus einer Rechtswidrigkeit der Be-
seitigungsverfügung eine Rechtsverletzung der zur Duldung des 
Vollzugs der Beseitigungsverfügung verpflichteten Miteigentümer 
ergeben könne .

Hinweis: Die „Begründung“ erschöpft sich im Wesentlichen in der Auf-
listung von Judikaten und einer Literaturstelle. Für den Senat war 
das Ergebnis dem Anschein nach so evident, dass er eine detaillierte 
Argumentation für entbehrlich hielt. Dem OVG ist aber zu folgen: Der 
Inhalt der (bestandskräftigen) Beseitigungsanordnung beschränkt sich 
darauf, dass der Adressat der Verfügung die Anlage zu beseitigen hat.
Geregelt wird demgegenüber nicht, dass die Verfügung einen Miteigen-
tümer oder schuldrechtlich Berechtigten – gegen den sie ja nicht erlassen 
wurde – zur Duldung der Beseitigung verpflichtet und in seinen Rech-
ten eingeschränkt. 

2. Greifbare Anhaltspunkte für eine relevante Rechtswidrigkeit der 
Beseitigungsanordnung zeige die K mit dem Zulassungsantrag nicht 
auf. 

a) Aus dem Zulassungsvorbringen ergebe sich zunächst nicht, dass 
die tatbestandlichen Voraussetzungen des § 61 Abs. 1 Sätze 1 und 
2 BauO NRW für ein bauordnungsrechtliches Einschreiten gegen 
den Carport entgegen der zutreffenden Auffassung des VG nicht 
vorliegen (wird ausgeführt). 

b) Das bauaufsichtliche Einschreiten der B sei auch nicht unter 
Verhältnismäßigkeitsgesichtspunkten bzw. sonst ermessensfehler-
haft, weil der seinerzeitige Eigentümer des Nachbargrundstücks in 
der „Nachbarschaftsvereinbarung“ vom 15. Mai 1995 im Hinblick 
auf die geplante Errichtung des Carports auf der Grundstücksgren-
ze auf die Einhaltung der Abstandflächenbestimmungen verzichtet 
hat.

Eine zwischen den Grundstücksnachbarn getroffene Vereinbarung 
eines Verzichts auf die Einhaltung der Abstandflächenbestimmungen 
binde die Bauaufsichtsbehörde nicht dahingehend, dass sie gegen die 
formell und materiell illegale bauliche Anlage (überhaupt) nicht mehr 
vorgehen könnte. Eine auf eine bestimmte Nutzung oder Baumaß-
nahme bezogene Vereinbarung zwischen Nachbarn binde diese – 
und ggf. ihre Rechtsnachfolger – aber nicht die Bauaufsichtsbehörde, 
die zur Prüfung von Genehmigungsvoraussetzungen und zum bau-
aufsichtlichen Einschreiten – jedenfalls wegen der Unvereinbarkeit 
mit öffentlichen Belangen – nach wie vor befugt bleibe.

c) K lege hiervon ausgehend schon nicht dar, dass die tatbestand-
lichen Voraussetzungen für die – für eine Legalisierung des streit-
gegenständlichen Carports erforderliche – Erteilung einer Abwei-
chung nach § 73 Abs. 1 Satz 2 BauO NRW von der Einhaltung der 
abstandflächenrechtlichen Vorschriften überhaupt (aktuell) gege-
ben seien oder aber jemals gegeben gewesen seien. Für das Vorliegen 
einer atypischen Grundstückssituation sei auch nichts ersichtlich.

d) K zeige zudem nicht auf, dass B – die das ihr zustehende Ermessen 
offensichtlich erkannt und ausgeübt habe – ihr ordnungsbehördliches 
Eingreifen nicht ermessensfehlerfrei (auch) auf das öffentlich-rechtli-
chen Interesse an der Einhaltung der Abstandflächenbestimmungen 
stützen konnte. 

aa) Hieraus folge, dass das bauaufsichtliche Einschreiten der B gegen 
den Carport entgegen der Auffassung der K gleichfalls nicht des-
wegen fehlerhaft sei, weil die derzeitigen Eigentümer des Nachbar-
grundstücks den baurechtswidrigen Zustand über Jahre hinweg hin-
genommen haben. Für eine Verwirkung nachbarlicher Abwehrrechte 
gelte insoweit dasselbe wie für einen ausdrücklich erklärten Verzicht 
auf die Geltendmachung nachbarlicher Abwehrrechte.

bb) Entgegen dem Vorbringen der K sei die Beseitigung auch nicht 
deswegen unverhältnismäßig bzw. ermessensfehlerhaft, weil die Be-
hörde trotz Kenntnis des baurechtswidrigen Zustands über einen 
Zeitraum von 15 Jahren hinweg nicht gegen den Carport eingeschrit-
ten sei. Aus dem Zulassungsvorbringen ergebe sich schon nicht, dass 
B überhaupt seit längerer Zeit Kenntnis von der Errichtung der bauli-
chen Anlage gehabt habe. Die „Nachbarschaftsvereinbarung“ vom 15. 
5. 1995 sei B erst im Jahr 2010 vorgelegt worden. Überdies stehe eine 
langjährige Duldung des baurechtswidrigen Zustands in Kenntnis 
desselben einem ordnungsbehördlichen Einschreiten der B ohnehin 
nicht entgegen. Die Bauaufsichtsbehörde sei auch durch eine längere 
Duldung eines illegal errichteten Bauvorhabens (durch Nichttätig-
werden) nicht gehindert, dessen Beseitigung zu fordern. Eine Ver-
wirkung komme bei hoheitlichen Befugnissen auf dem Gebiet des 
Ordnungsrechts nur ausnahmsweise in Betracht (s. dazu die Leitsätze 
4 und 5). Danach komme eine „Verwirkung“ ordnungsbehördlicher 
Eingriffsbefugnisse vorliegend nicht in Betracht. Auch K benenne 
kein Verhalten der B, das aktiv einen Vertrauenstatbestand nach den 
vorstehenden Maßstäben hätte schaffen können. Ein solches liege 
auch erkennbar nicht vor.

d) Auch die Einwände der K zu der von der Beklagten getroffenen 
Störerauswahl greifen nicht. Zum einen sei ein Ermessensfehler bei 
der Störerauswahl mit dem pauschalen Hinweis darauf, die Eltern 
hätten mit dem Carport „wirtschaftlich (so gut wie) nichts zu tun“, 
ebenso wenig aufgezeigt wie mit der nicht weiter erläuterten Aus-
sage, K sei „alleinige Bauherrin“ gewesen. Zum anderen ergebe sich, 
selbst wenn die an die Eltern der K als Miteigentümer gerichtete 
Beseitigungsanordnung unter dem Aspekt der Störerauswahl rechts-
widrig sein sollte, hieraus keine Rechtsbetroffenheit der K, die zur 
Rechtswidrigkeit der gegen sie gerichteten Duldungsverfügung füh-
ren könnte. Einen Rechtsanspruch darauf, dass nicht ihre – grund-
sätzlich als Störer in Betracht kommenden – Eltern, sondern sie als 
Ordnungspflichtige – und nicht bloß als Duldungsverpflichtete – in 
Anspruch genommen werde, stehe K nicht zu. 

e) Die Beseitigungsverfügung sei zuletzt entgegen dem Vorbringen 
der K auch offensichtlich nicht hinsichtlich der getroffenen Fristbe-
stimmung – nach der die auferlegte Beseitigungspflicht „innerhalb 
von 2 Wochen nach Bestandskraft dieser Ordnungsverfügung (d. h., 
zwei Wochen nach Ablauf der Klagefrist)“, zu erfüllen ist – unbe-
stimmt und daher rechtswidrig. Dass der Adressat des Bescheids 
möglicherweise zur exakten Bestimmung des Zeitpunkts der Be-
standskraft (Rechts-)Rat in Anspruch nehmen müsse, mache das 
Abstellen auf diesen Zeitpunkt noch nicht unbestimmt. Dass die 
Bestandskraft zunächst dann nicht eintrete, wenn vor Ablauf der Kla-
gefrist Klage erhoben werde, sei überdies auch für den Laien – vor 
allem unter Berücksichtigung der dem Bescheid beigefügten Rechts-
behelfsbelehrung – ohne weiteres verständlich. 

� J.V.
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Ausplaudern personenbezogener Daten 
gegenüber Dritten im privaten Umfeld 

(LG Düsseldorf, Urt. v. 20. 02. 2017 – 5 O 400/16)

1. In der Weitergabe personenbezogener Daten einer anderen Person 
(hier: Kontostand) an Dritte im privaten Umfeld liegt ein Eingriff in 
das allgemeine Persönlichkeitsrecht.

2. Die Datenweitergabe ist rechtswidrig, wenn kein berechtigtes Inter-
esse daran besteht. 

(Nichtamtl. Leitsätze)

A. Anmerkung

I. Zum Sachverhalt 

Die Parteien lernten sich über das soziale Netzwerk Facebook kennen 
und freundeten sich an. Der (Verfügungs-)Beklagte (B) gewährte der 
(Verfügungs-)Klägerin (K) ein Darlehen über 3.050 €. K zahlt das Dar-
lehen in Raten zurück. Im Zusammenhang mit der Rückzahlung des 
Darlehens entstanden Streitigkeiten zwischen den Parteien. K ließ B in 
diesem Zusammenhang Informationen zu ihrem Bankkonto und dem 
Kontostand als Screenshot zukommen. B übersandte diesen Screenshot 
über den Facebook Messenger an einen Geschäftspartner der K, Herrn 
T. Er kommentierte die Nachricht mit den Worten:„Kontostand deiner 
Teilhaberin N, die ist pleite. Bei mir hat sie auch noch 3 t € Schulden. 
Nur zur Info – Bei uns hat es richtig geknallt.“ K betrieb zu diesem 
Zeitpunkt mit Herrn T zusammen einen Friseursalon in Düsseldorf in 
Form einer Kommanditgesellschaft. Mit notariellem Vertrag übernahm 
sie den Kommanditanteil von T zum 1.1.2017. K ist weder überschuldet, 
noch zahlungsunfähig. Sie forderte B zur Unterlassung und der Abgabe 
einer strafbewehrten Unterlassungserklärung auf. K macht insbesondere 
geltend, die Weitergabe an ihren Geschäftspartner hätte ihren Ruin 
bedeuten können, weil die Bonität und Zahlungsfähigkeit für das ge-
meinsame Betreiben des Geschäfts von elementarer Bedeutung sei. Dies 
gelte erst Recht in der Situation der bevorstehenden Übernahme des 
Geschäftsanteils. Die Datenweitergabe sei allein zu dem Zweck erfolgt, 
ihr, K, Schaden zuzufügen. Zudem bestünde ein Anspruch auf Unter-
lassung der unwahren Tatsachenbehauptung, sie sei pleite. Der Antrag 
auf Erlass einer einstweiligen Verfügung hatte Erfolg. 

II. Zur Rechtslage 

Ein Anspruch auf Unterlassung ergibt sich aus einer entsprechen-
den Anwendung der Vorschriften über die unerlaubte Handlung 
(§§ 1004, 823 BGB). Durch die Weitergabe der Kontodaten der K 
liegt ein Eingriff in deren allgemeines Persönlichkeitsrecht vor, das 
als sonstiges Recht durch § 823 Abs. 1 BGB geschützt wird. Ob der 
Eingriff rechtmäßig oder rechtswidrig, entscheidet sich nach bür-
gerlichem Recht aufgrund einer Rechtsgüterabwägung. Entspre-
chendes gilt auch bei Anwendung des § 28 BDSG. Gem. § 27 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 1 BDSG ist die Vorschrift auf nicht-öffentliche Stellen 
i. S. des § 2 Abs. 4 Satz 1 BDSG – also auch auf B – anwendbar. 
Etwas anderes gilt nur, wenn die Nutzung der Daten ausschließ-
lich für persönliche oder familiäre Tätigkeiten erfolgt (§ 27 Abs. 1 
Satz 2 BDSG). Als persönliche Tätigkeit ist zwar die Verwaltung 
des eigenen Vermögens anzusehen. Diesen privilegierten Bereich hat 

B jedoch durch die Weitergabe der Kontodaten an Dritte verlas-
sen. Voraussetzung für die Datenübermittlung ist nach § 28 Abs. 1 
Nr. 2 und 3 ein berechtigtes Interesse, dem keine überwiegenden 
schutzwürdigen Belange der betroffenen Person gegenüberstehen. 

B hat nicht dargelegt, dass dieser Eingriff durch ein berechtigtes 
Interesse an der Weitergabe der Kontodaten gerechtfertigt ist. Das 
Interesse des B an der Rückzahlung des Darlehens genügt nicht. 
Es ist nicht ersichtlich, warum er die Kontodaten der K an deren 
Geschäftspartner oder sonstige Dritte weiterleiten musste, um das 
gewährte Darlehen zurückzuerhalten. B hätte insoweit gerichtlichen 
Rechtsschutz in Anspruch nehmen können. 

Hinsichtlich der Behauptung, K sei „pleite“, besteht ebenfalls ein Un-
terlassungsanspruch (analog §§ 1004, 823 BGB). Hierbei handelt 
es sich um eine Tatsachenbehauptung. Damit wird zum Ausdruck 
gebracht, der Betreffende sei „zahlungsunfähig“, „finanziell ruiniert“, 
„bankrott“, „in Konkurs gefallen“ oder in eine vergleichbare Situation 
geraten. Hinsichtlich dieser Behauptung ist B beweispflichtig. Diesen 
Beweis hat er nicht geführt.

B. Ergänzender Hinweis 

Die Entscheidung belegt den – offenbar zunehmenden – sorglosen 
Umgang mit personenbezogenen Daten im Geschäfts- und Privat-
leben. Das notwendige Datenschutzbewusstsein bedarf erkennbar 
der Schärfung. Wer leichtfertig Daten preisgibt oder weitergibt, 
ist immerhin nach den Regeln des BGB und des BDSG geschützt. 
Insbesondere im geschäftlichen Bereich ist bezüglich sensibler (hier: 
Konto-)Daten eine Mitteilung an Dritte – auch im privaten Umfeld – 
nur in besonderen Ausnahmefällen und nach sorgfältiger Prüfung 
und Interessenabwägung zulässig. 
� J.V.

Beweisverbot bei zulässiger Überwachung 
eines Arbeitnehmers (hier: durch Keylogger-
Programm und Screenshots)

(LAG Hamm, Urt. v. 17. 06. 2016 – 16 Sa 1711/15)

1. Ein Arbeitnehmer, der während seiner Arbeitszeit am Dienst-PC 
private Angelegenheiten erledigt, verletzt grundsätzlich seine (Haupt-
leistungs-)Pflicht aus dem Arbeitsverhältnis, so dass eine fristlose Kün-
digung gerechtfertigt sein kann.

2. Durch die heimliche Installation eines sog. Keyloggers zwecks Über-
wachung eines Arbeitnehmers verletzt ein Arbeitgeber massiv das Recht 
des Arbeitnehmers auf informationelle Selbstbestimmung.

3. Das Schweigen auf eine E-Mail, in der der Arbeitgeber auf die 
geplante Installation eines Keylogger-Programms und die Erstellung 
von Screenshots hinweist, stellt keine wirksame Einwilligung der von 
der Maßnahme betroffenen Arbeitnehmer dar.

4. Das vom Arbeitgeber durch die heimliche Installation eines Keylog-
gers gewonnene Material ist in einem Kündigungsschutzprozess nicht 
als Beweismittel verwertbar . 

(Nichtamtl. Leitsätze)

Rechtsprechung
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A. Anmerkung

I. Zum Sachverhalt

Die Parteien streiten über die Wirksamkeit einer außerordentlichen 
sowie einer hilfsweise ausgesprochenen ordentlichen Kündigung. 
Der Kläger (K) ist bei der Beklagten (B), die regelmäßig mehr als 
10 Arbeitnehmer beschäftigt, seit Juli 2011 auf der Grundlage eines 
schriftlichen Arbeitsvertrages als Webentwickler zu einem Bruttomo-
natseinkommen von zuletzt 3.207,70 € beschäftigt. Zu Beginn seines 
Arbeitsverhältnisses unterzeichnete K eine „Richtlinie zur Informati-
onssicherheit und Vertraulichkeitsvereinbarung für Angestellte, Frei-
berufler und Praktikanten (P)“, in der u.a. Folgendes ausgeführt wird:

„Zur Erfüllung der Anforderungen des Datenschutzes und der Informati-
onstechnischen Sicherheit verpflichtet sich der Arbeitnehmer/Freiberufler/
(P) zur Einhaltung der folgenden Sicherheitsmaßnahmen: Nutzung von 
Hardware, Software und Information ausschließlich zur Erfüllung der 
vereinbarten Aufgaben.
Achten Sie darauf, das Sie nur auf vertrauenswürdigen und unbedingt 
für die Arbeit notwendigen Seiten surfen.“

Im April 2015 sendete B an ihre Mitarbeiter folgende E-Mail:

„Hallo liebes C Team,

es ist soweit, die Telekom hat es endlich geschafft, uns einen schnellen 
Internet Anschluss bereitzustellen. Dieses möchte ich Euch natürlich nicht 
vorenthalten, aus diesem Grund erhaltet Ihr freien Zugang zum WLAN. 
Da bei Missbrauch, zum Beispiel Download von illegalen Filmen, etc. 
der Betreiber zur Verantwortung gezogen wird, muss der Traffic mitge-
logged werden. Da ein rechtlicher Missbrauch natürlich dann auch auf 
denjenigen zurückfallen soll, der verantwortlich dafür war.

Somit: Hiermit informiere ich Euch offiziell, dass sämtlicher Internet Traffic 
und die Benutzung der Systeme der C mitgelogged und dauerhaft gespeichert 
wird. Solltet Ihr damit nicht einverstanden sein, bitte ich Euch mir dieses in-
nerhalb dieser Woche mitzuteilen. Das neue Netzwerk wird versteckt sein. […]

Bitte benutzt dieses Netzwerk für alles wie Spotify, YouTube, etc. um 
unser Hauptnetzwerk zu entlasten.“

B installierte sodann auf dem von K benutzten Dienst-PC einen sog. 
Keylogger, durch den ab dem 21. 04. 2015 sämtliche Tastatureinga-
ben am PC protokolliert und daneben regelmäßig sog. Screenshots 
(Bildschirmfotos) erstellt wurden. B hat das Arbeitsverhältnis mit K 
außerordentlich fristlos sowie hilfsweise ordentlich zum nächst zuläs-
sigen Termin gekündigt. B hat K vorgeworfen, den Dienst-PC in er-
heblichem Umfang außerdienstlich genutzt zu haben, und sich hierbei 
auf die durch den Einsatz des Keylogger-Programms und die – regel-
mäßig erstellten – Screenshots berufen. K hat demgegenüber lediglich 
eingeräumt, in der Zeit von Januar bis April 2015 ein Computerspiel 
programmiert zu haben; das habe circa drei Stunden in Anspruch ge-
nommen. Die Kündigungsschutzklage von K war erfolgreich.

II. Zur Rechtslage

1. Das Arbeitsverhältnis der Parteien ist nach Ansicht (auch) des LAG 
durch die außerordentliche Kündigung nicht aufgelöst worden.

Gem. § 626 Abs. 1 BGB kann das Arbeitsverhältnis aus wichtigem 
Grund ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist gekündigt werden, 
wenn Tatsachen vorliegen, aufgrund derer dem Kündigenden unter 
Berücksichtigung aller Umstände des Einzelfalls und unter Abwä-
gung der Interessen beider Vertragsteile die Fortsetzung des Arbeits-
verhältnisses selbst bis zum Ablauf der Kündigungsfrist nicht zuge-
mutet werden kann. Dafür ist zunächst zu prüfen, ob der Sachverhalt 
ohne seine besonderen Umstände „an sich“, d.h. typischerweise als 
wichtiger Grund geeignet ist. Alsdann bedarf es der weiteren Prü-
fung, ob dem Kündigenden die Fortsetzung des Arbeitsverhältnisses 
unter Berücksichtigung der konkreten Umstände des Falls und unter 
Abwägung der Interessen beider Vertragsteile – jedenfalls bis zum 
Ablauf der Kündigungsfrist – zumutbar ist oder nicht 

a) Der von B gegenüber K erhobene Vorwurf ist an sich geeignet, eine 
außerordentliche Kündigung des Arbeitsverhältnisses aus wichtigem 
Grund zu rechtfertigen. Ein Arbeitnehmer, der während seiner Ar-
beitszeit am Dienst-PC private Angelegenheiten erledigt, verletzt 
grundsätzlich seine (Hauptleistungs-)Pflicht aus dem Arbeitsverhält-
nis, nämlich die Pflicht zur Erbringung der geschuldeten Arbeitsleis-
tung. Die Pflichtverletzung wiegt dabei umso schwerer, je mehr der 
Arbeitnehmer durch die Erledigung privater Angelegenheiten seine 
Arbeitspflicht in zeitlicher und inhaltlicher Hinsicht vernachlässigt. 
Nutzt der Arbeitnehmer während seiner Arbeitszeit den Dienst-PC 
in erheblichem zeitlichen Umfang für private Angelegenheiten, kann 
er grundsätzlich nicht darauf vertrauen, der Arbeitgeber werde dies to-
lerieren. Er muss vielmehr damit rechnen, dasss der Arbeitgeber nicht 
damit einverstanden ist, wenn sein Arbeitnehmer seine Arbeitsleis-
tung in dieser Zeit nicht erbringt und gleichwohl eine entsprechende 
Vergütung dafür beansprucht.

b) Fraglich ist allerdings, ob B den Beweis dafür erbracht hat, dass K 
tatsächlich in dem von ihr behaupteten zeitlichen Umfang während 
seiner Arbeitszeit privaten Aktivitäten nachgegangen ist. K hat ledig-
lich eingeräumt, in der Zeit von Januar 2015 bis April 2015 an seinem 
Arbeitsplatz ein Computerspiel mit einem Gesamtaufwand von etwa 
drei Stunden programmiert zu haben, wobei die Programmierung 
in der Regel während seiner Pausen erfolgt sei. Insoweit kann es auf 
die Rechtmäßigkeit der Beschaffung der Beweismittel ankommen.

aa) Durch die heimliche Installation des sog. Keyloggers hat B nach 
Ansicht des LAG in massiver Weise in das durch Art. 2 Abs. 1 i. V. mit 
Art. 1 Abs. 1 GG verbürgte Recht des K auf informationelle Selbst-
bestimmung – das die Befugnis garantiert, selbst über die Preisgabe 
und Verwendung persönlicher Daten zu befinden – eingegriffen. 
Durch die Protokollierung jeder Tastatureingabe würden auch hoch-
sensible Daten – wie z. B. Benutzername und Passwörter für ge-
schützte Bereiche, PINs pp. – erfasst und protokolliert. Aufgrund 
der protokollierten Tastatureingaben und Vorlage der LOG-Dateien 
im Verfahren seien nicht nur B als Arbeitgeberin, sondern allen Pro-
zessbeteiligten sämtliche Informationen über die Kreditkarte des K, 
wie Kreditkartennummer, dreistellige Prüfnummer, Gültigkeitsdauer 
pp. zugänglich. All diese Daten seien protokolliert worden und hät-
ten ohne Weiteres Käufe im Internet zu Lasten der Kreditkarte des 
K ermöglicht. Zusätzlich zur Protokollierung jeder Tastatureingabe 
habe der von B heimlich installierte Keylogger auch regelmäßige 
„Sreenshots“ (Bildschirmfotos/Bildschirmkopien) erstellt. 

bb) Die Rechtmäßigkeit des Eingriffs wird im Ergebnis verneint:
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Rechtsprechung

Das LAG verweist in diesem Zusammenhang auf die konkretisieren-
de Funktion des BDSG. Darin sei geregelt, in welchem Umfang im 
Anwendungsbereich des Gesetzes Eingriffe in diese Rechtsposition 
zulässig seien. Liege keine Einwilligung des Betroffenen vor, sei die 
Erhebung, Verarbeitung und Nutzung personenbezogener Daten nur 
zulässig, wenn das BDSG oder eine andere Rechtsvorschrift sie er-
laube. Fehle es an der erforderlichen Ermächtigungsgrundlage oder 
liegen deren Voraussetzungen nicht vor, sei die Erhebung, Verarbei-
tung und/oder Nutzung personenbezogener Daten verboten. Dieser 
Grundsatz des § 4 Abs. 1 BDSG präge das deutsche Datenschutz-
recht (BAG, Urt. v. 21. 11. 2013 – 2 AZR 797/11).

Nach § 32 Abs. 1 Satz 1 BDSG dürfen personenbezogene Daten eines 
Beschäftigten für Zwecke des Beschäftigungsverhältnisses erhoben, 
verarbeitet oder genutzt werden, wenn dies für die Entscheidung über 
die Begründung eines Beschäftigungsverhältnisses oder nach dessen 
Begründung für seine Durchführung oder Beendigung erforderlich ist. 
Nach Absatz 1 Satz 2 dieser Vorschrift dürfen zur Aufdeckung von 
Straftaten personenbezogene Daten eines Beschäftigten nur dann er-
hoben, verarbeitet oder genutzt werden, wenn zu dokumentierende tat-
sächliche Anhaltspunkte den Verdacht begründen, dass der Betroffene 
im Beschäftigungsverhältnis eine Straftat begangen hat, die Erhebung, 
Verarbeitung oder Nutzung zu deren Aufdeckung erforderlich ist und 
das schutzwürdige Interesse des Beschäftigten am Ausschluss der Er-
hebung, Verarbeitung oder Nutzung nicht überwiegt, insbesondere Art 
und Ausmaß im Hinblick auf den Anlass nicht unverhältnismäßig sind.

(1) Aus dem Vortrag der B ergäben sich – so die Kammer – keine 
hinreichenden, tatsächlichen Anhaltspunkte, die zum Zeitpunkt der 
heimlichen Überwachung den Verdacht eines strafbaren Verhaltens 
oder einer sonstigen schweren Pflichtverletzung des K hätten begrün-
den können (wird ausgeführt).

(2) Der Eingriff des B kann weiterhin aufgrund einer Einwilligung 
des K gerechtfertigt sein (§ 4a BDSG).

Eine schriftliche Einwilligung des K liegt allerdings nicht vor. Aber auch 
eine ausdrückliche mündliche Einwilligung des K lässt sich nach Auf-
fassung des LAG nicht feststellen. In der Mail vom April 2015 werde 
ausgeführt, dass Mitarbeiter, die nicht einverstanden sind, dies innerhalb 
einer Woche mitteilen sollten. Hieraus ergebe sich, dass B offenbar ein 
bloßes Schweigen als Einwilligung werten wollte und gewertet habe. 
Schweigen bedeute jedoch grundsätzlich keine Zustimmung. Hinzu 
komme, dass B den Keylogger zu einem Zeitpunkt installiert habe, als 
die in der Mail genannte Wochenfrist noch gar nicht abgelaufen sei. 

bb) Aus dem Verstoß leitet die Kammer ein Beweisverwertungsverbot 
ab: Greife die prozessuale Verwertung heimlich beschaffter, persön-
licher Daten in das Recht auf informationelle Selbstbestimmung ein, 
sei im Einzelfall zu prüfen, ob die Verwertung dieser Daten mit dem 
Recht auf informationelle Selbstbestimmung vereinbar ist. Bei der 
erforderlichen Abwägung überwögen das Interesse an einer materiell 
richtigen Entscheidung und das Interesse, sich ein Beweismittel für 
zivilrechtliche Ansprüche zu sichern, das Interesse am Schutz dieses 
Grundrechts nur dann, wenn weitere, über das schlichte Beweisinte-
resse hinausgehende Aspekte hinzuträten. Diese könnten etwa darin 
liegen, dass sich der Beweisführer mangels anderer Erkenntnisquellen 
in einer Notwehrsituation oder einer notwehrähnlichen Lage befinde. 
Das Interesse, sich ein Beweismittel zu sichern, reiche demgegenüber 

für sich allein nicht aus. Vielmehr müssten die besonderen Umstände 
gerade die in Frage stehende Art der Informationsbeschaffung und 
Beweiserhebung als gerechtfertigt ausweisen (unter Hinweis auf BGH, 
Beschl. v. 15. 5. 2013 – XII ZB 107/08). Danach war von einer Pflicht-
verletzung nur in dem von K selbst zugestandenen Umfang auszu-
gehen.Bei den von K eingeräumten Pflichtverletzungen handelt es 
sich aber nicht um ein derart schwerwiegendes Fehlverhalten, das die 
Erteilung einer vorherigen Abmahnung entbehrlich gemachte hätte. 
Eine sog. exzessive Privatnutzung (s. BAG, Urt. v. 31. 5. 2007 – 2 AZR 
200/06) liege nicht vor (wird ausgeführt).

2. Das Arbeitsverhältnis der Parteien ist – so das LAG – auch nicht 
durch die hilfsweise erklärte, ordentliche Kündigung der B aufgelöst 
worden.

Nach § 1 Abs. 2 Satz 1 KSchG ist eine Kündigung sozial gerechtfertigt, 
wenn sie durch Gründe, die im Verhalten des Arbeitnehmers liegen, 
bedingt ist. Sie ist durch solche Gründe „bedingt“, wenn der Arbeit-
nehmer seine vertraglichen Haupt- oder Nebenpflichten erheblich und 
in der Regel schuldhaft verletzt hat und eine dauerhaft störungsfreie 
Vertragserfüllung in Zukunft nicht mehr zu erwarten steht. Dann kann 
dem Risiko künftiger Störungen nur durch die (fristgemäße) Been-
digung des Arbeitsverhältnisses begegnet werden. Das wiederum ist 
nicht der Fall, wenn schon mildere Mittel und Reaktionen – wie etwa 
eine Abmahnung – von Seiten des Arbeitgebers geeignet gewesen wä-
ren, beim Arbeitnehmer künftige Vertragstreue zu bewirken (BAG, Urt. 
v. 9.6. 2011 – 2 AZR 284/10 –; Urt. v. 28.10. 2010 – 2 AZR 293/09 –).

Nach Ansicht des LAG wäre eine Abmahnung im Verhältnis zu einer 
Kündigung ein der B zumutbares, milderes Mittel der Reaktion auf 
die Pflichtverletzungen des K gewesen, so dass auch eine ordentliche 
Kündigung nicht sozial gerechtfertigt war.

B. Ergänzender Hinweis:

Der Versuch, „handstreichartig“ ein Überwachungssystem zu instal-
lieren, ohne die Mitarbeiter „mitzunehmen“, ist im vorliegenden Fall 
gründlich gescheitert. Wenn es um die private Nutzung eines dienstlich 
gestellten PC und um technische Überwachungsmaßnahmen geht, 
sind klare Vorgaben nicht nur zweckmäßig, sondern auch rechtlich 
geboten. Nur durch Betriebsvereinbarungen und eindeutig formu-
lierte Einwilligungserklärungen kann eine Überwachung auch durch 
Keylogger-Programme eingeführt werden. Eine heimliche Installation 
eines solchen Programms durch den Arbeitgeber ist demgegenüber 
unzulässig. Sie führt zu einem Verbot der Verwertung hieraus erlangter 
Informationen und kann zudem einen Anspruch auf Entschädigung 
(„Schmerzensgeld“) des betroffenen Arbeitnehmers begründen.

Die Kammer hat die Revision zugelassen. Die entscheidungserheb-
liche Frage der prozessualen Verwertbarkeit von Beweismitteln, die 
der Arbeitgeber durch die heimliche Installation eines Keyloggers 
am vom Arbeitnehmer genutzten Dienstrechner gewonnen hat, habe 
grundsätzliche und fallübergreifende Bedeutung. Zumindest bis zu 
einer endgültigen Klärung durch das BAG sollten die Vorgaben des 
LAG strikt beachtet werden. 
� J.V.

Autor der Rechtsprechungsbeiträge:
J.V.	 =	 Prof. Dr. Jürgen Vahle
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Schrifttum
Michael/Morlok, Grundrechte, 528 Seiten, kart., € 24,00, NomosLehrbuch, Nomos 
Verlagsgesellschaft, 5. Auflage, Baden-Baden 2016, ISBN 978-3-8487-2366-9.

Wenn ein Lehrbuch über Grundrechte auf dem dicht besetzten, heiß umkämpften 
Markt fünf Auflagen erlebt, zeugt das bereits von seiner Qualität. Und in der Tat hat 
der „Michael / Morlok einiges zu bieten. Inhaltlich werden zusätzlich zu den Grund-
rechten des GG die Bedeutung der europäischen Grundrechte und ihr Verhältnis zu 
den deutschen bearbeitet. Dementsprechend liest man bereits im Vorwort zur 1. Auf-
lage (2008): „Die Grundrechte stehen im Zentrum des Staats- und Verfassungsrechts. 
Sie sind Ausgangspunkt und Krönung der deutschen Rechtsordnung und unterliegen 
zunehmend auch europäischen Einflüssen“ (S. 6) – etwas pathetisch, aber richtig. Folge-
richtig behandeln die Autoren auch eindrucksvoll die Geltungsebenen der Grundrechte.
Inhaltlich werden lehrbuchgerecht Grundgedanken der Grundrechte und ihre Syste-
matik erörtert. Methodisch ist die Darstellung auf „(angehende) Juristinnen und Juris-
ten aller Semester“ zugeschnitten, bietet aber nicht nur Anfängern/Lernenden etwas, 
sondern enthält auch besonders gekennzeichnete vertiefende Hinweise für Leser mit 
Grundkenntnissen (und Wiederholungs- und Verständnisfragen). So erhält der Leser 
Gelegenheit, viele Fragen der Rechtsmethoden-Lehre zu begreifen bzw. zu wieder-
holen, etwa zur Analogiebildung. Der Aufbau der Teile folgt weitgehend der (gut-
achtlichen) Grundrechtsprüfung: Schutzbereiche, Eingriffe, (formelle und materielle) 
Rechtfertigungen der Eingriffe. Auf 40 Seiten werden nützliche, praktikable Schemata 
zur Grundrechtsprüfung angeboten. Zu den Kernbegriffen der Grundrechte und zur 
Grundrechtsdogmatik finden sich Definitionen (S. 511 ff.). 
Man kann aber in dem Werk auch „nachschlagen“: Ohne, dass es dadurch zu einem 
Grundrechtskommentar wird, können es also auch Rechtsreferendare oder -Praktiker 
gut nutzen. 

An Aktuellem findet sich in dem Werk z. B. die Bearbeitung der Probleme und der 
Rechtsprechung zu den Verboten Islamischer Kopftücher im öffentlichen Dienst (an 
verschiedenen Stellen, Schwerpunkt auf S.361 f.); angesichts einer starken Zuwan-
derung von Moslems nach Deutschland (vor allem 2015 mit etwa 1 Mio. Personen) 
lohnt sich das Nachdenken über deren religiöse Rechte und Pflichten unter deutschen 
/ europäischen Grundrechtsgesichtspunkten. In diesem Zusammenhang spielen die 
Grundrechtskonkurrenzen eine tragende Rolle (S. 59 ff.).

Insgesamt: Ein gut handhabbares Grundrechtslehrbuch mit klaren, systematischen, gut 
lernbaren Texten und Fällen.
� Prof. Dr. Volker Lohse, Bielefeld 

Becker/Hilf/Nolte/Uwer, Glücksspielregulierung.Glücksspielstaatsvertrag und Ne-
bengesetze, Kommentar, 2017, 1.035 Seiten, geb., € 88,00, Carl Heymanns Verlag, 
ISBN 978-3-452-28697-0

Das deutsche Glücksspielrecht gehört zu den schwierigsten Materien des öffentlichen 
Rechts. Es „spielt“ auf verschiedenen Ebenen: Europarecht, Bundesrecht und Landes-
recht. Einschlägige Normen finden sich im Strafgesetzbuch, in der Gewerbeordnung, 
den Spielhallen- und Spielbankgesetzen der Länder und – last, but not least – im (mehr-
fach geänderten) Glücksspielstaatsvertrag bzw. den hierzu ergangenen Landesausfüh-
rungsgesetzen. Es fällt schon schwer, angesichts dieser Regelungsmasse den Überblick 
zu behalten. Die Probleme verstärken sich durch die Vielzahl der Prozesse, die von Un-
ternehmern der Spielhallenbranche angestrengt wurden – mit wechselndem Erfolg. Bei-
spielhaft sei hier auf den Beschluss des OVG Münster vom 9. 6. 2016 (4 B 860/15) ver-
wiesen, wonach das europarechtswidrige Sportwettmonopol (in tatsächlicher Hinsicht) 
unverändert fortbestehe. Die zur Ausführung des Spielrechts zuständigen Behörden 
müssen sich zudem mit einer Fülle von unbestimmten Rechtsbegriffen herumschlagen. 
Beispielhaft erwähnt seien hier die „Härtefall“-Klauseln, wonach Spielhallenbetreiber 
von den (scharfen) Restriktionen des Spielhallenrechts befreit werden können. Das 
Jahr 2017 kann angesichts des Auslaufens einer fünfjährigen Übergangsfrist zu einem 
Schicksalsjahr für die Automatenbranche werden. Ob die Versuche, mithilfe einer sog. 
Zertifizierung dem „Aus“ zu entgehen (s. hierzu Schneider, WiVerwR 2016 /4 – Beilage 
zum Gewerbearchiv – S. 297 ff.), erfolgsgekrönt sein werden, steht in den Sternen, zumal 
die Umsetzung von Konzepten zum Schutz von Problemspielern in der Praxis kaum 
hinreichend gewährleistet bzw kontrollierbar wäre. Vor diesem Hintergrund ist das 
Projekt eines umfassenden Kommentars zum Glücksspielstaatsvertrag und relevanten 
Nebengesetzen sehr zu begrüßen. Thematisch deckt der Kommentar die gesamte Breite 
des Spielrechts in einem umfassenden Sinne ab. Den Schwerpunkt bildet die Kom-
mentierung des Glücksspielstaatsvertrages (bis Seite 700), es folgen Erläuterungen zu 
den GG-Artikeln, die für die verfassungsrechtliche Bewertung des Spielrechts relevant 
sind (Art. 3, 12, 14 und 70-74). Kommentiert wird weiterhin die Strafrechtsnorm des 
§ 285 StGB und die Erlaubnisnorm des § 33i GewO betreffend Spielhallen. Weitere 
spezielle Materien sind Bestimmungen des RennwLottG, des GWG, des UWG und 
der Staatsvertrag über die Gründung der Klassenlotterie der Länder. Unionrechtliche 
Aspekte kommen ebenfalls nicht zu kurz (Seite 927 bis 1020). 
Das vorliegende Werk wird von einem Autorenteam aus Wissenschaft und Praxis 
verantwortet. Diese Auswahl ist glücklich. Ministerialreferenten, die federführend an 
den Gesetzen beteiligt waren, verfügen zwar in der Regel über profunde Sachkenntnis, 

stehen aber nicht selten ihrem Produkt nicht besonders kritisch gegenüber. Ein guter 
Kommentar muss aber zweifelhafte Regeln „hinterfragen“, also den Finger auf wunde 
Punkte legen. Erfreulicherweise wird dieser Anspruch erfüllt, wie diverse Textstellen 
anschaulich belegen. Im Zusammenhang mit der Erläuterung zum Nebeneinander von 
spielhallenrechtlicher und glücksspielrechtlicher Erlaubnis führen die Kommentatoren 
beispielsweise aus, das „Regelungsgeflecht“ sei eher ein Beispiel für ein „missglücktes 
Gesetzesvorhaben im föderalen Staat“ (§ 24 GlüstV Rn. 37). Treffender kann man das 
deutsche Spielrecht schwerlich beschreiben.

Fazit: Ein für alle, die sich mit Spielrechtsfragen zu befassen haben, ist der vorliegende 
Kommentar ein „Muss“. Einen besseren Zugang zu einem komplexen Rechtsgebiet 
dürfte schwer finden.
	 Prof. Dr. J. Vahle, Bielefeld

Boisserée/Oels/Hansmann/Denkhaus, Immissionsschutzrecht, Kommentar, 52. Er-
gänzungslieferung, 262 Seiten, € 78,90 sowie 53. Ergänzungslieferung, 332 Seiten, 
€ 93,90, Verlag Reckinger, ISBN 978-3-7922-0158-9

Die Ergänzungslieferungen 52 und 53 bringen die Kommentierung auf den Stand Janu-
ar 2016 und das Gesamtwerk auf einen Umfang von knapp unter 3.000 Seiten. Ganz auf 
der Höhe der Zeit wird mit der 53. Ergänzungslieferung die Kommentierung nun auch 
in digitaler Form verlegt (ISBN 978-3-7922-0208-1). Diese kann im Jahresabonnement 
inkl. Updates lizensiert werden. In Anbetracht der zwei Loseblattbände stellt dies einen 
großen Vorteil in der Handhabung dar und ermöglicht auch die mobile Nutzung.
Unter dem Titel „Immissionsschutzrecht“ werden in bewährter Art und Weise bun-
des- und landesrechtliche Regelungen des Rechtsgebietes zusammengeführt und kom-
mentiert. Alle wesentlichen Vorschriften des Rechtsgebiets sind in den zwei Bänden 
zusammengefasst.
Durch die 52. Ergänzung finden Regelung wie die KWK-Kosten-Nuzten-Ver-
gleich-Verordnung, die Neufassung des Umweltinformationsgesetztes oder die Än-
derungen der 4. BImschV Eingang in das Werk. Besonders hervorzuheben ist das in 
diesem Rahmen aufgenommene Klimaschutzgesetz NRW, das als erstes Gesetz seiner 
Art Anfang 2013 in Kraft trat. Es formuliert u.a. den Anspruch bis 2030 eine klima-
neutrale Landesverwaltung zu erreichen.
Wesentlicher Inhalt der 53. Ergänzung ist die Aktualisierung der Vorschriften des zwei-
ten Bandes, also der Verwaltungsvorschriften. Wegen des weiter ansteigenden Umfangs 
der Kommentierung fällt nunmehr der seitherige Abschnitt C mit europarechtlichen 
Vorschriften weg. Die Kommentierung zielt damit auf eine Nutzung im Rahmen des 
Rechtsvollzuges durch Landes- und Kommunalbehörden ab. Es wäre sicherlich zur 
Vollständigkeit wünschenswert, diese Vorschriften gerade auch wegen des Anwen-
dungsvorrangs von EU-Recht weiter mitzuführen, dies würde aber gleichzeitig den Um-
fang der Kommentierung nachhaltig belasten. Insoweit ist der Entfall nachvollziehbar.
Die Kommentierung sticht auch weiterhin mit ihrer Zusammenführung maßgeblicher 
bundes- und landesrechtlicher Regelungen in einem Werk hervor. Das selbst gesetzte 
Ziel, nämlich ein Werk zur Nutzung in den Behörden von NRW vorzulegen, wird auf 
einem qualitativ hohem Standard erreicht.
� Rouven L. Schnurpfeil

Urban/Wittkowski, Bundesdisziplinargesetz, 2. Aufl. 2017, 643 Seiten, geb., € 119,00, 
C. H. Beck, ISBN 978-3-406-69363-2

Fünf Jahre liegen zwischen der aktuellen und der Erstauflage des – in der Gelben Reihe 
erschienenen – Kommentars. Zahlreiche neue Gesetze und Vorschriften mit mehr oder 
weniger starkem Bezug zum BDG waren einzuarbeiten. Darüber hinaus haben die Au-
toren die Zeitspanne genutzt, um Literatur und Rechtsprechung zum Disziplinarrecht 
einzuarbeiten. Die Kommentierung befindet sich auf dem Stand Oktober 2016. Innere 
Gliederung und Form des Werkes lassen kaum Wünsche offenen. Zu erwägen wäre für 
die Zukunft, die Zitate in die Fußnoten zu verbannen.
Erfreulich ist, dass nicht nur das „formelle“ Disziplinarrecht behandelt wird, sondern 
– soweit erforderlich – stets die Verbindungen zum materiellen (Beamten-)Recht herg-
estellt werden.
Stichproben haben gezeigt, dass die Erläuterungen durchweg gut verständlich sind und 
argumentativ auf hohem Niveau liegen. 
Zwar stimmen, worauf die Autoren im Vorwort explizit hinweisen, die Landes-
disziplinargesetze nicht im Detail mit dem BDG überein. Es besteht allerdings die 
Tendenz, die landesrechtlichen Regelungen weiter an das BDG anzupassen. In einer 
Besprechung der Vorauflage schrieb ein Rezensent, das Werk werde durchaus über den 
Bereich des Bundes hinaus Bedeutung gewinnen. Dieser Einschätzung schließe ich 
mich an. Dazu trägt nicht zuletzt bei, dass die Kommentierung stets das Landesrecht 
in den Blick nimmt. In eigenen Kapiteln (s. z. B. § 5 Rn. 12 ff.) wird auf Übereinstim-
mungen und Abweichungen hingewiesen. 

Fazit: Ein Kommentar, der sowohl den mit der Durchführung eines Disziplinarver-
fahrens befassten Beamten als auch Richtern und Verteidigern sehr gute Dienste leisten 
kann.
� Reg.-Dir. G. Haurand, Bielefeld
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Abhandlungen 

Am 1. August 1976 nahm die Fachhochschule für öffentliche Verwaltung 
des Landes Nordrhein-Westfalen (FHöV NRW) den Studienbetrieb auf. 
In Heft 9/2017 der DVP wurde auf die Gründungsphase der Hochschule 
zurückgeblickt. Im zweiten Teil des Aufsatzes wird die weitere Entwick-
lung der FHöV NRW bis heute dargestellt. 

1 Weiterentwicklung der Rechtsgrundlagen

Die erste Rechtsgrundlage für die Organisation und die Aufgaben 
der FHöV NRW war der durch Gesetz vom 25. Februar 19751 ein-
gefügte Teil II des Gesetzes über die Fachhochschulen im Lande 
Nordrhein-Westfalen (FHG NRW). Dadurch wurde die Errich-
tung „Besonderer Fachhochschulen“ ermöglicht. Mit dem Gesetz 
über die Fachhochschulen für den öffentlichen Dienst im Lande 
Nordrhein-Westfalen (FHGöD NRW) vom 29. Mai 19842 wurde 
erstmals eine gesetzliche Sonderregelung für diese Hochschulen 
geschaffen. Das Gesetz galt für die Fachhochschule für Finanzen 
NRW in Nordkirchen, die Fachhochschule für Rechtspflege in Bad 
Münstereifel und die Fachhochschule für öffentliche Verwaltung 
NRW. Am 4. November 2004 legten die Fraktionen der SPD und 
Bündnis 90/Die Grünen den Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des FHGöD NRW und des Landesbeamtengesetzes NRW (LBG 
NRW) vor.3 Für die FHöV NRW waren darin wesentliche Änderun-
gen enthalten. Bis zur Verkündung des Gesetzes am 1. März 20054 
gab es eine intensive Diskussion in den Ausschüssen, an der sich u.a. 
die Arbeitsgemeinschaft der Kommunalen Spitzenverbände NRW 
mit einer schriftlichen Stellungnahme5 beteiligt hat.6 

Bei der Einbringung des Gesetzentwurfs7 am 11. November 2004 
führte der Abgeordnete Jürgen Jentsch (SPD) im Düsseldorfer Land-
tag aus: „Mit diesem Gesetzentwurf wollen wir die Ausbildung im 
öffentlichen Dienst den sich wandelnden Anforderungen an einen 
modernen öffentlichen Dienst anpassen. Den Anstoß dazu hat der 
Wissenschaftsrat 1996 und 2002 gegeben, um so die Ausbildung 
für den gesamten öffentlichen Sektor an dem Qualitätsniveau einer 
Hochschulausbildung und den hochschulgemäßen Strukturen aus-
zurichten. (…) Vorangegangen ist ein langjähriger, intensiver Ab-
stimmungsprozess mit allen Beteiligten und den wichtigsten Abneh-
mern, vor allem den Kommunen, vertreten durch die kommunalen 
Spitzenverbände. Wir wollen keine Revolution, sondern eine Reform 
mit Augenmaß. Wir wollen anknüpfen an das, was sich bewährt hat. 

*  Reinhard Mokros ist Präsident der Fachhochschule für öffentliche Verwaltung 
NRW

1 Bekanntgabe der Neufassung des Gesetzes vom 25.3.1975, GV. NW. S. 204.
2 GV. NW. 1984 S. 303.
3 LT-Drs. 13/6168.
4 GV. NW. S. 168.
5 Zuschrift 13/4649 vom 11.1.2005.
6 Dokumentation des Beratungsverlaufs: www.landtag.nrw.de > Dokumente & 

Recherche > Parlamentsdatenbank > 13. Wahlperiode.
7 Landtag NRW, Plenarprotokoll 13/135, S. 13190.

Wir wollen die hohe Qualität und den Praxisbezug der dreijähri-
gen Ausbildung an der Fachhochschule für öffentliche Verwaltung 
und bei den Einstellungsbehörden erhalten und verbessern. (…) Wir 
passen die Ausbildung für den öffentlichen Dienst an internationale 
Standards an, indem wir Bachelor- und Masterstudiengänge, letztere 
in Kooperation mit einer Universität, einführen. Damit stärken wir 
die Fachhochschule im Wettbewerb um gute Studenten. Durch an-
wendungsbezogene Forschung und bedarfsgerechte Weiterbildung 
wollen wir einen größeren Beitrag zur Modernisierung der Verwal-
tung leisten. Mit ihren ca. 170 Professoren und Dozenten verfügt 
die Fachhochschule für öffentliche Verwaltung über das notwendige 
Potenzial. Wir schaffen die Voraussetzung dafür, dass die Forschung 
nicht zulasten der Ausbildung ausgeweitet wird. Die Abnehmer 
haben nämlich einen Anspruch darauf, dass die Absolventen die-
ser Fachhochschule gut ausgebildet und damit auf den Praxiseinsatz 
vorbereitet sind.“

Innenminister Fritz Behrens (SPD) ging in seinem Redebeitrag8 be-
sonders auf die Verbesserungen des Praxisbezuges des Studiums ein 
und führte dazu aus: „Ein überaus wichtiger Baustein der Ausbildung 
ist die enge Verzahnung der sogenannten fachwissenschaftlichen 
Ausbildung mit den Anforderungen an die Praxis. Das ist überhaupt 
das Ei des Kolumbus in dieser Ausbildung. Der Gesetzentwurf ent-
hält zwei Bausteine, mit denen dieser Prozess verbessert und inten-
siviert werden soll. Zum einen haben wir Gremien vorgesehen, die 
mit Vertretern der Ausbildungsbehörden und der Fachhochschule 
paritätisch besetzt sind, um eine solche inhaltliche Abstimmung der 
Ausbildungsinhalte zu gewährleisten. Zum anderen wird die Zahl 
der Vertreter der Berufspraxis in den Fachbereichsräten gegenüber 
dem jetzigen Zustand verstärkt. Die Fachhochschule stellt sich also 
ganz bewusst dem Dialog mit den Anforderungen aus der Praxis. 
Wir hoffen gemeinsam, dass wir damit in unserer Ausbildung noch 
besser werden.“

Zu Recht wird das FHGöD in der Fassung des Jahres 2005 als 
„Markstein“ für die Entwicklung der FHöV NRW bezeichnet.9 Das 
Gesetz hat aber auch erhebliche Schwächen. So erschweren die zahl-
reichen Verweisungen im FHGöD NRW auf das Hochschulgesetz 
vom 14. März 200010 in der Fassung vom 30. November 200411 die 
Handhabung des Gesetzes erheblich. Die zweite Schwäche sind die 
zahlreichen Sonderregelungen für die FHöV NRW. Inhaltlich sind 
diese Regelungen aus Sicht der Hochschule sinnvoll und zeigen, dass 
der Gesetzgeber das Postulat des § 4 S. 2 FHGöD NRW, wonach 
(nur) für die FHöV NRW sicherzustellen ist, „dass sie an der allge-
meinen Hochschulentwicklung teilhat“, ernst meint. Wegen der gro-
ßen Zahl der Sonderregelungen handelt es sich beim FHGöD NRW 

8 Landtag NRW, aaO. (Fn. 7), S. 13194.
9 Schrapper: Verwaltungsausbildung auf neuen Wegen, in: Städte- und Gemeinde-

rat, H. 7-8/2008, S. 11.
10 GV. NRW. S. 190.
11 GV. NRW. S. 752.

Reinhard Mokros*

Ausbildung des gehobenen Dienstes der 
Kommunalverwaltung an der FHöV NRW (Teil 2)
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der öffentlichen Verwaltung. Mit diesem Werk liegt nun ein 
systematisches Lehrbuch der Verwaltungsethik vor.
Band 18, 
ISBN 978-3-7869-1096-1, 29,90 €

Frank Boffer/Stefan Eisner/Thomas Gerlach

Jan Seybold/Wolfgang Neumann/Frank Weidner

*Irrtum und Preisänderung vorbehalten
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